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Siebter Bericht im Überblick 

Mit dem vorgelegten Siebten Staatenbericht kommt die Bundesrepublik Deutschland ihrer 

Verpflichtung nach, dem Europarat umfassend über die Umsetzung der Europäischen 

Charta der Regional- oder Minderheitensprachen gem. Artikel 15 Absatz 1 zu berichten. 

Die Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen (kurz: Sprachencharta) 

wurde am 24. Juni 1992 als völkerrechtliches Instrument des Europarats beschlossen. Sie ist 

in Deutschland seit 1. Januar 1999 in Kraft. 

Die Sprachencharta dient dem Schutz und der Förderung von in einem Vertragsstaat 

gesprochenen Regional- oder Minderheitensprachen als Teil des europäischen Kulturerbes. 

Geschützt sind in Deutschland die Minderheitensprachen Dänisch, Ober- und 

Niedersorbisch, Nord- und Saterfriesisch, das Romanes der deutschen Sinti und Roma sowie 

die Regionalsprache Niederdeutsch. Mit dem umfassenden Regelwerk der Sprachencharta 

soll die Bewahrung dieser Sprachen gesichert und ihre Verwendung im privaten und 

öffentlichen Bereich unterstützt werden. Dieses leistet einen Beitrag zur Förderung der 

Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in den überwiegend ländlichen Regionen, in denen 

Regional- und Minderheitensprachen gesprochen werden. Bund und Länder haben einen 

umfangreichen Katalog konkreter, völkerrechtlich verbindlicher Verpflichtungen über-

nommen, die nach der Situation der jeweiligen Sprache differenziert ausgewählt wurden. 

Die von Bund und Länder getroffenen Maßnahmen in Politik, Gesetzgebung und Praxis zur 

Umsetzung der Sprachencharta werden in diesem Siebten Staatenbericht für den Zeitraum 

von Dezember 2017 bis April 2021 umfassend dargestellt. Ebenso beziehen Bund und Länder 

zu den aktuellen Empfehlungen des Ministerkomitees Stellung. Die nationalen 

Minderheiten sowie die Sprechergruppe Niederdeutsch wurden an der Erstellung des 

Staatenberichts beteiligt und ihre Stellungnahmen abgebildet. 

Zu den wesentlichen Entwicklungen im Berichtszeitraum zählen: 

 Rechtsverordnung zur Erweiterung der Sprachencharta: Das Land Schleswig-

Holstein hat zusätzliche Verpflichtungen für Dänisch, Friesisch und Niederdeutsch 

gemäß der Sprachencharta neu gezeichnet in Bezug auf Verwaltungsdokumente, 

Ortsnamen und kulturelle Aktivitäten. 
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 Viertes Finanzierungsabkommen für die Stiftung das sorbische Volk: Der Bund, der 

Freistaat Sachsen und das Land Brandenburg haben sich auf ein neues 

Finanzierungabkommen geeinigt. Nach Unterzeichnung durch die drei 

Finanzierungsgeber wird das Abkommen rückwirkend zum 1. Januar 2021 in Kraft 

treten und gilt bis Ende 2025. 

 Geschäftsstelle des Bundesrats für Niederdeutsch: Das im Herbst 2017 eingerichtete 

Niederdeutschsekretariat hat seine Arbeit aufgenommen und zum 1. Januar 2018 die 

Geschäftsführung des Bundesrats für Niederdeutsch übernommen. Es wird seitdem 

mit Mitteln des BMI gefördert. 

 Gründung des Länderzentrums für Niederdeutsch gGmbH (LzN): Die Länder 

Schleswig-Holstein, Niedersachsen Bremen und Hamburg haben das LzN zum 

1. Januar 2018 gegründet, das dem länderübergreifenden Schutz, Erhalt und der 

Weiterentwicklung der Regionalsprache Niederdeutsch dient. 

 Errichtung der Stiftung für die Friesische Volksgruppe: Die Landesregierung 

Schleswig-Holstein hat die sog. „Friisk Stifting“ am 30. Januar 2020 gegründet u.a. 

zum Zweck der Förderung von Kunst und Kultur, der Pflege der Sprache sowie der 

Volksbildung und Heimatkunde. 

 Europäisches Roma-Institut für Kunst und Kultur e.V. (ERIAC): Das im Jahr 2017 in 

Berlin gegründete Institut, startete mit Unterstützung des Auswärtigen Amts im Jahr 

2020 das Programm „Initiative zur Kulturgeschichte der Roma“, die auch eine 

wesentliche Komponente zur Förderung von Romanes enthält. 

 Aktualisierte Broschüre „Nationale Minderheiten – Minderheiten- und 

Regionalsprachen in Deutschland“: Im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit hat das 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat seine erstmals im Jahr 2012 

veröffentlichte Broschüre als vierte aktualisierte Auflage Anfang 2021 veröffentlicht. 

Dieser Bericht wird durch den Sachverständigenausschuss des Europarats geprüft und dem 

Ministerkomitee – ggf. mit Hinweisen auf Umsetzungsdefizite und Vorschlägen für 

Empfehlungen an den Vertragsstaat – zur Annahme vorgelegt. 

Der Staatenbericht wird anschließend durch den Europarat veröffentlicht. 
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A. Vorbemerkungen 
Der Siebte Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland gemäß Art. 15 Abs. 1 der 

Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen (Sprachencharta) wurde 

erstellt durch das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat in Zusammenarbeit 

mit anderen Bundesressorts sowie den zuständigen Behörden der Länder und unter 

Beteiligung der Organisationen/Verbände der Sprecherinnen und Sprecher der durch die 

Sprachencharta geschützten Sprachen. 

Die Bundesverbände erhielten Gelegenheit, ihre Sichtweise zum Stand der 

Implementierung der Sprachencharta in der Bundesrepublik Deutschland, die sich nicht mit 

derjenigen der Behörden decken muss, wiederzugeben. Die jeweiligen Stellungnahmen sind 

unter Abschnitt F. im Bericht dargestellt. 

Im April 2021 fand eine Implementierungskonferenz aufgrund der derzeitigen COVID-19-

Pandemie zur Finalisierung des Sprachenberichts online statt. 

Der Bericht bezieht sich auf den Zeitraum zwischen Dezember 2017 und April 2021. 

Der Berichtsaufbau orientiert sich an den neuen Beschlussvorgaben des Ministerkomitees, 

die ab 1. Juli 2019 gelten. Sofern dies aus darstellerischen oder inhaltlichen Gründen geboten 

war, werden Gliederungspunkte in Abschnitt E zum Teil zusammengefasst. Dies betrifft vor 

allem die von den jeweiligen Ländern eingegangenen Verpflichtungen, zu denen es keine 

nennenswerten Veränderungen zu den vorherigen Berichtszeiträumen gab und somit – ggf. 

unter Querverweis auf die einschlägige Fundstelle – auf eine erneute Darstellung ihrer 

Aktivitäten verzichtet wurde. 

Grundlegende Informationen zu den in Deutschland geschützten Regional- und 

Minderheitensprachen sind im Ersten Bericht der Bundesrepublik Deutschland gemäß 

Artikel 15 Absatz 1 der Europäischen Charta der Regional- oder Minderheitensprachen auf 

den Seiten 3 – 28 zu finden. Der Bericht ist auf der Internetseite des Bundesministeriums des 

Innern, für Bau und Heimat (https://www.bmi.bund.de/DE/startseite/startseite-node.html) 

einsehbar. 

http://#


 

    
  

 

 

   

     

  

 

    

   

 

  

  

  

 

 

  

26 

B. Aktualisierte geographische und 
demographische Angaben 

In geographischer und demographischer Hinsicht gab es im Berichtszeitraum keine 

Änderungen. 

Die von Schleswig-Holstein für Dänisch gezeichnete Verpflichtung nach 

Artikel 10 Absatz 1 a) v. der Sprachencharta wird mit der Änderung von § 82 b Abs. 1 Satz 1 

des Landesverwaltungsgesetzes Schleswig-Holstein (LVwG) vom 25. September 2018 auch in 

der kreisfreien Stadt Kiel umgesetzt. Somit können abweichend von § 82 a Absatz 2 LVwG 

SH in den Kreisen Nordfriesland, Schleswig-Flensburg und in den kreisfreien Städten 

Flensburg und Kiel sowie im Kreis Rendsburg-Eckernförde bei Behörden in dänischer 

Sprache Anträge gestellt oder Eingaben, Belege, Urkunden oder sonstige Dokumente 

vorgelegt werden. 

Die in diesem Absatz festgelegten geografischen Geltungsbereiche für die 

Minderheitensprache (Nord-)Friesisch und die Regionalsprache Niederdeutsch sind durch 

diese Ergänzung nicht berührt. 
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C. Allgemeine Entwicklungen 
Zunächst wird auf die allgemeinen Entwicklungen im Bereich des Schutzes und der 

Förderung der Regional- und Minderheitensprachen in der Bundesrepublik Deutschlands 

seit Erstellung des letzten Berichts, der dem Generalsekretär des Europarates am 22. 

Dezember 2017 übersandt wurde, eingegangen. 

I. Veränderte Rahmenbedingungen 

1. Erweiterung der Sprachencharta für Schleswig-Holstein 
Das Land Schleswig-Holstein hat zusätzliche Verpflichtungen für Dänisch, Friesisch und 

Niederdeutsch gemäß der Sprachencharta neu gezeichnet in Bezug auf 

Verwaltungsdokumente, Ortsnamen und kulturelle Aktivitäten. Der Chef der 

Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein hatte das Bundesministerium des Innern, 

für Bau und Heimat als federführendes Bundesressort in 2019 aufgefordert, das 

notwendige Verfahren für die Notifikation gegenüber dem Generalsekretär des 

Europarats einzuleiten. 

Für die erweiternde Erklärung war kein Gesetz im Sinne von Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 

Grundgesetzes erforderlich, sondern eine Rechtsverordnung der Bundesregierung auf 

Grund des Artikels 2 des Zweiten Gesetzes zur Europäischen Charta der Regional- oder 

Minderheitensprachen des Europarats vom 11. September 2002 ausreichend; die in 

Frage kommenden Sprachen sowie der Pflichtenkreis aus Teil III in der Charta sind 

selbst abschließend bestimmt und bekannt. Nach Zustimmung des Bundesrates am 18. 

September 2020 hat die Bundesregierung die Verordnung am 15. Oktober 2020 erlassen 

(BGBl. 2020 II S. 742). Die Erweiterung ist dem vom Generalsekretär des Europarates am 

8. Januar 2021 mit Wirkung vom 7. Januar 2021 notifiziert worden (Notifikation Ref.: 

JJ9160C Tr./148-59). 

Bei den durch das Land Schleswig-Holstein neu übernommenen Verpflichtungen 

handelt es sich um 

 Artikel 10 Absatz 1 c) für Dänisch und Friesisch 

 Artikel 10 Absatz 2 g) für Dänisch und Niederdeutsch 
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 Artikel 12 Absatz 1 a) und b) für Dänisch 

 Artikel 12 Absatz 1 e) für Niederdeutsch. 

2. Viertes Finanzierungsabkommen für die Stiftung das sorbische Volk 
Der  Bund, der  Freistaat Sachsen  und  das  Land  Brandenburg  haben sich auf ein  

Viertes Abkommen  über die gemeinsame Finanzierung der Stiftung für das sorbische 

Volk verständigt. Nach Unterzeichnung durch die drei Finanzierungsgeber  wird das  

Abkommen rückwirkend zum 1.  Januar 2021 in Kraft treten und gilt bis Ende 2025.  Im  

Vierten Finanzierungabkommen werden pro  Jahr 11,96 Millionen  Euro vom  Bund,  7,97  

Millionen Euro vom  Freistaat Sachsen und 3,99 Millionen Euro  von Brandenburg  

getragen. Die Gesamtförderung der drei Finanzierungsgeber an die Stiftung erhöht sich  

damit von derzeit 18,60 Millionen Euro auf jährlich 23,92 Millionen Euro. Die  

Finanzierungsanteile der drei  Finanzierungsgeber  wurden entsprechend  dem Dritten 

Abkommen fortgeführt: im  Verhältnis drei Sechstel  Bund, zwei Sechstel Freistaat  

Sachsen und ein Sechstel Land Brandenburg.  

Zusätzlich ermöglicht das Finanzierungabkommen den Bund und die Länder 

Brandenburg und Sachsen nach Artikel 2 über die in Artikel 1 genannten Fördersumme 

hinausgehende Leistungen zu erbringen. 

3. Strukturstärkungsgesetz 
Am 14. August 2020 ist das „Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen“ (StStG) in Kraft 

getreten und setzt die strukturpolitischen Empfehlungen der Kommission „Wachstum, 

Strukturwandel und Beschäftigung“ um.   

Gemäß § 17 Nr. 31 StStG fördert der Bund Maßnahmen zur Förderung der Bewahrung 

und Fortentwicklung der Sprache, Kultur und Tradition des sorbischen Volkes als 

nationaler Minderheit. 

4. Zweite Novellierung des Sorben/Wenden-Gesetzes 2018 
Im Oktober 2018 wurde das brandenburgische Sorben/Wenden-Gesetz (SWG) zum 

zweiten Mal novelliert (Gesetzestext: https://bravors.brandenburg.de/gesetze/swg). 

Wesentliche Neuerung ist die verpflichtende Einsetzung hauptamtlicher Beauftragter 
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für Angelegenheiten der Sorben/Wenden bei den Landkreisen Dahme-Spreewald, 

Oberspreewald-Lausitz, Spree-Neiße/Sprjewja-Nysa und der kreisfreien Stadt 

Cottbus/Chóśebuz im Umfang von jeweils einer durch das Land finanzierten 

Vollzeitstelle. In der Folge wurden auch die Verwaltungsvorschriften zum SWG 

überarbeitet (VV SWG, Text: 

https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/sorben_wenden_2019). Die 

Neufassungen von SWG und VV SWG traten zum 1. Januar 2019 in Kraft. Die 

Verordnung über die Erstattung des Zusatzaufwandes aus der Anwendung des 

Sorben/Wenden-Gesetzes wurde ebenfalls überarbeitet und trat am 2. Oktober 2020 in 

Kraft (SWGKostenV, Verordnungstext: 

https://bravors.brandenburg.de/verordnungen/swgkostenv). 

Im November 2018 trat das Gesetz über die elektronische Verwaltung im Land 

Brandenburg in Kraft (Brandenburgisches E-Government-Gesetz; 

https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbgegovg). In ihm ist u.a. geregelt, dass 

elektronische Verwaltungsdienstleistungen so zur Verfügung zu stellen sind, dass die 

Rechte aus dem SWG zur Verwendung der niedersorbischen Sprache in Verwaltungen 

gewährleistet sind. 

2019 wurde das 25-jährige Jubiläum der Verabschiedung des SWG mit einer 

öffentlichen Veranstaltung in  Cottbus/Chóśebuz gewürdigt. In der durch das 

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur  herausgegebenen 

Begleitpublikation wird auch das 20-jährige Jubiläum des Inkrafttretens der 

Sprachencharta  erwähnt.  

5. Errichtung der Stiftung für die Friesische Volksgruppe im Land 
Schleswig-Holstein 

Die Landesregierung  Schleswig-Holstein  hat mit  Inkrafttreten des 

Errichtungsgesetzes am 30. Januar 2020 die „Stiftung für die Friesische Volksgruppe im  

Lande Schleswig-Holstein“  (Friesenstiftung) gegründet. Sie  trägt die friesische 

Bezeichnung „Friisk Stifting“. Der Zweck der Stiftung ist die  Förderung von Kunst und 

Kultur, die Pflege der Sprache, die Förderung von Volksbildung und Forschung, die 

Förderung der  Heimatpflege und  Heimatkunde  und  die Förderung  des traditionellen 
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Brauchtums  jeweils  in Bezug auf die friesische  Volksgruppe in Schleswig-Holstein  sowie 

die Förderung der interfriesischen  Zusammenarbeit. Die vier  wichtigsten Vereine der 

friesischen  Volksgruppe im Lande Schleswig-Holstein sind  im Stiftungsrat als  

beschlussfassendes Gremium mit Stimmrecht vertreten. Das Friesengremium beim  

Schleswig-Holsteinischen Landtag fungiert als beratendes  Gremien.  Die Gründung der 

Friesenstiftung  ist ein aktives Bekenntnis  des Landes zum langfristigen Schutz und zur 

Sicherung  der friesischen Volksgruppe. In  der Friesenstiftung wird  die  gesamte 

Förderung des Bundes (der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien - 

BKM) und des Landes (des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur) für die 

Friesen  gebündelt. Die Friesenstiftung hat mit der konstituierenden Sitzung am  26. 

August 2020 ihre  Arbeit aufgenommen.  Am 21. Januar  2021 hat die erste 

Stiftungsratssitzung  stattgefunden, um über die  ersten Projektanträge  zu entscheiden.  

6. Stiftung des Mina-Witkojc-Preises durch das Land Brandenburg 
Das Land  Brandenburg  vergibt seit 2018 in zweijährigem Turnus den Mina-Witkojc-

Preis als Landespreis für besonderes Engagement im  Bereich der 

sorbischen/wendischen, insbesondere der niedersorbischen, Sprache. Der mit 

2.500  Euro dotierte Preis macht entsprechendes Engagement sichtbar  und würdigt es 

öffentlich.  

7. Neue Arbeitsgrundlagen für Niederdeutsch im Land Brandenburg 
Am 19. Februar 2018 wurde zwischen dem Verein für Niederdeutsch im Land 

Brandenburg e.V. und der Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur des 

Landes Brandenburg eine Vereinbarung über die Grundlagen der Zusammenarbeit 

zwischen dem Land Brandenburg und der niederdeutschen Sprachgruppe geschlossen 

(https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Amtsblatt%209_18.pdf). 

In ihr bekennt sich das Land Brandenburg auch zu den unter Teil III der Charta 

übernommenen Verpflichtungen als Ziele seines Handelns. 

Am 20. Februar 2020 trat der Erlass „Zweisprachige deutsch-niederdeutsche 

Beschriftung des Verkehrszeichens Z 310 der Straßenverkehrs-Ordnung“ in Kraft 

(https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/z_310_stvo_2020), auf dessen 
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Grundlage nunmehr in Brandenburg Ortstafeln auch für die Sprache Niederdeutsch 

zweisprachig ausgeführt werden können. 

Am 7. Mai 2020 wurden die Geschäftsbereiche der obersten Landesbehörden in 

Brandenburg neu bekanntgemacht 

(https://bravors.brandenburg.de/verordnungen/gbol). Darin ist für das Ministerium für 

Wissenschaft, Forschung und Kultur nunmehr die Zuständigkeit für Angelegenheiten 

des Niederdeutschen erstmals benannt und öffentlich sichtbar gemacht worden. 

8. Neue Arbeitsgrundlage für Romanes im Land Brandenburg 
Am 1. Oktober 2018 wurde zwischen dem Landesverband Deutscher Sinti und Roma 

Berlin-Brandenburg e.V. und der Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

eine Vereinbarung über die Grundlagen der Zusammenarbeit geschlossen 

(https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/Amtsblatt%2043_18.pdf). 

In ihr wird auch auf Teil II der Sprachencharta verwiesen. Aufgrund der Interessenlage 

der deutschen Sinti und Roma in Brandenburg stehen weitere Maßnahmen für 

Romanes nicht im Mittelpunkt der Vereinbarung. 

9. Weitere Veränderungen 
Der Landtag Brandenburg  beschloss am 25. März 2021 den Antrag „Ein 

Mehrsprachigkeitskonzept für Brandenburg auf den Weg bringen und die Stärkung der  

angestammten Regional- und Minderheitensprachen Brandenburgs fortsetzen“  

(Landtags-Drucksache 7/3204-B). In ihm wird die Landesregierung u.a. zur Prüfung der  

Übernahme weiterer  Chartaverpflichtungen und anderen Maßnahmen für Regional- 

und Minderheitensprachen aufgefordert. Zur Umsetzung  wird im nächsten 

Berichtszeitraum  Bericht erstattet.  

Das Land  Hessen  berichtet, dass am 6. September 2017 ein Staatsvertrag zwischen dem  

Land Hessen  und dem Verband Deutscher Sinti und  Roma, Landesverband Hessen,  

unterzeichnet wurde. Am 25. November 2017 erfolgte die Verkündung des 

entsprechenden  Gesetzes. Die  zuvor vorhandene Rahmenvereinbarung  wurde  damit in  

einen Staatsvertrag überführt. Ab dem 1. Januar 2018  wurde die Förderung der Arbeit 
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(Unterrichtung des Landtages 19/264) am 17. November 2020 verabschiedet mit dem 

Ziel, die einzigartige sprachliche Vielfalt Schleswig-Holsteins zu stärken, zu fördern und 

ihre Wahrnehmbarkeit in der Öffentlichkeit zu erhöhen. Sie baut damit auf dem 

Handlungsplan der 18. Legislaturperiode auf. In dem Handlungsplan 2020 verlagern die 

Schwerpunkte Bildung, Medien und Mehrwert den Fokus vom Spracherwerb jetzt auch 

auf Bereiche der Außenwirkung und Sichtbarkeit der Sprachen. Bildung bleibt 

weiterhin eines der wesentlichsten Politikfelder für den Erhalt und den Schutz der 

Regional- und Minderheitensprachen. Dazu kommen Maßnahmen zur Förderung der 

Medienpräsenz von Regional- und Minderheitensprachen. Dazu tritt der Mehrwert der 

Minderheiten- und Regionalsprachen zum Beispiel im Beruf, in Schule, Aus- und 

Weiterbildung oder auch im Ehrenamt. 

Der Freistaat Thüringen informiert über den Abschluss der „Gemeinsamen Erklärung 

über die Zusammenarbeit zwischen der Thüringer Landesregierung und dem Zentralrat 

Deutscher Sinti und Roma“ vom 2. Mai 2017, in der folgendes vereinbart wurde: 

„Die Thüringer Landesregierung und der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma setzen 

sich dafür ein, jeglicher Diskriminierung und Ausgrenzung von Angehörigen der 

Minderheit entgegenzuwirken und den gesellschaftlichen Antiziganismus zu ächten. 

Die Angehörigen der Minderheit sind vor jeglichen Handlungen zu schützen, die ihre 

ethnische, kulturelle und sprachliche Identität beeinträchtigen. 

Die Behörden sind in ihrem Handeln dem Schutz von Minderheiten verpflichtet. Dazu 

gehört auch die Vermeidung von diskriminierenden Minderheitenkennzeichnungen im 

internen und externen Sprachgebrauch.“ 

II. Jährliche Implementierungskonferenz 
Die Umsetzung des Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler Minderheiten und der 

Sprachencharta werden durch jährliche Implementierungskonferenzen begleitet, die im 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat stattfinden. Daran nehmen teil: die mit 

dem Minderheitenschutz und den Minderheiten- und Regionalsprachen befassten 

Bundesministerien, die bei den Ländern federführend zuständigen Landesbehörden, die 
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Verbände und Organisationen der durch die Instrumente geschützten Minderheiten bzw. 

Sprachgruppen sowie deren wissenschaftliche Institutionen. 

Der Beauftragte der Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten 

nahm in den vergangenen Jahren ebenfalls an den Implementierungskonferenzen teil. 

Bei der Implementierungskonferenz 2019 wurden u.a. die Empfehlungen Nummer 1 und 2 

des Ministerkomitees zum Sechsten Bericht der Bundesrepublik Deutschlands zur 

Sprachencharta in Vorbereitung auf die Berichterstellung des Siebten Sprachenberichts 

diskutiert. Ein Vertreter des Sekretariats der Europäischen Charta der Regional- oder 

Minderheitensprachen nahm ebenfalls als Gast an dieser Sitzung teil. 

Ein weiteres Schwerpunktthema dieser Implementierungskonferenz war die Umsetzung des 

Onlinezugangsgesetzes, welches den Bund, die Länder und Kommunen bis Ende 2022 

verpflichtet, ihre Verwaltungsleistungen auch digital anzubieten. In diesem Zusammenhang 

wurde die Berücksichtigung der Minderheitensprachen bei der digitalen Antragsstellung 

diskutiert, um die eingegangenen Verpflichtungen nach Artikel 10 der Sprachencharta auch 

unter dieser neuen Prämisse zu erfüllen. 

Am 12. und 13. April 2021 fand die letzte Implementierungskonferenz im digitalen Format 

zur Finalisierung des Siebten Sprachenberichts statt. Zudem wurde am zweiten Tag der 

Online-Veranstaltung das Schwerpunktthema „bundesweite Einbeziehung von 

Wissensvermittlung zu den vier nationalen Minderheiten in Deutschland und der 

Regionalsprache Niederdeutsch in die Lehrpläne der allgemeinbildenden Schulen“ 

thematisiert, an deren Sitzung auch die Kultusministerkonferenz teilnahm. 

III. Geschäftsstelle des Bundesrats für Niederdeutsch 
Im Herbst 2017 wurde die Geschäftsstelle des Bundesrats für Niederdeutsch – das 

Niederdeutschsekretariat – mit einer hauptamtlichen Leiterin in Hamburg zur 

organisatorischen und konzeptionellen Unterstützung des Bundesrats für Niederdeutsch 

und seiner ehrenamtlich tätigen Delegierten mit Fördermitteln des Bundesministeriums 

des Innern, für Bau und Heimat (BMI) eingerichtet. Zum 1. Januar 2018 hat das 

Niederdeutschsekretariat die Geschäftsführung des Bundesrats für Niederdeutsch 

übernommen und wird seitdem mit Mitteln des BMI gefördert. 
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Projekte des Niederdeutschsekretariats werden zudem regelmäßig mit Projektmitteln der 

Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien gefördert. 

Das Land Brandenburg (Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur) stellt 

jährlich 5.000 Euro für bundesländerübergreifende Projekte des Bundesrates für 

Niederdeutsch zur Verfügung, die durch das Niederdeutschsekretariat koordiniert und 

umgesetzt werden. 

IV. Institut für niederdeutsche Sprache e.V. 
Im Rahmen von informationspolitischen Maßnahmen wurden im Jahr 2018 zwei Projekte 

des Instituts für niederdeutsche Sprache (INS) durch das Bundesministerium des Innern, 

für Bau und Heimat gefördert. 

Zum einen erstellte das Institut für niederdeutsche Sprache einen Kalender für das Jahr 

2019. Im Mittelpunkt des Kalenders standen niederdeutsche Wörter, die in verschiedenen 

Dimensionen ausgeleuchtet werden sollen: Herkunft, Bedeutung und Nutzung des Wortes. 

Hierdurch sollte die allgemeine Öffentlichkeit über Wortgeschichten auf kenntnisreiche 

und populärwissenschaftliche Art ein allgemeines und unspezifisches Sprachinteresse – 

nicht nur bei Sprachinteressierten – für die Regionalsprache Niederdeutsch geweckt 

werden. 

Zum anderen erstellte und zeigte das INS eine Ausstellung, welche die Vielfalt der 

niederdeutschen Sprache am Beispiel des Theaters allen Bürgerinnen und Bürgern 

zugänglich gemacht werden sollte. Die Ausstellung wurde im Haus der Bürgerschaft – das 

Landesparlament Bremen im Dezember 2018 eröffnet und wurde danach auf Wanderschaft 

durch das INS geschickt. 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien hat im Jahr 2019 das Projekt 

„Teil-Neuorganisation der Bibliothek und Aktualisierung der Homepage“ sowie im Jahr 

2020 das Projekt „Aufbau eines Tonarchivs“ des INS gefördert. 

Die Länder Bremen, Ham burg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein verweisen auf 

ihren Beitrag zum Sechsten Sprachenbericht. 
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V. Länderzentrum für Niederdeutsch gGmbH 
Projekte des Länderzentrums für Niederdeutsch werden regelmäßig mit Projektmitteln der 

Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien gefördert. 

Nach der Beendung der gemeinsamen länderübergreifenden Finanzierung der Länder 

Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bremen und Hamburg für das Institut für 

niederdeutsche Sprache e.V. mit Wirkung zum 31. Dezember 2017 haben diese Länder zum 

1. Januar 2018 das „Länderzentrum für Niederdeutsch gGmbH“ (LzN) gegründet. Alle vier 

involvierten Länder beauftragen das Länderzentrum mit der Unterstützung bei den von 

ihnen mit der Europäischen Sprachencharta eingegangenen Verpflichtungen. 

Im Fokus der Arbeit stehen der Schutz, der Erhalt und die Weiterentwicklung des 

Niederdeutschen. Von hier aus werden diese Ziele länderübergreifend koordiniert und 

Verbände, Ehrenamtliche und wissenschaftliche Institutionen eng eingebunden. Das 

Länderzentrum hat zur Aufgabe, das Wissen über das Niederdeutsche in die verschiedensten 

Bereiche zu vermitteln. Die Aufgabenfelder der in diesem Bereich tätigen Gremien 

umfassen Bildung, Kirche, Pflege und Kultur. Darüber hinaus bilden die Unterstützung des 

ehrenamtlichen Engagements und die Nachwuchsförderung weitere Schwerpunkte. 

Das LzN ist maßgeblich in den Handlungsfeldern Bildung und Kultur und einem 

anwendungsorientierteren Transfer aus der Wissenschaft tätig. Das LzN trägt dabei zur 

Verbreitung von Informationen auf dem Gebiet der niederdeutschen Sprach- und 

Literaturwissenschaft in Kooperation mit den wissenschaftlichen Kompetenzträgern bei 

und regt auch hier einen Austausch an. 

Ebenso erfolgt eine enge Verzahnung mit den politischen Vertreterinnen und Vertretern in 

Bund und Ländern sowie den Mitgliedern des Bundesrats für Niederdeutsch und des 

Niederdeutschsekretariats. Das Länderzentrum bringt sich zudem in übergreifende Themen 

und das öffentliche Leben ein und entwickelt in Abstimmung mit den regionalen Akteuren 

zeitgemäße Kooperationen und Formate zur Vermittlung des Niederdeutschen. 

Das Länderzentrum für Niederdeutsch setzt verstärkt moderne Technologien unter 

Einbezug neuer Medien zur Sprachförderung ein. Es unterstützt beispielsweise die 
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Entwicklung von Audioguides, digitalen Lernwelten und bietet ein thematisch breit 

angelegtes Onlineseminar-Angebot an. Somit trägt es wesentlich zur Verankerung und 

Sicherung des Niederdeutschen in der Fläche bei. 

Finanziert wird das Länderzentrum für Niederdeutsch von den Ländern Bremen, Hamburg, 

Niedersachsen und Schleswig-Holstein mit jährlich insgesamt 271.000 Euro. Alle vier Länder 

halten dieselben Anteile an der neuen Gesellschaft und nehmen ihre fachliche 

Verantwortung in einem Aufsichtsrat gemeinsam und gleichberechtigt wahr. 

Im Aufsichtsrat vertritt Schleswig-Holstein der Beauftragte des Ministerpräsidenten in 

Angelegenheiten nationaler Minderheiten und Volksgruppen, Grenzlandarbeit und 

Niederdeutsch. 

In Bezug auf das von den Ländern Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-

Holstein errichtete Länderzentrum für Niederdeutsch hat das Land Mecklenburg-

Vorpommern erklärt, das von einer Beteiligung abgesehen wird, um seine Ressourcen auf 

die Umsetzung des Landesprogramms „Meine Heimat – Mein modernes Mecklenburg-

Vorpommern“ und in diesem Kontext die Entwicklung des an der Universität Greifswald 

eingerichteten Kompetenzzentrums für Niederdeutschdidaktik konzentrieren zu können. 

Eine direkte Zusammenarbeit zwischen dem Länderzentrum und dem Kompetenzzentrum 

ist in der Praxis gewährleistet. 

VI. Broschüre des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 
Heimat 

Um die nationalen Minderheiten in Deutschland und ihre Sprachen einer breiten 

Öffentlichkeit näher zu bringen, hat das Bundesministerium des Innern, für Bau und 

Heimat im Jahr 2012 erstmals seine Broschüre mit dem Titel „Nationale Minderheiten – 

Minderheiten- und Regionalsprachen in Deutschland“ herausgebracht, die im Jahr 2015 als 

dritte Auflage im Internet auf der Seite des Innenministeriums veröffentlicht wurde. 

Diese Broschüre wurde im März 2016 auch in englischer Sprache publiziert. 
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D. Empfehlungen des Ministerkomitees 

I. Empfehlung Nr. 1 
Das Ministerkomitee empfahl, dass das Bildungsangebot für Niedersorbisch, Nord-
und Saterfriesisch, Niederdeutsch sowie Romanes gestärkt werden sollte. 

1. Niedersorbisch 
Mit dem Landesprogramm zur „Förderung von Kindertagesstätten mit 

sorbischen/wendischen Bildungsangeboten“ wurden vom Land Brandenburg in den 

Jahren 2019 und 2020 jeweils 400.000 Euro und im Jahr 2021 540.000 Euro für 

Kindertagesstätten zur Verfügung gestellt. Dies soll vor allem dem Ausgleich des 

höheren Aufwands an Personal einschließlich dessen Qualifizierung dienen. Der Einsatz 

der Fördermittel soll dazu beitragen, insbesondere Angebote des Spracherwerbs (vor 

allem der immersiv-sprachlichen Witaj-Kindertagesstätten) zu stärken und 

auszuweiten, das Interesse von Familien und Fachkräften an diesen Angeboten lebendig 

zu halten und auszuweiten und anschlussfähige Bildungsprozesse in 

sorbischer/wendischer Sprache von der Kita bis zur Grundschule und in den Hort zu 

unterstützen. 

2. Nordfriesisch 
Das Land  Schleswig-Holstein  verbreitert durch die Erstellung von Lehr- und 

Unterrichtsmaterialien für zwei friesische Dialekte die Möglichkeit für Schulen, 

Nordfriesisch im Unterricht anzubieten.  So  konnten 2018 die  beiden 

Grundschullehrwerke „Paul  än Emma snååke frasch“ und „Paul än  Emma snaake fering“  

für die Klassenstufen 1 und 2 als Übersetzungen aus dem Niederdeutschen, „Paul un  

Emma snackt plattdüütsch“ erstellt werden. Handreichungsmaterialien zu den beiden  

Büchern sind in der Vorbereitung. Größtes Desiderat ist Unterrichtsmaterial für den  

Oberstufenunterricht an der Eilun-Feer-Skuul in Wyk auf Föhr. Auch für die  

Sekundarstufe I gibt es derzeit  kein aktuelles Unterrichtsmaterial.  

Es ist geplant, gemeinsam mit dem Nordfriisk Institut entsprechendes analoges und  

digitales Unterrichtsmaterial  zu erarbeiten (siehe Ausführungen  unter  E.IV.7.a.).  
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Zu den bekannten Studienmöglichkeiten der Europa-Universität Flensburg (EUF) wird 

auf die Ausführungen unter E.IV.3.e. sowie die Ausführungen auf Seite 80 des Sechsten 

Sprachenberichts verwiesen. Darüber hinaus wäre die Einrichtung von „Friesisch als 

Ergänzungsfach“ aus Sicht der EUF wünschenswert. Dies würde das Problem lösen, dass 

man ohne das Studienfach Deutsch (z.B. mit der Fächerkombination 

Dänisch/Sachunterricht) derzeit vom Friesischstudium ausgeschlossen ist. Die EUF wird 

die Einrichtung eines Ergänzungsfachs prüfen. 

Am Studienangebot der Frisistik an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) 

hat sich seit dem letzten Bericht in 2017 nichts verändert: Neben dem Bachelor- und 

Masterstudiengang gibt es ein Ergänzungsfach für das Lehramt Gymnasium. Für das 

Ergänzungsfach wurde in den vergangenen Jahren verstärkt geworben (u.a. mit Hilfe 

der Landesfachberaterin für Friesisch im IQSH). Das Problem des sehr geringen Zulaufs 

zum Ergänzungsfach Friesisch an der CAU ist auch durch mangelnde spätere 

Einsatzmöglichkeiten zu begründen. Das Einsatzgebiet beschränkt sich auf den Kreis 

Nordfriesland und die Insel Helgoland. In Wyk auf Föhr befindet sich das einzige 

Gymnasium, das Friesisch anbietet. 

3. Saterfriesisch 
An der Universität Oldenburg in Niedersachsen besteht für Lehramtsstudierende in der 

Germanistik die Möglichkeit, über ein Zertifikat vertiefte Kenntnisse im Bereich 

Niederdeutsch zu erhalten. Aufbauend auf diesem Zertifikat soll Niederdeutsch zuerst 

als Erweiterungsfach bzw. Drittfach, dann auch als eigenständiges Studienfach an der 

Universität Oldenburg angeboten werden Für Studierende mit Berufsziel Lehramt 

besteht so die Möglichkeit, einzelne Lehrveranstaltungen zu Saterfriesisch zu belegen. 

Die Universität Oldenburg hat mit dem Haushalt 2019 zusätzliche Mittel in Höhe von 

jährlich 350.000 Euro für die Ausstattung des Faches mit sächlichen und personalen 

Ressourcen erhalten. 
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Schulen, die sich nachhaltig und in besonderer Weise nicht nur um die Sprach-

begegnung, sondern auch um die Förderung, d. h. den Erwerb des Saterfriesischen, 

verdient machen und dies z. B. auch als Teil des Schulprofils sehen, kann der Titel 

„Saterfriesische Schule“ verliehen werden. 

4. Romanes 
Eine Erörterung dieser Empfehlung des Ministerkomitees in der 

Implementierungskonferenz 2019 brachte in Bezug auf Romanes im Ergebnis hervor, 

dass es nach der überwiegenden Erfahrung der Länder regelmäßig dem Wunsch der 

Minderheit entspreche, dass die Minderheitensprache vorwiegend innerhalb der 

Gemeinschaft im privaten Raum gelehrt werde, was teilweise vonseiten der Länder 

finanziell gefördert wird, ein öffentlicher Unterricht hingegen bisher mehrheitlich 

abgelehnt werde. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.VII.b verwiesen. 

Ergänzend haben folgende Länder hierzu näher ausgeführt: 

In Baden-Württemberg ist im Vertrag zwischen der Landesregierung und dem 

Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Baden-Württemberg e.V. (VDSR-

BW) in Artikel 1 (Rechte, gemeinsame Aufgaben und Pflichten) festgehalten, dass der 

„Ausbau von Bildungs- und Kulturangeboten für Sinti und Roma durch den VDSR-BW 

zur Vermittlung ihrer Sprache und Kultur“ angestrebt wird. Der VDSR-BW hat 2018 aus 

Mitteln des Vertrags eine Romanes-Sprachenschule eingerichtet. Dort werden 

Sprachkurse (auch im Online-Format) von der Minderheit für die Minderheit 

angeboten. Die angebotenen Sprachkurse lehren zum einen Grammatik, Vokabeln und 

Ausdrucksformen der Sprache, beinhalten aber auch einen kulturellen Teil. Die Sprache 

kann so als Ressource der eigenen Identität verstanden und kulturelle Denkweisen und 

Traditionen vermittelt werden. Es ist dabei ausdrücklicher Wunsch, die Sprache nur 

innerhalb der Minderheit zu lehren und zu lernen. 

Die deutschen Sinti und deutschen Roma sind selbstverständlicher Teil der 

Bevölkerung des Landes Berlin. Ein Wunsch nach einem gesonderten Unterricht in der 
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5. Niederdeutsch 
Seitens des Landes Brandenburg wird auf die Ausführungen unter E.VI.a verwiesen. 

Die Freie Hansestadt Bremen bietet Schulen die Möglichkeit, Niederdeutsch zu 

unterrichten. Um die Verbindlichkeit des Angebotes zu unterstreichen und die 

Rahmenbedingungen für die Umsetzung zu unterstützen, stellt die Senatorin für Kinder 

und Bildung in diesem Fall zusätzliche Lehrerwochenstunden zur Verfügung. Der 

Unterricht hat den Schwerpunkt des handlungsorientierten Spracherwerbs. Grundlage 

ist eine Handreichung sowie das Lehrwerk „Paul un Emma“. Vier Bremer Grundschulen 

nutzen die Möglichkeit, Niederdeutsch als Teil des Schullebens zu etablieren und haben 

ihr Niederdeutschangebot als Teil des Schulprogramms ausgewiesen. In 

Netzwerktreffen werden Best Practice-Beispiele ausgetauscht. Grundsätzlich können 

weitere Schulen Niederdeutsch anbieten. 

Für weiterführende Schulen gibt es die Möglichkeit, Niederdeutsch im 

Wahlpflichtbereich anzubieten, davon macht ein Gymnasium Gebrauch, weitere 

Schulen sollen motiviert werden, ebenfalls ein solches Angebot zu realisieren. In 

Kooperation mit dem LzN besteht die Möglichkeit, dass Lehrkräfte anerkannte 

Fortbildungsangebote in Präsenz und als Webseminare besuchen, das Angebot ist 

vielfältig und reicht vom Spracherwerb bis hin zur konkreten Unterstützung durch 

Materialien und Konzepte für den Unterricht. 

In der Freien und Hansestadt Hamburg besteht das im Sechsten Sprachenbericht 

unter D.IV dargestellte Angebot für Niederdeutsch im schulischen Bereich. 

2010 wurde Niederdeutsch in der Grundschule als reguläres Schulfach mit eigenem 

Rahmenplan eingeführt und in der Stundentafel verankert. Der Unterricht ist auf 

Spracherwerb ausgerichtet. Der Unterricht, der auf den Erwerb der niederdeutschen 

Sprache zielt, wird in den ländlichen Regionen Finkenwerder, Neuenfelde, Cranz, Vier-

und Marschlande angeboten, die noch zu den niederdeutschen Sprachlandschaften 

zählen. Im Fachreferat Niederdeutsch der für Bildung zuständigen Behörde wurde ein 

Lehrwerk für die Grundschule einschließlich Lehrerhandreichung und Audio-CD 

entwickelt. „Fietje“ - besteht aus einem Arbeitsbuch, einer Handreichung für den 
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II. Empfehlung Nr. 2 
Das Ministerkomitee empfahl den deutschen Behörden sicherzustellen, dass eine 
ausreichende Anzahl angemessen ausgebildeter Lehrkräfte für Regional- oder 
Minderheitensprachen zur Verfügung stehen. 

1. Obersorbisch 
Im Freistaat Sachsen werden vielfältige Maßnahmen umgesetzt, um Lehrerkräfte für 

den Sorbischunterricht und den sorbischsprachigen Sachfachunterricht zu gewinnen. 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landesamtes für Schule und Bildung, Standort 

Bautzen, stellen im Zusammenwirken mit dem Sorbischen Schulverein e. V. bei 

regelmäßigen Veranstaltungen im Sorbischen Gymnasium den Lehrerberuf vor, werben 

gezielt für die Aufnahme eines Lehramtsstudiums und unterstützen die jungen Leute 

während des Studiums. Mit Abiturienten des Sorbischen Gymnasiums und 

sorbischsprachigen Absolventen Beruflicher Gymnasien, die die Absicht zur Aufnahme 

eines Lehramtsstudiums erklären, kann eine Einstellungsvereinbarung getroffen 

werden. Diese Einstellungsvereinbarung sichert den Lehramtsstudentinnen und -

studenten den Einsatz innerhalb des sorbischen Siedlungsgebietes nach erfolgreichem 

Abschluss des Studiums zu, sofern Bedarf in den ausgebildeten Fächern besteht. 

In § 6 Abs. 2 Satz 4 SächsHZG ist für Lehramtsstudiengänge, die zulassungsbegrenzt 

sind, geregelt, dass bei der Auswahlentscheidung zwischen den Studienbewerbern im 

Fall der Bewerbung für eine Fächerkombination, die das Fach Sorbisch enthält, der 

Nachweis vertiefter Kenntnisse der sorbischen Sprache bei der Auswahlentscheidung 

im Hinblick auf die Verpflichtungen aus Artikel 6 Abs. 1 und Artikel 11 der Verfassung 

des Freistaates Sachsen angemessen zu berücksichtigen ist. Die sächsischen 

Universitäten haben dies umgesetzt, indem in den Zulassungsrahmensatzungen 

geregelt ist, dass alle Studienbewerber, die die sorbische Sprache beherrschen, einen 

Bonus erhalten. Die Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung wird bei 

allen um 1 Grad, d.h. um eine volle Note, aufgewertet. 

2. Niedersorbisch 
Die 2016 vom Land Brandenburg bereitgestellte und vorerst bis 2021 befristete halbe 

Stelle für Lehre und Forschung in der Fachdidaktik Niedersorbisch an der Universität 
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Leipzig wird zurzeit evaluiert, um anschließend ggf. Änderungen in der grundständigen 

Lehrkräfteausbildung für das Fach Sorbisch/Wendisch (Niedersorbisch) vornehmen zu 

können. 

Am Niedersorbischen Gymnasium Cottbus/Chóśebuz wurde zum Schuljahr 2020/21 

erstmals ein Seminarkurs Pädagogik eingerichtet, mit dem das Interesse für 

pädagogische Berufe mit niedersorbischer Sprache geweckt und gestärkt werden soll. 

Zur Vorbereitung einer Neuauflage eines berufsbegleitenden 

Weiterbildungsstudiengangs für Lehrkräfte zum Erwerb einer Lehrbefähigung für das 

Fach Sorbisch/Wendisch begann am 18. März 2021 ein einjähriges niedersorbisches 

Sprachpropädeutikum mit 8 Teilnehmenden. Das Studium selbst soll 2022 beginnen. 

Im Hinblick auf die Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern für niedersorbische 

Bildungsangebote in Kindertagesstätten begann im Januar 2021 ein durch das 

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur moderierter Prozess, um zwischen 

den an Aus- und Weiterbildung beteiligten Institutionen ein abgestimmtes und 

zertifizierbares Sprachcurriculum zu entwickeln. Ziel ist es auf einander abgestimmte 

Angebote zu entwickeln. Über das unter D.I.1 genannte Förderprogramm wurde am 

29. März 2021 zudem ein Sprachkurs für 8 Erzieherinnen und Erzieher eingerichtet, in 

den auch Kindertagesstätten einbezogen sind, die bisher noch keine niedersorbischen 

Bildungsangebote haben. 

Im Übrigen wird auf die Ausführungen unter D.III.3 verwiesen. 

3. Nordfriesisch 
Das Land Schleswig-Holstein setzt seine Anstrengungen fort, mit dem vorhandenen 

Studienangebot, Studierende für eine Tätigkeit als ausgebildete Lehrkraft für Friesisch 

anzusprechen und zu qualifizieren. In Schleswig-Holstein kann an der Christian-

Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und an der Europa-Universität Flensburg (EUF) 

studiert werden. Die Ausbildung zum Lehramt Friesisch erfolgt an der CAU unverändert 

im Rahmen eines Ergänzungsstudiums für das Lehramt an Gymnasien bzw. im Profil 

Wirtschaftspädagogik. Der Zwei-Fächer-Bachelorstudiengang mit dem Profil 

Fachergänzung richtet sich an Studierende, die nach dem Bachelorabschluss den 

Einstieg in eine Berufstätigkeit oder die Fortsetzung der universitären Ausbildung 
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4. Saterfriesisch 
In Niedersachsen werden zurzeit keine Lehrkräfte für das Unterrichtsfach 

Saterfriesisch ausgebildet. Grundsätzlich steht das Land jedoch bereit, auf der Grundlage 

von regionalen Fortbildungen ein System für Sprachangebote in den Schulen 

aufzubauen. 

In der Gemeinde Saterland gibt es zwei weiterführende Schulen für die Sekundarstufe 1. 

Aufgrund des geringen Bedarfes, der engen regionalen Begrenzung und der geringen 

Anzahl von Sprecherinnen und Sprechern wird von der Einrichtung eines eigenen 

Studienganges für das Lehrfach Saterfriesisch noch abgesehen. Es bleibt die 

Weiterentwicklung bei der Anzahl der Sprecherinnen und Sprechern abzuwarten. 

Im Übrigen wird auf die Ausführungen zur Vermittlung des Saterfriesischen im Bereich 

der Kindertagesstätten und Grundschulen unter D.I.3 verwiesen. 

5. Romanes 
Im Hinblick auf die Minderheitensprache Romanes wird auf die grundsätzlichen 

Ausführungen unter D.I.4. verwiesen. 

Das Land Baden-Württemberg bezieht sich ebenfalls auf seine Ausführungen 

unter D.I.4. 

Im Land Berlin ist ein Wunsch nach einem gesonderten Unterricht in der 

Minderheitensprache Romanes nicht ersichtlich und bisher nicht formuliert worden. 

Daher erfolgt bisher auch keine Ausbildung von Lehrkräften für die 

Minderheitensprache Romanes. 

In der Freien und Hansestadt Hamburg stehen für die schulischen Angebote im 

Bereich Romanes ausreichend qualifizierte Bildungsberaterinnen und Bildungsberater, 

die aus dem Kreis der Sinti und Roma kommen, zur Verfügung. 

Das Land Hessen wird, wenn Bedarf in Bezug auf die Minderheitensprache Romanes 

angemeldet wird, ausbilden. 
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Auch das Land Schleswig-Holstein verweist in Bezug auf die Minderheitensprache 

Romanes auf seine Ausführung unter D.I.4. 

An Thüringer Schulen wird grundsätzlich kein herkunftssprachlicher Unterricht 

angeboten. Entsprechend gibt es auch keine ausgebildeten Lehrkräfte für die Sprache 

Romanes. 

An den Thüringer Fachschulen für Sozialpädagogik wird für die Erzieherausbildung das 

Merkmal Romanes-Sprecher nicht erhoben. 

6. Niederdeutsch 
An der Universität Bremen gibt es in der Regel pro Jahr zwei Studienangebote für die 

Sprache und Kultur des Niederdeutschen. Dieses Angebot steht Studierenden des 

Bachelor of Arts in Germanistik/Deutsch wie auch den Studierenden des Master of 

Education im Fach Deutsch zur Verfügung. Das Studienmodul wird in Zusammenarbeit 

mit dem Institut für Niederdeutsche Sprache angeboten. Die Zusammenarbeit der 

Universität Bremen mit dem Institut für Niederdeutsche Sprach ist seit 2005 über eine 

Vereinbarung formalisiert, die die Unterstützung des Lehrangebots „Niederdeutsche 

Sprache“ im Fachbereich Sprach- und Literaturwissenschaften regelt. 

Das Niederdeutsch-Angebot der Universität Bremen ist im Modul »Niederdeutsche 

Sprache, Literatur und Kultur« (C) als ein Wahlpflichtmodul im BA 

Germanistik/Deutsch (auch in der Lehramtsoption für Gymnasium / Oberschule) und 

in den MEd Gymnasium/Oberschule sowie Grundschule, jeweils im Fach Deutsch, 

verankert. Außerhalb der Zuständigkeit des Fachbereiches Sprach- und 

Literaturwissenschaften der Universität Bremen werden nach Kenntnisstand des 

Studiendekans hin und wieder im Fachbereich Erziehungs- und 

Bildungswissenschaften durch Lehrbeauftragte Niederdeutsch-Sprachkurse angeboten. 

Wenn diese besucht und absolviert werden, können sie grundsätzlich als 

Schlüsselqualifikationen im Lehramt anerkannt werden. Ein dauerhaftes und 

strukturelles Angebot dieser Kurse im Fachbereich Sprach- und Literaturwissenschaften 

existiert nicht. Grundsätzlich ist aber darauf hinzuweisen, dass Sprachkurse vom 

Zentrum für Lehrerbildung als Schlüsselqualifikationen anerkannt werden. 
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III. Empfehlung Nr. 3 
Von Seiten des Ministerkomitees wurde den deutschen Behörden zudem empfohlen 
Maßnahmen zu ergreifen, um das Fernsehangebot in den Regional- oder 
Minderheitensprachen auszuweiten. 

Unter Beachtung des grundrechtlich verankerten Prinzips der Staatsferne des Rundfunks 

hat der Staat keine unmittelbare Möglichkeit, auf die Gestaltung und Inhalte von 

Rundfunkprogrammen Einfluss zu nehmen. Für Fernseh- und Radioveranstalter gilt der 

Grundsatz der Programmautonomie. Die Ziele der Sprachencharta können in diesem 

Bereich nur im gemeinsam Dialog mit den Landesrundfunkanstalten angestrebt werden. 

Ergänzend hierzu haben die Länder wie folgt ausgeführt: 

Im Land Berlin sind von Seiten der Vertreterinnen und Vertreter der nationalen Minderheit 

der Sinti und Roma, nach hier vorliegenden Informationen, keine Wünsche nach einem 

Rundfunkangebot in Romanes an den Rundfunk Berlin Brandenburg herangetragen 

worden. 

Das Land Brandenburg berichtet, dass nach Angaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

Berlin-Brandenburg (RBB) eine Ausweitung des niedersorbischsprachigen Radio- und 

Fernsehangebotes derzeit nicht möglich ist, da es seit ca. fünf Jahren fast keine freien 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für journalistische und musikjournalistische Arbeit gebe. 

Stellenausschreibungen für die niedersorbische Redaktion brachten im Berichtszeitraum 

keine Bewerbungen. Für das niedersorbische Programm werden deshalb auch Ausnahmen 

gemacht und z.B. sprachkundige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch nach Erreichen des 

Ruhestandsalters auf Honorarbasis weiterbeschäftigt. Die Zusammenarbeit mit dem 

Niedersorbischen Gymnasium zur Gewinnung von Nachwuchskräften ist bisher nicht 

nachhaltig, da sie meist mit dem Abitur abbricht. 

Ausgebaut wurden hingegen die Sendezeit der niedersorbischen Jugendradiosendung 

„Bubak“, die Verfügbarkeit der vom RBB ausgestrahlten niedersorbischen Radiosendungen 

und einzelner Beiträge im Internet und auch die Möglichkeit, vom RBB produzierte 

niedersorbische Musiktitel über die RBB-Homepage zu hören bzw. zu downloaden. Seit 

Mai 2020 ist das sorbische Programm auch im Livestream hörbar und seit dem 19. April 2021 
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IV. Empfehlung Nr. 4 
Das Ministerkomitee empfahl, dass der Gebrauch von Regional- oder Minderheitensprachen 
bei Verwaltungsvorgängen in der Praxis gestärkt werden solle. 

Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen 

(Onlinezugangsgesetz – OZG) verpflichtet Bund, Länder und Kommunen, bis Ende 2022 ihre 

Verwaltungsleistungen über Verwaltungsportale auch digital anzubieten. Bei der 

Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes besteht bei allen Beteiligten, auch auf Seiten des 

Bundes, das Bewusstsein und das Verständnis für die Belange der nationalen Minderheiten. 

Zwar werden die Online-Angebote zunächst lediglich auf Deutsch verfügbar gemacht. 

Längerfristig können dann aber auch andere Sprachen hinzukommen. So ist die 

Implementierung von Minderheiten- und Regionalsprachen grundsätzlich möglich. Nach 

dem föderalen Prinzip sind hier in erster Linie die Länder für die Umsetzung der 

Maßnahmen zur Förderung und Erhaltung der Sprachen von nationalen Minderheiten bzw. 

der Regionalsprachen zuständig, mithin für die diesbezügliche Beauftragung und 

Übersetzung. 

Das Land Baden-Württemberg verweist in Hinblick auf die Minderheitensprache Romanes 

auf die Antwort zu D.I.4. Es ist, aufgrund der historischen Erfahrung der Aneignung der 

Minderheitensprache durch Behörden zum Nachteil der Minderheit, ausdrücklicher 

Wunsch der Minderheit, die Sprache nicht im Rahmen von Verwaltungsvorgängen zu 

gebrauchen. 

Eine Förderung für einen öffentlichen Gebrauch, wie beispielsweise bei 

Verwaltungsvorgängen, von Romanes wird im Land Berlin bisher von der nationalen 

Minderheit der deutschen Sinti und Roma nicht gewünscht. 

Das Land Brandenburg bezieht das Niedersorbische in seine Umsetzung des Online-

Zugangsgesetzes und den Ausbau des E-Governments ein. Das Ministerium für 

Wissenschaft, Forschung und Kultur förderte 2020 das Modellvorhaben einer 

Koordinierungs- und Übersetzungsstelle zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes und des 

Brandenburgischen E-Government-Gesetzes im Hinblick auf die niedersorbische Sprache 
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V. Empfehlung Nr. 5 
Das Ministerkomitee empfahl den deutschen Behörden, dass die Zusammenarbeit zwischen 
den Ländern, in denen Niederdeutsch geschützt sei, verstärkt werden solle. 

Das von den vier Ländern Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hansestadt Bremen und 

der Freien Hansestadt Hamburg, seit 2018 institutionell geförderte Länderzentrum für 

Niederdeutsch (LzN) erfüllt die von den Ländern übertragenen Aufgaben zur Förderung und 

Stärkung des Niederdeutschen im Rahmen der Unterstützung zur Erfüllung der 

Sprachencharta-Verpflichtungen für seine vier Trägerländer. 

Soweit die Länder Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und 

Nordrhein-Westfalen, in denen es ebenfalls niederdeutsche Sprechergruppen gibt, sich dem 

Länderzentrum für Niederdeutsch anschließen wollen, stehen ihnen sowohl die Beteiligung 

an der Gesellschaft des LzN sowie inhaltliche Kooperationen offen. Mit dem LzN erfolgt 

zudem eine enge Verzahnung mit den politischen Vertreterinnen und Vertretern sowie den 

Mitgliedern des Bundesrats für Niederdeutsch (BfN) und dem Niederdeutschsekretariat. Das 

Niederdeutschsekretariat wurde zwischenzeitlich als Geschäftsstelle für den für die 

sprachpolitischen Fragen zuständigen Bundesrat für Niederdeutsch (BfN) aufgebaut, das seit 

dem 1. Januar 2018 vom BMI gefördert wird. 

Die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Bremen, Schleswig-Holstein, 

Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, vertreten durch 

die für die Pflege der niederdeutschen Sprache federführend zuständigen Ressorts treffen 

mindestens einmal jährlich auf Arbeitsebene zusammen, um die aktuellen Belange der 

niederdeutschen Sprache zu beraten. Dazu werden regelmäßig das Bundesministerium des 

Innern, für Bau und Heimat sowie Vertreterinnen und Vertreter der niederdeutschen 

Sprechergruppe, insbesondere des Bundesrates für Niederdeutsch und der Länderzentrum 

für niederdeutsche Sprache gGmbH oder des Instituts für niederdeutsche Sprache e. V. 

geladen. 

Ergänzend verweist Land Mecklenburg-Vorpommern auf die Ausführungen unter C.VI. 
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E. Beurteilungen des 
Sachverständigenausschusses 

I. Dänisch in Schleswig-Holstein 

1. Artikel 6 - Information 
Seit November 2002 stellt der Beauftragte der Bundesregierung für Aussiedlerfragen 

und nationale Minderheiten ein wichtiges Bindeglied zwischen der Bundesregierung 

und den nationalen Minderheiten in Deutschland sowie der niederdeutschen 

Sprechergruppe dar. Mit ihm gibt es einen Ansprechpartner, der die Bundesregierung 

gegenüber den in Deutschland anerkannten vier nationalen Minderheiten in 

Deutschland und der niederdeutschen Sprechergruppe vertritt, deren Interessen und 

Belange auf bundespolitischer Ebene einbringt und in der Öffentlichkeit für ihre 

Akzeptanz und Anerkennung wirbt. 

Als weiterer Ansprechpartner innerhalb der Bundesregierung steht das für die 

nationalen Minderheiten in Deutschland und die Regionalsprache Niederdeutsch 

zuständige Fachreferat des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 

zur Verfügung. 

Auf Bundesebene gibt es verschiedene Gesprächsformate, in denen öffentliche Stellen 

mit Vertreterinnen und Vertretern der Organisationen der vier in Deutschland 

anerkannten nationalen Minderheiten und der niederdeutschen Sprechergruppe 

zusammenkommen, um deren Belange zu erörtern. 

So wurde der Beratende Ausschuss für Fragen der dänischen Minderheit im Jahr 1965 

eingerichtet, um über alle die dänische Volksgruppe betreffenden Fragen der 

Bundesinnenpolitik zu verhandeln. In dem Beratenden Ausschuss für Fragen der 

dänischen Minderheit sitzen drei Mitglieder der dänischen Minderheit in Deutschland, 

Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung, je zwei Mitglieder der Fraktionen 

des Deutschen Bundestages sowie eine Vertreterin bzw. ein Vertreter des Landes 

Schleswig-Holsteins. 
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2. Artikel 7 - Ziele und Grundsätze 

a. Artikel 7 Abs. 1 l it. a) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 

02. Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 344), zuletzt geändert durch Artikel 

1 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 361), Art. 6, 12 Abs. 4 -

7 und 13 

 Kreisordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

03. August 2016 (GVOBl. S. 788), § 1 Abs. 2, § 40c Nr. 8 

 Amtsordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. 2003, S. 112), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

03. August 2016 (GVOBl. S. 788), § 1 Abs. 1 

 Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 03.08.2016 (GVOBl. S. 788), § 1 Abs. 1, § 45c Nr. 8 

 Geschäftsordnung des Schleswig-Holsteinischen Landtages in der Fassung 

vom 8. Februar 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 85), zuletzt geändert durch 

Beschluss des Landtages vom 22.07.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 661), § 22 Abs. 

4 

 Wahlgesetz für den Landtag von Schleswig-Holstein in der Fassung vom 7. 

Oktober 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 442, ber. S. 637), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 des Gesetzes vom 14.06.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 362), § 3 Abs. 1 

 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Schleswig-

Holsteinischen Landtages / Schleswig-Holsteinisches Abgeordnetengesetz 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Februar 1991 (GVOBl. 1991, 

S. 100), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.12.2014 (GVOBl. S. 371), Abs. 

2 Nr. 4 

 Gesetz über die Rechtsstellung und Finanzierung der Fraktionen im 

Schleswig-Holsteinischen Landtag vom 18. Dezember 1994 (GVOBl. 1995, 
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 Erlass des Ministeriums für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des 

Landes Schleswig-Holstein vom 31. März 2009 (VII 423 - 621.121.108) zur 

Zulassung mehrsprachiger Ortstafeln 

 Gesetz für die Bibliotheken in Schleswig-Holstein (Bibliotheksgesetz – 

BiblG verkündet als Artikel 1 des Gesetzes für die Bibliotheken in 

Schleswig-Holstein und zur Änderung des Landespressegesetzes vom 30. 

August 2016 (GVOBl. S. 791), § 2 Abs. 2 

 Gesetz über die Landesplanung in der Fassung der Bekanntmachung vom 

10. Februar 1996 (GVOBl., S. 232), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

22.05.2015 (GVOBl. S. 132), § 5 Abs. 5 Nr. 10, § 21 Abs. 1 Nr. 17 

 Handlungsplan Sprachenpolitik der schleswig-holsteinischen 

Landesregierung im Kontext von Regional- oder Minderheitensprachen 

für die 19. Legislaturperiode vom November 2020 mit den Schwerpunkten 

Bildung – Medien - Mehrwert 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Auf die Ausführungen unter E.I.3., E.I.5., E.I.6. und E.I.7. wird verwiesen. 

b. Artikel 7 Abs. 1 l it. b) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Erweiterung des räumlichen Geltungsbereichs des § 82 b (1) 

Landesverwaltungsgesetz (LVwG) für Dänisch um die kreisfreie Stadt Kiel 

durch Änderung des LVwG vom 25. September 2018, siehe Ausführungen 

unter Punkt B. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Weiterhin Anwendung der bestehenden Gesetze 

 Erhöhung der Fahrkostenpauschaule für Schülerinnen und Schülern der 

dänischen Schulen von knapp 214 Euro auf 300 Euro ab dem Haushalt 

2021 durch das Land Schleswig-Holstein. 

Der Kreis Schleswig-Flensburg hatte die Elternbeiträge für die 

Schulbuskosten seiner Schülerinnen und Schüler an den öffentlichen 

Schulen übernommen und aus formalen Gründen unter Hinweis auf die 
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Zuständigkeit des Landes eine entsprechende Kostenübernahme für die 

Schulen der dänischen Minderheit abgelehnt. Durch den nachhaltigen 

Einsatz des Minderheitenbeauftragten des Ministerpräsidenten und der 

Ministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur wurde im Rahmen der 

Systematik der Ersatzschulfinanzierung eine dauerhafte Lösung gefunden, 

indem eine Erhöhung der Schülerbeförderungspauschale auf 300 Euro je 

Schülerin und Schüler mit Wirkung zum 1. Januar 2021 erfolgt. Positiv 

hervorzuheben ist außerdem, dass der Kreis Schleswig-Flensburg zur 

Überbrückung bis Ende des Jahres 2020 eine freiwillige Zuwendung für die 

Finanzierung der Schülerbeförderung zu den Dänischen Schulen leistete. 

c. Artikel 7 Abs. 1 l it. c) 

In der Landesverfassung Schleswig-Holstein werden die kulturelle Eigenständigkeit 

und die politische Mitwirkung der dänischen Minderheit und der anderen in 

Schleswig-Holstein geschützten nationalen Minderheiten garantiert. Dies wird 

explizit als Aufgabe des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände definiert. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 

 Nach einer sehr groben Schätzung fördert das Land Schleswig-Holstein 

die dänische Minderheit jährlich mit rund 45 Millionen Euro. Den weitaus 

größten Anteil an dieser Summe hat die Förderung der Schulen und 

Kindertageseinrichtungen des Dänischen Schulvereins. 

 Neben den unter C.I.1. bereits erwähnten Nachmeldung von 

Verpflichtungen aus der Europäischen Sprachencharta unternimmt die 

Landesregierung zusätzliche Anstrengungen, um den Dänischunterricht 

auch in den öffentlichen Schulen des Landes zu stärken. Im Schuljahr 

2020/21 ist analog zum Modellprojekt Niederdeutsch, welches im 

Schuljahr 2014/2015 startete, ein Modellprojekt Dänisch mit zunächst 

sieben öffentlichen Grundschulen gestartet, die Dänischunterricht ab der 

ersten Klasse anbieten. Die teilnehmenden Schulen erhalten 2 

Lehrerwochenstunden pro Klassenstufe, um den Unterricht durchführen 
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zu können. Es handelt sich um ein aufwachsendes System, sodass an 

diesen Schulen im Schuljahr 2024/2025 in allen 4 Klassenstufen 

Dänischunterricht erteilt wird. Nach einer Evaluierung dieses Projekts ist 

mittelfristig eine Weiterführung dieses Modells in den Klassenstufen 5-6 

der Sekundarstufe I denkbar. (siehe auch Ausführungen unter E.I.3.) 

 Die in Schleswig-Holstein gesprochenen Minderheiten- und 

Regionalsprachen stellen eine echte Bereicherung für den kulturellen 

Raum dar. So hat die Landesregierung sich auch im grundlegenden 

Koalitionsvertrag dazu verpflichtet, die erfolgreiche gemeinsame 

Kulturarbeit mit der Friesische Volksgruppe sowie der friesischen und 

dänischen Minderheit fortzusetzen. Gleichzeitig setzt sie sich aktiv für den 

Erhalt und die Pflege der niederdeutschen Sprache und des Kulturgutes als 

wichtiges Element der schleswig-holsteinischen Identität ein. Vor diesem 

Hintergrund fördert die Landesregierung das Erlernen der 

Minderheitensprachen sowie des Niederdeutschen in den 

Kindertageseinrichtungen und Schulen des Landes und stärkt auf der 

Grundlage des Handlungsplans Sprachenpolitik die Mehrsprachigkeit und 

Sprachenvielfalt in Schleswig-Holstein. 

d. Artikel 7 Abs. 1 l it. d) 

Mit der am 06.11.2019 unterzeichneten Ziel- und Leistungsvereinbarung des Landes 

Schleswig-Holstein mit dem SSF für die Jahre 2019 – 2022 wird ausdrücklich der 

Gebrauch der dänischen Sprache in den Vereinen und Verbänden der Minderheit als 

ein Ziel der Förderung genannt. In diesem Rahmen fördert das Land die Jugendarbeit 

des Sydslesvigsk Forening (SSF) mit einem Betrag von 5.000 Euro (De unge i Slesvig). 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Die Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein hat minderheiten- und 

regionalsprachliche Aspekte in das zentrale Personalmanagement der 

Landesregierung eingebracht, um die Chartasprachen zu stärken. Es wird 

auch möglich gemacht, Sprachkenntnisse von Mitarbeiterinnen und 
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Mitarbeitern im Personalmanagement zu erfassen. Das gilt für 

Fremdsprachen ebenso wie für die von der Europäischen Sprachencharta 

geschützten Regional- oder Minderheitensprachen. So soll dazu 

beigetragen werden, die Verwendung der Chartasprachen im Kontakt mit 

Behörden und Verwaltung sowie der Anwendung innerhalb der 

Verwaltung zu erleichtern. 

 In den zentralen ausbildenden Einrichtungen des öffentlichen Dienstes in 

Schleswig-Holstein besteht Einigkeit darüber, das Thema der Regional-

und Minderheitensprachen grundsätzlich im Querschnittunterricht bzw. 

im Studienmodul „Diversity/ Interkulturelle Kompetenz“ aufzugreifen. 

 Das Land Schleswig-Holstein unterstützt zudem auf verschiedene Weise 

die Schaffung von Rahmenbedingungen, in denen sich unterschiedliche 

Menschen wohlfühlen können. So wird zum Beispiel im Zuge der Fach-

und Nachwuchskräftegewinnung der Aspekt „Vielfältige Verwaltung“ 

berücksichtigt. Dazu gehört beispielsweise, Werbebotschaften zu finden, 

von denen sich unterschiedliche Menschen angesprochen fühlen. Dies gilt 

natürlich auch für Menschen mit verschiedenen sprachlichen 

Hintergründen, das heißt sowohl für Fremdsprachen als auch für 

Sprachen im Sinne der Europäischen Charta der Regional- oder 

Minderheitensprachen. 

 Als Ermutigung zur Sprachanwendung durch Verwendung von 

Aufklebern „Jeg taler dansk!“ an Büros von Beschäftigten in den 

Finanzämtern mit Dänisch-Sprachkenntnissen, Erlass des 

Finanzministeriums vom 13. November 2019 

e. Artikel 7 Abs. 1 l it. e ) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Schleswig-Holstein unterstützt hauptsächlich den Sydslesvigsk Forening 

(SSF), welcher die Kontakte der Dänen untereinander in den von der 

Charta behandelten Bereichen fördert. Der Sydslesvigsk Forening erhält 

eine jährliche institutionelle Förderung in Höhe von 476.500 Euro: 
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 Innerhalb der bereits genannten Ziel- und Leistungsvereinbarung werden 

die folgenden Vereine gefördert: 

o Den slesvigske Kvindeforening 12.850 Euro 

o DSH – Foreningen af Akrive Kvinder 12.850 Euro 

o Foreningen Norden, Sydslesvig afdeling 5.010 Euro 

o Heimdal Hejmdal Blæseorkester 500 Euro 

o Historisk Samfund, Sydslesvigs Amtskreds 500 Euro 

o Sydslesvigs danske Kunstforening 5.410 Euro 

o Sydslesvigs Museumsforening 4.280 Euro 

o Sønderjysk Arbejder Forening (SAF) 1.680 Euro 

o Torsdagskoret 1.420 Euro 

o Fælleslandboforeningen for Sydslesvig für den Betrieb 

des Christian Lassens Minde Museum 30.000 Euro 

 Die dänische Minderheit ist mit ihren staatlich geförderten 

Organisationen Mitglied in verschiedenen Foren und Strukturen, die dem 

Austausch mit anderen Minderheiten und Sprechergruppen dienen, z. B. 

dem DialogForumNorden, dem neu gegründeten Minderheiten-

Kompetenz-Netzwerk, dem Minderheitenrat in Berlin oder der FUEN als 

europäischem Dachverband der nationalen Minderheiten. 

f. Artikel 7 Abs. 1 l it. f) 
In Bezug auf die Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung bzw. in der Praxis 

wird auf die Ausführungen unter E.I.3 verwiesen. 

g. Artikel 7 Abs. 1 l it. g) 
In Bezug auf die Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung bzw. in der Praxis 

wird auf die Ausführungen unter E.I.3 verwiesen. 

h. Artikel 7 Abs. 1 l it. h) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Professur für skandinavistische Sprachwissenschaft an der CAU 

forscht und publiziert laufend intensiv zur dänischen Sprache. Aktuelle 

Beispiele umfassen praxisbezogene Forschung zum Ausspracheerwerb im 
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schulischen Dänischunterricht, ein Promotionsprojekt zur Grammatik des 

Südschleswigdänischen sowie ein DFG-gefördertes Forschungsprojekt mit 

Fokus Gemeinsamkeiten zwischen deutschen und skandinavischen 

Dialekten. 

 An der EUF umfassen die Forschungsgebiete zur dänischen Sprache die 

Mehrsprachigkeit bei Kindern und Jugendlichen, Mehrsprachigkeit und 

Dialekt (Sønderjysk) in den neuen Medien sowie der Schriftspracherwerb 

in einer Zweitsprache, in der Literaturwissenschaft zusätzlich die Dänische 

Literatur und Kultur im europäischen Kontext. 

 Beispiele von Dissertationen: 

o Kürzlich abgeschlossene Dissertation am ISFAS der CAU Kiel zur 

Vermittlung der dänischen Aussprache 

o Laufende Dissertation am dänischen Seminar der EU Flensburg zu 

deutsch-dänischen Schülerbegegnungen in grenznahen Museen 

auf deutscher und dänischer Seite 

 Laufendes wissenschaftliches Projekt am dänischen University College 

Syd zur deutsch-dänischen Nachbarsprachendidaktik mit Einbindung der 

schleswig-holsteinischen Seite 

i. Artikel 7 Abs. 1 l it. i) 

Eine Zusammenarbeit erfolgt im grenzüberschreitenden Rettungsdienst zwischen 

Dänemark und Schleswig-Holstein. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 

 Zur Verbesserung der Betreuung der Steuerbürger der deutsch-dänischen 

Grenzregion mit Wohnsitz in dem einen und Arbeitsstätte in dem anderen 

Staat (sog. Grenzpendler) gibt es in den Finanzämtern Flensburg und 

Nordfriesland (am Standort Leck) Ansprechpartnerinnen und 

Ansprechpartner für Grenzpendler, die teilweise über gute dänische 

Sprachkenntnisse bzw. Grundkenntnisse der dänischen Sprache verfügen. 
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 Der in Niebüll stationierte Rettungshubschrauber Europa ist 

grenzüberschreitend tätig ist und es wird hier eine zweisprachige 

Mannschaft vorgehalten. 

j. Artikel 7 Abs. 2 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Mit Behörden des Landes und der kommunalen Ebene können 

Angehörige der dänischen Minderheit auf der Grundlage von § 82 b des 

LVwG in den kreisfreien Städten Flensburg und Kiel sowie in den Kreisen 

Schleswig-Flensburg und Nordfriesland im Schriftverkehr auf Dänisch 

kommunizieren. Sie müssen nicht für eventuell anfallende 

Übersetzungskosten aufkommen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Die Praxis der vorangegangenen Berichtszyklen wird fortgesetzt. 

k. Artikel 7 Abs. 3 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Im Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 

Tagespflegestellen wird in § 4 Abs. 3 Nr. 2 (gültig bis 21.12.2020) und seit 

dem 1. Januar 2021 im Gesetz zur Förderung von Kindern in 

Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 

(Kindertagesförderungsgesetz - KiTaG) in § 19 Abs. 2 Nr. 2 - festgelegt, dass 

die durch die Europäische Sprachencharta in Schleswig-Holstein 

geschützten Minderheiten- und Regionalsprachen auch vom 

Bildungsauftrag der Kindertagesstätten berücksichtigt werden müssen. 

 Im Lehrkräftebildungsgesetz Schleswig-Holstein wird in § 2 Abs. 3 betont, 

dass die Bedeutung von Sprache, Geschichte und Kultur der nationalen 

dänischen Minderheit, der friesischen Volksgruppe und der Minderheit 

der deutschen Sinti und Roma sowie die Bedeutung des Niederdeutschen 

für das Land Schleswig-Holstein als besondere Anforderung in die Bildung 

der Lehrerinnen und Lehrer einbezogen werden muss. 
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l. Artikel 7 Abs. 4 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Dem Landesplanungsrat unter Vorsitz des Ministerpräsidenten gehört auf 

Vorschlag des Minderheitenbeauftragten je ein Vertreter oder eine 

Vertreterin der dänischen Minderheit, der friesischen Volksgruppe und 

der deutschen Sinti und Roma an. (§ 21 Landesplanungsgesetz – LaplaG). 

Nach § 5 Abs. 5 des LaplaG bekommen Verbände und Vereinigungen der 

dänischen Minderheit, der friesischen Volksgruppe und der deutschen 

Sinti und Roma Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Entwürfen der 

Raumordnungspläne. 

 Dieses Gremium ist zusammengesetzt aus Vertreterinnen und Vertreter 

der Fraktionen im Schleswig-Holsteinischen Landtag, der Kommunalen 

Landesverbände, der Gewerkschaften, der Industrie- und 

Handelskammern, der Handwerks- und der Landewirtschaftskammer, 

Unternehmens-und Umweltverbände sowie weiterer 

Einzelorganisationen. 

 Auf Initiative des Landes Schleswig-Holstein ist seit 2015 im Fernsehrat 

des Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF) eine Vertreterin bzw. ein 

Vertreter aus dem Bereich Regional- und Minderheitensprachen aus 

Schleswig-Holstein vertreten. Diese Person wird einvernehmlich vom 

Sydslesvigsk Forening (SSF), dem Friesenrat, dem Plattdeutschen Rat für 

Schleswig-Holstein und dem Verband Deutscher Sinti und Roma e. V. – 

Landesverband Schleswig-Holstein entsandt. Grundlage dafür ist das 

Gesetz zum 17. Rundfunkänderungsstaatsvertrag und zur Bestimmung 

eines Mitglieds des ZDF-Fernsehrats vom 30.11.2017 (GVOBl., S. 406). 

 Im Rahmen der Erarbeitung der Staatenberichte für die Europäische 

Sprachencharta und das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 

Minderheiten sowie für die Minderheitenberichte der Landesregierung an 

den Schleswig-Holsteinischen Landtag erhalten die Verbände der 

nationalen Minderheiten und Volksgruppen und der Sprechergruppe der 

Niederdeutschen Gelegenheit, in der Rubrik Forum zu den Beiträgen des 
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3. Artikel 8 – Bildung 

a. Artikel 8 Abs. 1 l it. a) iv 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Förderung der Kindertageseinrichtungen auf Grundlage § 16 Abs. 2 Gesetz 

zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in 

Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz - KiTaG). 

 Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein zur Förderung von Regional-

und Minderheitensprachen in Kindertageseinrichtungen und 

Kindertagespflege 2020-2022. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 

 Die dänische Minderheit verfügt über ein gut ausgebautes System von 

Schulen und Kindertageseinrichtungen. Träger der Schul- und 

Kindergartenarbeit ist Dansk Skoleforening for Sydslesvig e.V./ Dänischer 

Schulverein für Südschleswig e.V. mit ca. 8.000 Mitgliedern. Zum 1. Juni 

2019 betrieb er 57 Kindertagesstätten, die von 2.698 Kindern besucht 

wurden. 

 Darüber hinaus förderte das Land in 2020 mit insgesamt 542.291,55 Euro 

Sprachangebote für Kinder in Kindertageseinrichtungen und 

Kindertagespflege für Dänisch, Friesisch und Niederdeutsch/ Plattdeutsch. 

Ziel dieser Maßnahme ist es, Kinder frühzeitig mit den Regional- und 

Minderheitensprachen des Landes vertraut zu machen. Insgesamt 

konnten 274 Betreuungsgruppen von Kindertageseinrichtungen und 

Kindertagespflegepersonen im Jahr 2020 von der zusätzlichen Förderung 

profitieren. In 2021 ist die Förderung für die Sprachangebote auf 

575.000 Euro angehoben worden. 

b. Artikel 8 Abs. 1 l it. b) iv 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Gesamtzahl der sprachlernenden Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 

2020/2021: 4.622 an 61 öffentlichen Schulen aller Stufen, 
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 Im Schuljahr 2020/2021 startete analog zum Modellschulprojekt 

Niederdeutsch ein Modellschulprojekt „Freiwilliges Unterrichtsangebot 

Dänisch“ mit zunächst 7 öffentlichen Grundschulen. Die teilnehmenden 

Schulen erhalten 2 Lehrerwochenstunden pro Klassenstufe, um den 

Unterricht durchführen zu können. 

 Die 7 Modellschulen Dänisch wurden am 24. August 2020 mit einem 

Modellschulenschild und einem Logo für die Homepage ausgezeichnet, 

um das freiwillige Unterrichtsangebot in der Minderheitensprache 

Dänisch sichtbar zu machen. 

 Es handelt sich um ein aufwachsendes System, sodass an diesen Schulen 

im Schuljahr 2024/2025 in allen 4 Klassenstufen Dänischunterricht erteilt 

wird. 

 Für den Unterricht in der Grundschule steht das Lehrwerk „Paul og Emma 

snakker dansk“ (Quickborn-Verlag, 2019) zur Verfügung. Die Finanzierung 

des Lehrwerks und von Handreichungsmaterialien auf einer IQSH 

Lernnetzseite - https://paulogemmadansk.lernnetz.de wurde durch das 

IQSH ermöglicht. 

 Nach einer Evaluierung dieses Projekts ist mittelfristig eine Weiterführung 

dieses Modells in den Klassenstufen 5-6 der Sekundarstufe I denkbar. 

c. Artikel 8 Abs. 1 l it. c) iii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Dänischunterricht im Schuljahr 2020/21 an 61 öffentlichen 

allgemeinbildenden, 44 privaten (vorwiegend Schulen der dänischen 

Minderheit) und 8 beruflichen Schulen 

 Weitere Zahlen im Schuljahr 2020/21: 386 Lehrkräfte mit Fakultas, 10.367 

Schülerinnen und Schüler in 2.695,1 Unterrichtsstunden. 

http://#
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d. Artikel 8 Abs. 1 l it. c) iv 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Dänisch ist an Gemeinschaftsschulen (Jahrgangsstufe 7-10 mit Oberstufe 

7-13), Gymnasien (Jahrgangsstufe 9-13 oder 11-13) und Beruflichen 

Gymnasien (Jahrgangsstufe 11-13) reguläres fremdsprachliches Fach auf 

der Basis der jeweiligen Fachanforderungen mit der Möglichkeit von 

Abschlussprüfungen. 

 Dänisch wird in der Regel 4 Wochenstunden, in der Sekundarstufe II 3-4 

Wochenstunden unterrichtet. 

 Sekundarstufe I: Lehrwerk in der Entstehung (Klett Sprachen) mit 

erheblicher Anschubfinanzierung 2020 durch die schleswig-holsteinische 

Landesregierung - Sekundarstufe II: Grundlegende Aktualisierung des 

Lehrwerks „Det er dansk“ mit personellen und finanziellen Ressourcen des 

IQSH in der Erarbeitung. 

 Weitere Unterrichtsmaterialien: - Themenheft Sekundarstufe I und II: 

„Vikingetiden“ (IQSH, 2019) – Themenheft Sekundarstufe II: „Dansk syd 

for grænsen – skole med dansk møder dansk skole“ (IQSH, 2019, in 

Zusammenarbeit mit Dansk Skoleforening for Sydslesvig und Duborg-

Skolen, finanziell gefördert durch den Minderheitenbeauftragten des 

Ministerpräsidenten Schleswig-Holsteins). 

 Das IQSH ist Kooperationspartner des Regionskontors der 

grenzüberschreitenden Region Sønderjylland-Schleswig. Die Entwicklung 

der Nachbarsprachenstrategie wird dort intensiv vorangetrieben und 

(gefördert durch dort eingeworbene INTERREG-Mittel) mit 

Unterrichtsmaterial unterstützt, das insbesondere für deutsch-dänische 

Schülerbegegnungen sehr förderlich ist und von den öffentlichen Schulen 

genutzt wird: http://www.kulturakademi.de/sprache/ und 

http://www.kulturakademi.de/grenzland. 

http://#
http://#
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e. Artikel 8 Abs. 1 l it. d) iii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Gesamtzahl der beschulten Schülerinnen und Schüler an 

berufsbildenden Schulen betrug im Schuljahr 2018/19: 1.444. Die 

Gesamtzahl der beschulten Schülerinnen und Schüler betrug im Schuljahr 

2019/20: 1.192, im Schuljahr 202/21: 1.201. 

 Der Rückgang der Schülerzahlen beruht auf den üblichen Schwankungen 

pro Jahrgang und Schülerrückgängen im Zuge der demographischen 

Entwicklung. 

 Die Anzahl der Wochenstunden, in denen die Sprache unterrichtet wird: 

o Beruflichen Gymnasien in neubegonnenen Kursen 4-stündig, in 

fortgeführten Kursen 3-stündig 

o Fachoberschule und Berufsoberschule: 4-stündig 

o Berufsfachschulen (BFS) III, Fachrichtung Wirtschaft, Schwerpunkt 

Fremdsprachen: 5-stündig 

o BFS III, soziale Berufe: 2-stündig 

o Fachschule Sozialpädagogik: 3-stündig 

o  Berufsschule: 2-stündig  

In den aufgeführten berufsbildenden Schularten liegen Lehrpläne vor. 

f. Artikel 8 Abs. 1 l it. e ) ii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 An der CAU werden die Studierendenzahlen je Studienjahr erfasst. Im 

laufenden Studienjahr (WS 2019/20 und SS 2020) sind insgesamt 115 

Studierende im Fach Dänisch (Profil Lehramt an Gymnasien) registriert, 

davon 91 im Bachelorstudium und 24 im Masterstudium. Nicht in den 

Zahlen enthalten sind Studierende mit Dänisch als Erweiterungsfach in 

den Profilen Lehramt an Gymnasien und Wirtschaftspädagogik. Ebenfalls 

nicht enthalten sind Studierende im Fach Skandinavistik mit 

Schwerpunkt Dänisch. 

 An der EUF waren im Herbstsemester 2019/20 insgesamt 49 Studierende 

im Fach Dänisch (Lehramtsstudiengänge inkl. Sonderpädagogik sowie 
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Bildungswissenschaften) registriert, im Frühjahrssemester 2020 waren 43 

Studierende registriert. 

g. Artikel 8 Abs. 1 l it. f) ii 

Mit der Änderung des Weiterbildungsgesetzes (WBG) im Jahr 2017 wurden die 

Aufgaben und Ziele der Weiterbildung hinsichtlich der kulturellen Bildung 

dahingehend erweitert, dass auch „die Regional- und Minderheitensprachen 

sowie Kenntnisse über die Kulturen der in Schleswig-Holstein lebenden 

Minderheiten und Volksgruppen vermittelt werden sollen“ (§ 3 Abs. 5 WBG). 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
Erwachsenen-Sprachkurse 

 Das Förderangebot „Weiterbildungsbonus Schleswig-Holstein“, über das 

Seminarkosten z. B. auch für Dänischkurse finanziert werden können, ist 

seit November 2014 im Landesprogramm Arbeit (LPA) verankert. Die 

Weiterbildungsteilnahme von Beschäftigten kann damit mit max. 1.500 

Euro pro Maßnahme aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

bezuschusst werden, wenn der Arbeitgeber die Finanzierung von 

mindestens 50 Prozent der Seminarkosten übernimmt. Eine Höchstgrenze 

für die Kosten der Maßnahme besteht seit dem 01.07.2020 nicht mehr. 

Zudem ist seit dem 01.07.2020 eine mehrmalige Förderung pro Person pro 

Förderperiode möglich. Freiberufler und Selbständige, die in der aktuellen 

Förderperiode erstmals auch förderfähig sind, tragen die Kofinanzierung 

gegebenenfalls selbst. Auch die aufgrund des Weiterbildungsgesetzes 

Schleswig-Holstein bestehende Möglichkeit der Bildungsfreistellung kann 

in Kombination mit dem Weiterbildungsbonus wahrgenommen werden. 

Im Jahr 2017 wurden 22, im Jahr 2018 18 und im Jahr 2019 16 

Veranstaltungen im Bereich der dänischen Sprache als 

Bildungsfreistellungsveranstaltung in Schleswig-Holstein anerkannt. Die 

genannten Maßnahmen fördern die Erhöhung der Teilnahme an 

Weiterbildungsveranstaltungen. 
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 Im Jahr 2018 wurden 347 Kurse mit 7.321 Unterrichtseinheiten und 3.075 

Belegungen durchgeführt. Beteiligt waren 61 Volkshochschulen. Im 

Schuljahr 2019/20 (Stand: kurz vor Saisonabschluss) fanden 

voraussichtlich 319 Kurse mit 3.547 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 

statt. Der Dänische Schulverein für Südschleswig e.V. bietet mit seiner 

Abteilung für Erwachsenenbildung (Dansk Voksenundervisning i 

Sydslesvig) darüber hinaus ein breites Angebot an Kursen und Aktivitäten 

an. Neben Sprachkursen (Dänisch, Friesisch, Italienisch, Russisch) gehören 

auch Gymnastik-, Literatur-, Kreativ- und Musikkurse zum Angebot. In 

allen diesen Angeboten ist die Umgangssprache Dänisch. Zu dem 

Kursprogramm haben sowohl Angehörige der dänischen Minderheit als 

auch Angehörige der Mehrheitsbevölkerung Zugang. 

 Die Volkshochschulen des Landes Schleswig-Holstein, die 1950 errichtete 

Jarplund Højskole, die Heimvolkshochschule der dänischen Minderheit, 

sowie andere Träger und Einrichtungen der Weiterbildung bieten 

Sprachkurse in Dänisch an. Darunter sind auch anerkannte Kurse, die zur 

Bildungsfreistellung berechtigen. Sprachkurse können tagesaktuell 

recherchiert werden unter www.sh.kursportal.info. 

h. Artikel 8 Abs. 1 l it. f) iii 

An dieser Stelle wird auf die Ausführungen unter E.I.3.g. verwiesen. 

An dieser Stelle wird auf die Ausführungen unter E.I.3.g. verwiesen. Der 

Weiterbildungsbonus und die Bildungsfreistellung fördern auch die Erhöhung 

der Teilnahme an Friesisch- und Niederdeutschkursen. 

i. Artikel 8 Abs. 1 l it. g) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Schulgesetz Schleswig-Holstein § 4 Abs. 6 Satz 3 

 Lehrkräftebildungsgesetz Schleswig-Holstein § 2 Abs. 3 Satz 5 

http://#
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Geschichte expliziert adressiert mit der Ausgangsfrage „Schleswig-

Holstein – deutsch oder dänisch?“ sowie einem Ausblick: „Deutsche und 

Dänen – Vorbild für ein zusammenwachsendes Europa?“. 

(Fachanforderungen Geschichte für die Sek I und II S. 28 und Leitfaden zu 

den Fachanforderungen Geschichte für die Sek I und Sek II u.a. S.32) 

 Das Land Schleswig-Holstein ermöglicht mit einer erheblichen 

Anschubfinanzierung die Herausgabe eines auf Nachbarsprachendidaktik 

und die Fachanforderungen Dänisch abgestimmten Lehrwerks für den 

Dänischunterricht in der Sekundarstufe I im Verlag Klett Sprachen, das die 

dänische Minderheit im Landesteil Schleswig thematisch einbezieht. Die 

Entwicklung des Lehrwerks wird von der IQSH-Landesfachberatung 

Dänisch beratend begleitet und überprüft. Dieses Lehrwerk wird ein ca. 25 

Jahre altes Lehrwerk ablösen, das damals in einem IPTS/IQSH-Arbeitskreis 

erstellt wurde. Insbesondere die wachsende digitale Anbindung erfordert 

die Entwicklung durch einen professionellen Verlag. Es gibt aufgrund der 

geringen Auflage im Vergleich zu anderen Fremdsprachen keine weiteren 

Dänischlehrwerke für diese Zielgruppe. 

j. Artikel 8 Abs. 1 l it. h) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 In der zweiten Phase der Lehrerausbildung im IQSH befanden sich zu 

Beginn des Schuljahres 2020/21 im Fach Dänisch 18 Lehrkräfte im 

Vorbereitungsdienst: 2 Grundschule, 5 Sekundarstufe I, 11 Sekundarstufe 

II. 

 An der CAU werden Lehrkräfte für das Lehramt an Gymnasien und für das 

Lehramt an berufsbildenden Schule ausgebildet. 

Weiterbildungsmaßnahmen findet zurzeit nicht statt. In Kooperation mit 

dem IQSH werden nach Bedarf Fortbildungen für Lehrerkräfte angeboten. 

 Das IQSH-Fachportal Dänisch bietet umfangreiche Informationen zum 

Dänischunterricht an öffentlichen Schulen: 

https://fachportal.lernnetz.de/daenisch.html 

http://#
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 An der EUF kann Dänisch für das Lehramt an Grundschulen (Dänisch als 

Erst-, Zweit- und Fremdsprache), für Sonderpädagogik, für das Lehramt an 

Gymnasien, für das Lehramt an Gemeinschaftsschulen sowie für das 

Lehramt an Berufsbildenden Schulen (in Kombination mit "Gesundheit 

und Ernährung") studiert werden. Es handelt sich um die 

lehramtsbezogenen Studiengänge B.A. Bildungswissenschaften und 

Master of Education bzw. Master of Vocational Education. Das Dänische 

Seminar in Flensburg bildet Lehrkräfte für das öffentliche Schulwesen 

(Dänisch als Fremdsprache) und für einen möglichen Einsatz an Schulen 

der dänischen Minderheit im Landesteil Schleswig und an Schulen der 

deutschen Minderheit im südlichen Dänemark aus. An der EUF findet 

keine Weiterbildung für Dänisch statt. 

Die Anzahl der Lehrkräfte, die sich zurzeit in der Ausbildung befinden, 

kann E.I.3.f entnommen werden. 

k. Artikel 8 Abs. 1 l it. i) 

Das Land Schleswig-Holstein verweist auf seine Ausführungen in Abschnitt 

E.II. 12 b) des Sechsten Sprachenberichts. 

l. Artikel 8 Abs. 2 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 In den unter E.I.3.b. genannten Zahlen sind in Holstein enthalten: 762 

Schülerinnen und Schüler an 14 öffentlichen Schulen. 

 Gemeinschaftsschulen 7-10, Gymnasien 11-13, Berufliche Gymnasien: 11-

13, Fachschule, Berufsfachschule, Berufsschule, Fachoberschule, 

Berufsoberschule 

 der Anzahl der Wochenstunden, in denen Dänisch unterrichtet wird: In 

der Regel 4 Wochenstunden, in der Sekundarstufe II 3-4 Wochenstunden, 

Berufsschule geringer. 
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4. Artikel 9 – Justizbehörden 

Soweit Urkunden und Beweismittel in der Minderheitensprache in einer Form 

vorgelegt werden, die für die Übersetzung Missverständnisse oder Irrtümer 

ausschließt, ist die Verpflichtung durch die geltende Rechtslage in Deutschland bereits 

erfüllt. Weitere Ausführungen des Landes Schleswig-Holstein erfolgen hierzu nicht. 
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5. Artikel 10 – Verwaltungsbehörden und staatliche Dienstleistungen 

a. Artikel 10 Abs. 1 lit. a) v 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Gesetz zur Änderung des Landesverwaltungsgesetzes vom 25. September 

2018 (GVOBl. S. 648) 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Im Bereich des Finanzministeriums sind die Finanzämter als unmittelbare 

Kontaktstelle der Bürgerinnen und Bürger mit der Finanzverwaltung für 

den Handlungsplan Sprachenpolitik wichtig. In einigen Finanzämtern, vor 

allem in dem Sprachgebiet der dänischen Minderheit gibt es 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dänischen Sprachkenntnissen. 

Steuerpflichtige können Unterlagen also in den jeweiligen Sprachen 

einreichen. 

iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
 Im Sechsten Sprachenbericht hatte Schleswig-Holstein unter E.II.1.b. über 

anstehende Maßnahmen berichtet. 

 Die Erweiterung des Geltungsbereichs von § 82 b LVwG auf die Stadt Kiel 

für Dänisch ist inzwischen erfolgt, siehe auch die Ausführungen unter 

C.I.1. des Siebten Sprachenberichts. Damit können Anträge in dänischer 

Sprache gestellt oder Eingaben, Belege, Urkunden oder sonstige 

Dokumente vorgelegt werden. Falls die dortigen Behörden nicht über die 

notwendigen Kenntnisse der dänischen Sprache verfügen, veranlassen 

diese eine Übersetzung, ohne vom Antragsteller Kosten zu erheben. 

 Das Land Schleswig-Holstein verweist zudem auf die Ausführungen unter 

E.I.5.b. zu der neu übernommenen Verpflichtung nach Art. 10 Abs. 1 lit. c). 

 Hinsichtlich der Einbeziehung der Regional- und Minderheitensprachen 

im Rahmen der Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes verweist das Land 

Schleswig-Holstein auf seine Ausführungen unter D.IV.4. 

 Als Ermutigung zur Sprachanwendung in den Finanzämtern, siehe auch 

die Ausführungen zu E.I.2.d. 
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b. Artikel 10 Abs. 1 lit. c) 
Das Land Schleswig-Holstein hat der Bundesregierung am 3. Juli 2019 mitgeteilt, dass 

es diese Verpflichtung gemäß der Europäischen Sprachencharta zusätzlich 

übernehmen möchte und um Einleitung der notwendigen Schritte zur Notifikation 

beim Europarat gebeten. Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates 

am 15. Oktober 2020 eine Verordnung zur Übernahme der Verpflichtung erlassen 

und die Notifikation durch den Europarat ist mit Wirkung vom 8. Januar 2021 

erfolgt, näheres siehe unter C.I.1. 

i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 
 Gesetz zur Änderung des Landesverwaltungsgesetzes vom 25. September 

2018 (GVOBl. S. 648) 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Das LVwG (inkl. § 82b) ist von allen Behörden aller Träger der öffentlichen 

Verwaltung in Schleswig-Holstein anzuwenden. Das Land führt keine 

„Generalaufsicht“ über alle schleswig-holsteinischen Landes-, Kreis-, 

Gemeinde-, Amts- und sonstigen Behörden, ob und wie sie das LVwG 

anwenden. 

Die Änderung des § 82b LVwG geht zurück auf das Artikelgesetz „Gesetz zur 

Umsetzung des Verfassungsauftrags zur Stärkung der nationalen Minderheiten 

und Volksgruppen“ vom 30.06.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 534). Dort ist festgelegt, 

dass die die Landesregierung dem Landtag spätestens vier Jahre nach dem 

Inkrafttreten des Gesetzes einen Bericht über die Evaluierung der Wirkungen 

hinsichtlich Effizienz und Zielerreichung vorzulegen hat. Im Rahmen dieser -

voraussichtlich in 2021 vorliegenden - Evaluierung wird auch die Vorlage von 

Dokumenten in Regional- und Minderheitensprachen aufgegriffen werden. 

c. Artikel 10 Abs. 2 lit. g) 
Das Land Schleswig-Holstein hat der Bundesregierung am 3. Juli 2019 mitgeteilt, dass 

es diese Verpflichtung gemäß der Europäischen Sprachencharta zusätzlich 

übernehmen möchte und um Einleitung der notwendigen Schritte zur Notifikation 

beim Europarat gebeten. Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates 
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am 15. Oktober 2020 eine Verordnung zur Übernahme der Verpflichtung erlassen 

und die Notifikation durch den Europarat ist am 8. Januar 2021 erfolgt, näheres siehe 

unter C.I.1. 

i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 
 Durch einen Erlass des Verkehrsministeriums des Landes Schleswig-

Holstein vom 31.03.2009 sind Namenszusätze auf Ortstafeln (Zeichen 310 

gem. Anlage 3 der Straßenverkehrs-Ordnung) in Friesisch, Dänisch und 

Niederdeutsch zugelassen. Die zweisprachige Ausführung der Ortstafel ist 

für die Gemeinden freiwillig. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Da die Ortstafeln als amtliche Verkehrszeichen von den örtlichen 

Straßenverkehrsbehörden (i.d.R. die Kreise) angeordnet werden und keine 

entsprechende Berichtspflichten bestehen, liegen dem 

Verkehrsministerium des Landes Schleswig-Holstein keine Daten zu den 

konkreten Antrags- und Bewilligungszahlen vor. Grundsätzlich werden 

Anträge auf zweisprachige Ausgestaltung der Ortstafeln vor dem 

Hintergrund der o.a. Erlassregelung in Schleswig-Holstein bewilligt. 

Ob und inwieweit in Orten in Schleswig-Holstein Straßennamenschilder 

zweisprachig ausgeführt werden, ist nicht bekannt. 

d. Artikel 10 Abs. 4 lit. c) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Sofern eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im Bereich der 

Landesverwaltung einen entsprechenden Wunsch äußert, wird geprüft, 

inwieweit dem Anliegen Rechnung getragen werden kann. Bisher sind 

solche Wünsche im Bereich der obersten Landesverwaltung allerdings 

noch nicht geäußert worden. 

 In den Finanzämtern Flensburg und Nordfriesland wird wegen der Nähe 

zu Dänemark ein besonderes Augenmerk daraufgelegt, Steuerbürgerinnen 

und Steuerbürgern aus dem dänischen Sprachraum entgegen zu kommen. 

So wird bei der Auswahl von Personal für entsprechende Arbeitsplätze im 
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Finanzamt u. a. nach Möglichkeit auch darauf geachtet, ob dänische 

Sprachkenntnisse vorliegen, um als Ansprechpartnerinnen und 

Ansprechpartner zur Verfügung zu stehen oder im Bedarfsfall Dokumente 

übersetzen zu können oder bei Besprechungen zu unterstützen. 

e. Artikel 10 Abs. 5 

Nach dem Übereinkommen vom 13. September 1973 über die Angabe von 

Familiennamen und Vornamen in den Personenstandsbüchern (BGBl. 1976 II S. 

1473) verpflichten sich die Vertragsstaaten, zu denen auch Deutschland gehört, 

die Namen natürlicher Personen ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit 

einheitlich einzutragen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
In den Personenstandsregistern wird einheitlich der Zeichensatz „Lateinische 

Zeichen in Unicode“ eingesetzt, dieser umfasst auch dänische Buchstaben. 
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6. Artikel 11 – Medien 

a. Artikel 11 Abs. 1 lit. b) ii 

Aufgrund des verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Staatsferne des Rundfunks 

können und dürfen die Länder keinen Einfluss auf Programminhalte und die 

Programmgestaltung der sowohl öffentlich-rechtlichen als auch privaten 

Rundfunkanstalten nehmen. Dennoch möchte sich die schleswig-holsteinische 

Landesregierung für den Erhalt der Minderheitensprachen in den öffentlich-

rechtlichen und privaten Medien einsetzen, wie es im Koalitionsvertrag 

nachzulesen ist. Die Einflussmöglichkeiten der Landesregierung sind aufgrund 

der Programmautonomie der Rundfunkanstalten jedoch begrenzt. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Insbesondere im lokalen Hörfunk finden die Minderheiten- und 

Regionalsprachen Berücksichtigung. Nach Zulassungs- / 

Zuweisungserteilung durch die MA HSH sei am 1. Juni 2016 das erste 

kommerzielle lokale Hörfunkprogramm „Syltfunk – Söl’ring Radio“ in der 

Region Sylt, Niebüll, Leck, Bredstedt auf Sendung gegangen. Mittlerweile 

wurde der Sender mit dem Sender „Antenne Sylt“ zusammengeführt. Das 

Programm berücksichtige neben dem Friesischen ebenfalls die dänische 

Sprache, beispielsweise in Nachrichten, Veranstaltungshinweise oder 

Zeitansagen. 

 Der Norddeutsche Rundfunk (NDR) teilte auf Nachfrage mit, dass die 

dänische Minderheit auch im Programm des NDR thematisiert würde, 

beispielsweise im „Ostseereport“ im NDR Fernsehen oder in der Sendung 

„Von Binnenland und Waterkant“ auf NDR 1 Welle Nord. Insbesondere 

das NDR Studio in Flensburg habe seinen Schwerpunkt auf die 

Grenzregion Schleswig-Holstein / Dänemark gelegt. Die Korrespondenten 

sprechen die dänische Sprache. Nach dem Motto „Jeder nutzt die Sprache, 

der er sich am nächsten fühlt“ ermutigten die Reporter Mitglieder der 

dänischen Minderheit auch in Interviews ihre Sprache zu nutzen. Ganze 

Sendungen in dänischer Sprache würden nur anlassbezogen angeboten. 
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Dennoch fände die Sprache in der alltäglichen Berichterstattung ihren 

Platz. Weiterhin vergebe das Landesfunkhaus Schleswig-Holstein Praktika 

vorzugsweise an Bewerberinnen und Bewerber, die eine Minderheiten-

oder Regionalsprache beherrschten, um die Berichterstattung über diese 

Sprachen langfristig sicherzustellen. 

Die Landesregierung hat sich auch im Kreis der NDR-Staatsvertragsländer dafür 

engagiert, dass der NDR bei einer Novellierung des NDR-Staatsvertrages noch 

stärker ermutigt wird, Minderheiten- und Regionalsprachen im Programm zu 

berücksichtigen. Im vorliegenden Staatsvertragsentwurf, der Mitte März 2021 von 

der Regierungschefin und den Regierungschefs der vier NDR-

Staatsvertragsländer, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Freie und 

Hansestadt Hamburg und Schleswig-Holstein, unterzeichnet werden soll, wurde 

daher eine Formulierung aufgenommen, die den NDR auffordert, Regional- und 

Minderheitensprachen angemessen im Angebot des NDR zu berücksichtigen. Im 

vorliegenden Staatsvertragsentwurf, der Mitte März 2021 von der 

Regierungschefin und den Regierungschefs der vier NDR-Staatsvertragsländer, 

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Freie und Hansestadt Hamburg und 

Schleswig-Holstein, unterzeichnet werden soll, wurde daher eine Formulierung 

aufgenommen, die den NDR auffordert, Regional- und Minderheitensprachen 

angemessen im Angebot des NDR zu berücksichtigen. Der neue NDR-

Staatsvertrag befindet sich derzeit im parlamentarischen Verfahren und soll 

spätestens zum 1. September 2021 in Kraft treten. 

b. Artikel 11 Abs. 1 lit. c) ii 
Zu den in diesem Artikel eingegangenen Verpflichtung, wird auf die Ausführungen 

unter E.I.6.a. verwiesen. 

c. Artikel 11 Abs. 1 lit. d) 
Zu den in diesem Artikel eingegangenen Verpflichtung, wird auf die Ausführungen 

unter E.I.6.a. verwiesen. 
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d. Artikel 11 Abs. 1 lit. e) ii 

Laut Sachverständigenausschuss wird die Verpflichtung durch die Tageszeitung 

„Flensborg Avis“ und den Pressedienst des SSF als erfüllt angesehen. Die Auflage 

von Flensborg Avis beträgt rund 4.400 Exemplare (Stand I. Quartal 2019). Die 

Medien in Deutschland und Dänemark werden vom Pressedienst des SSF mit 

Informationen über die Minderheit in deutscher und dänischer Sprache versorgt. 

e. Artikel 11 Abs. 1 lit. f) ii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Filmförderung Hamburg Schleswig-Holstein unterstützt Kinofilme 

und außergewöhnliche Fernsehproduktionen aller Genres. 

Entscheidungskriterien für eine Förderung sind u.a. die inhaltliche 

Qualität des jeweiligen Projektes sowie ein umfassender Hamburg- bzw. 

Schleswig-Holstein-Bezug. Eine solche Förderung steht auch 

dänischsprachigen Produktionen offen, sofern sie die qualitativen 

Anforderungen erfüllen. 

 Die Filmförderung Hamburg Schleswig-Holstein hat im Zeitraum 2014 bis 

Mitte 2019 eine Reihe deutsch-dänische Koproduktionen unterstützt, so 

sind folgende Filmwerke entstanden: 

o Unter dem Sand/Under sandet von Martin Zandvliet 

o Aminas Letters/AMINAS BREVE von Jakob Bitsch 

 Die Verfilmungen der Jussi Adler Olsen Bestseller mit Premieren in 

dänischer Sprache wurden auch auf dem Filmfest Hamburg präsentiert: 

o Erbarmen/Kvinden i buret von Mikkel Nørgaard 

o Schändung/Fasandræberne von Mikkel Nørgaard 

o Erlösung/ Flaskepost fra P von Hans Petter Moland 

o Verachtung/ Journal 64 von Christoffer Boe. 

 In der Außenstelle Flensburg des Offenen Kanals Schleswig-Holstein (OK 

SH) werden regelmäßig dänische Sendungen produziert und ausgestrahlt, 

die von Angehörigen der dänischen Minderheit im Sendegebiet 

(Flensburg, Schleswig, Niebüll, Kappeln) empfangen werden können. Eine 
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besondere Rolle spielt auch die Kooperation der OK Flensburg mit AI-TV, 

einem gemeinnützigen TV-Sender in Apenrade/DK. 

f. Artikel 11 Abs. 2 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Bisher sind dem Land Schleswig-Holstein keine Störungen beim Empfang von 

Fernseh- und Hörfunksendungen aus Dänemark bekannt. 
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7. Artikel 12 – Kulturelle Aktivitäten und Einrichtungen 

a. Artikel 12 Abs. 1 lit. a) 
Das Land Schleswig-Holstein hat der Bundesregierung am 3. Juli 2019 mitgeteilt, dass 

es diese Verpflichtung gemäß der Europäischen Sprachencharta zusätzlich 

übernehmen möchte und um Einleitung der notwendigen Schritte zur Notifikation 

beim Europarat gebeten. Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates 

am 15. Oktober 2020 eine Verordnung zur Übernahme der Verpflichtung erlassen 

und die Notifikation durch den Europarat ist am 8. Januar 2021 erfolgt, näheres siehe 

unter C.I.1. 

i. Maßnahmen in der Praxis 
 durchschnittlich 26 Theateraufführungen von dänischen Künstlerinnen 

und Künstlern 

 Gastspiele (Konzerte) des Sønderjyllands Symfoniorkester 

 Danevirke Museum (seit 2018 UNESCO-Welterbe) 

 Dansk Centralbibliothek for Sydslesvig e.V. 

 Sydslesviks danske Kuinstforening. 

b. Artikel 12 Abs. 1 lit. b) 
Das Land Schleswig-Holstein hat der Bundesregierung am 3. Juli 2019 mitgeteilt, dass 

es diese Verpflichtung gemäß der Europäischen Sprachencharta zusätzlich 

übernehmen möchte und um Einleitung der notwendigen Schritte zur Notifikation 

beim Europarat gebeten. Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates 

am 15. Oktober 2020 eine Verordnung zur Übernahme der Verpflichtung erlassen 

und die Notifikation durch den Europarat ist am 8. Januar 2021 erfolgt, näheres siehe 

unter C.I.1. 

i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 
 Die Einrichtungen der dänischen Minderheit, wie der Sydslesvigsk 

Forening und die Dansk Centralbibliotek, haben grundsätzlich auch die 

Möglichkeit, Fördermittel des Landes Schleswig-Holstein für Übersetzung, 

Synchronisation, Nachsynchronisation und Untertitelung von Werken in 

dänischer Sprache in deutsche Sprache einzusetzen. 
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ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Zu der Unterstützung des SSF und der Dansk Centralbibliotek verweist das 

Land Schleswig-Holstein auf die Ausführungen unter E.I.2.e. und E.I.5.d. 

c. Artikel 12 Abs. 1 lit. c) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die Einrichtungen der dänischen Minderheit, wie der Sydslesvigsk 

Forening und die Dansk Centralbibliotek, haben die Möglichkeit, 

Fördermittel des Landes Schleswig-Holstein für Übersetzung, 

Synchronisation, Nachsynchronisation und Untertitelung von Werken in 

die dänische Sprache einzusetzen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Im Übrigen wird die Dansk Centralbibliotek auf Mitteln des MBWK 

jährlich mit 172.000 Euro institutionell gefördert. 

d. Artikel 12 Abs. 1 lit. d) 

Mit Förderungen aus Landesmitteln stellen Einrichtungen und Gremien der 

dänischen Minderheit sicher, dass die Kenntnis und der Gebrauch der jeweiligen 

Sprache und Kultur bei ihren kulturellen Tätigkeiten in angemessener Weise 

berücksichtigt werden. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Die Minderheiten werden darüber hinaus bei zentralen Feierlichkeiten 

und Präsentationen in Verantwortung der Landesregierung, wie dem 

Bürgerfest zum Tag der deutschen Einheit am 3. und 4. Oktober 2019 in 

Kiel, stets zur aktiven Teilnahme eingeladen, um sich der 

Mehrheitsbevölkerung zu präsentieren 

 Bei Besuchen des Bundespräsidenten (z. B. am 05. Oktober 2017), von 

Mitgliedern der Bundesregierung, des Diplomatischen Korps aus Anlass 

der Kieler Woche oder ausländischer Delegationen werden von der 

Landesregierung regelmäßig Besuche bei Einrichtungen der dänischen 

Minderheit eingeplant. 
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e. Artikel 12 Abs. 1 lit. e) 

Mit der Änderung des Weiterbildungsgesetzes (WBG) im Jahr 2017 wurden die 

Aufgaben und Ziele der Weiterbildung hinsichtlich der kulturellen Bildung 

dahingehend erweitert, dass auch „die Regional- und Minderheitensprachen 

sowie Kenntnisse über die Kulturen der in Schleswig-Holstein lebenden 

Minderheiten und Volksgruppen vermittelt werden sollen“ (§ 3 Abs. 5 WBG). 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Die staatlichen Zuschüsse für Veranstaltungen der nationalen 

Minderheiten schließen in Deutschland auch Mittel ein, die für 

Personalkosten eingesetzt werden. Die hauptamtlichen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der dänischen Kulturarbeit sprechen zudem Dänisch und 

Deutsch sowie manchmal auch noch Niederdeutsch. 

 Auch Kulturveranstalter sowie ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

können den Weiterbildungsbonus für z. B. dänische Sprachkurse oder für 

Bildungsangebote im Bereich der interkulturellen Kompetenz nutzen. 

f. Artikel 12 Abs. 1 lit. f) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Feierlichkeiten und Veranstaltungen zum 100-jährigen Jubiläum der 

Volksabstimmung zur Grenzziehung zwischen Deutschland und 

Dänemark und dem damit verbundenen Deutsch-Dänischen Jahr der 

kulturellen Freundschaft 2020 wurden bisher und werden auch in Zeiten 

einer globalen Pandemie ganz wesentlich durch die nationalen 

Minderheiten in der deutsch-dänischen Grenzregion mitgetragen. 

 SSF und BDN, deren Vorsitzende auch feste Sitze in den auf beiden Seiten 

der Grenze eigens zur Planung und Koordinierung der 

Jubiläumsaktivitäten eingerichteten Gremien (das Sønderjyske Præsidium 

in Dänemark sowie das 2020-Komitee in Schleswig-Holstein) haben, 

setzen im Verlauf des gesamten Jubiläumsjahres zahlreiche Vorhaben 

(Veranstaltungen, als Alternative auch digitale Formate u.a.) um und 
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würdigen dadurch öffentlich ihre eigene Geburtsstunde in angemessener 

Weise. 

 Im Rahmen der Kulturvereinbarung Sønderjylland-Schleswig (2017-2020) 

und des INTERREG-Projekts KursKultur (2015-2019) sind neben den 

kommunalen Gebietskörperschaften auf deutscher und dänischer Seite 

auch die Organisationen der Minderheiten beteiligt. 

 Das INTERREG-Nachfolgeprojekt KursKultur 2.0 (2019-2022) hat zum Ziel 

das interkulturelle Verständnis der Bürger in der gesamten deutsch-

dänischen INTERREG-Programmregion zu stärken und voranzubringen. 

Schwerpunktmäßig fördert KursKultur 2.0 deutsch-dänische 

Mikroprojekte und unterstützt Initiativen zur Stärkung des Interesses für 

die Nachbarsprachen Deutsch und Dänisch. KursKultur 2.0 erarbeitet 

Aktivitäten, die das gemeinsame deutsch-dänische Kulturerbe sichtbar 

machen. Und mit dem Fokus auf Kinder, Jugendliche und Familien mit 

Kindern wird das Projekt außerdem die besonderen Möglichkeiten, die 

mit dem Leben im Grenzland verbunden sind, während der Projektlaufzeit 

hervorheben. (siehe: 

https://www.region.de/region/de/arbeitsfelder/kultur/KursKultur.php) 

g. Artikel 12 Abs. 1 lit. g) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Kontraktförderung mit der Dansk Centralbiliothek for Syslesvik e.V. (DCB) 

für die Jahre 2020-2022. 

Zu den Aufgaben der DCB gehören das Bibliothekswesen an den 

Standorten Flensburg, Schleswig, und Husum sowie in zwei 

Fahrbüchereien, die Forschung in „Forskningsafdlingen“, die das Archiv 

der dänischen Minderheit im Landesteil Schleswig betreut, und „Den 

Slesvigske Samling“, die wissenschaftlichen Sammlungen von Literatur 

Nord- und Südschleswigs in den fünf Sprachen Dänisch, Sønderjysk, 

Hochdeutsch, Plattdeutsch und Friesisch. 

http://#
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h. Artikel 12 Abs. 2 

In der Bundesrepublik Deutschland unterliegen kulturelle Tätigkeiten, die sich 

im Rahmen der bestehenden Gesetze halten, keinerlei Genehmigungsverfahren 

oder Beschränkungen. 

Das Angebot außerhalb des jeweiligen Sprachraums liegt allein in der 

Entscheidung der freien kulturellen Träger, insbesondere der Organisationen der 

dänischen Minderheit. Veranstaltungen können durch die breite 

Zweckbestimmung der Fördermittel des Landes für die Kulturarbeit auch 

außerhalb des direkten Sprachraumes angeboten werden. Dies betrifft auch die 

unter E.I.7.a. beschriebenen Maßnahmen – nur außerhalb des dänischen 

Siedlungsgebietes. 

i. Artikel 12 Abs. 3 

Schleswig-Holstein hat Maßnahmen ergriffen, um Dänisch in die Präsentation 

seiner Kultur im Ausland einzubeziehen. So wird kulturellen Gruppen der 

dänischen Minderheit - z. B. Chören, Orchestern, Musikgruppen, Laientheater -

mit staatlicher Unterstützung Gelegenheit zu Auftritten im Ausland gegeben, wo 

sie Kultur und Sprache der dänischen Minderheit deutscher Staatsangehörigkeit 

- also einen Teil des Kulturlebens Deutschlands - vorstellen und repräsentieren. 

Mitglieder der Landesregierung nutzen grundsätzlich ihre internationalen 

Kontakte und Reisen, um bei passenden Gelegenheiten die besondere kulturelle 

und sprachliche Vielfalt Schleswig-Holsteins, seine Minderheitenpolitik und 

seine Sprachenpolitik für Regional- und Minderheitensprachen zu präsentieren. 

Das Jahr 2020 war das Jubiläumsjahr der „100 Jahre Volksabstimmungen zur 

Grenzziehung zwischen Deutschland und Dänemark“. Das Jubiläumsjahr 2020 

hat für die deutsch-dänische Grenzregion und die beiden Nachbarstaaten eine 

hohe Bedeutung. Die Außenminister der Bundesrepublik Deutschland und 
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8. Artikel 13 – W irtschafts- und Gesellschaftsleben 

a. Artikel 13 Abs. 1 lit. a) 

Die geltenden Gesetze der Bundesrepublik Deutschland stehen im Einklang mit 

dieser Verpflichtung. Die Bestimmung wird damit bereits hinsichtlich aller 

Regional- oder Minderheitensprachen bundesweit erfüllt. Besondere 

Maßnahmen waren vom Land Schleswig-Holstein daher nicht zu treffen. 

b. Artikel 13 Abs. 1 lit. c) 

Die Rechtsordnung in Deutschland verbietet Behinderungen dieser Art. Die 

Bestimmung wird damit bereits hinsichtlich aller Regional- oder 

Minderheitensprachen bundesweit erfüllt. 

c. Artikel 13 Abs. 1 lit. d) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Von staatlicher Seite wird das Erlernen wie die Nutzung der 

Minderheiten- und Regionalsprachen vielfältig gefördert (siehe dazu die 

Ausführungen zu den einzelnen Verpflichtungen zuvor). Insbesondere 

wird auch in der Öffentlichkeit dafür geworben, die Sprachen durch den 

Gebrauch in der Familie und im außerfamiliären Alltag lebendig zu 

erhalten. 

 Der größte Teil der Angehörigen der dänischen Minderheit benutzt im 

privaten Bereich die dänische Sprache. Innerhalb der Organisationen der 

dänischen Minderheit wird überwiegend Dänisch gesprochen. Die 

ständige Nutzung und Förderung der dänischen Sprache ist Grundlage der 

gesamten Minderheitenarbeit. 

d. Artikel 13 Abs. 2 lit. c) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Der Dänische Gesundheitsdienst für Südschleswig (Dansk 

Sundhedstjeneste for Sydslesvig e. V.) kümmert sich um die sozialen, 
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9. Artikel 14 – Grenzüberschreitender Austausch 

a. Artikel 14 lit . a) 

Die Erfüllung der Verpflichtung erfolgt durch die praktische Umsetzung der 

Bonn-Kopenhagener Erklärungen von 1955 und das Rahmenübereinkommen 

des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten. 

Im Rahmen der „Kulturvereinbarung Sønderjylland-Schleswig 2017-2020“, die im 

Februar 2017 von Vertreterinnen und Vertretern der Region, sowie dem 

Dänischen Kulturministerium und dem Land Schleswig-Holstein unterzeichnet 

wurde, wurden zahlreiche kulturelle Projekte in dem Handlungsfeld 

„Talentenwicklung und Begabtenförderung“ und „Kultur grenzenlos“ finanziell 

unterstützt. Vertreterinnen und Vertreter der deutschen bzw. dänischen 

Minderheit zählen zu den Entscheidern in den entsprechenden Gremien der 

Kulturvereinbarung. Das Handlungsfeld „Kultur grenzenlos“ soll Interesse und 

Respekt für die kulturelle Vielfalt der Region und neue transkulturelle Netzwerke 

fördern. In der Region leben ca. 140 verschiedene Nationalitäten. Leicht 

verständliche Lehrmaterialien für die unterschiedlichen Zielgruppen wurden für 

den Dialog über die Bedeutung der Grenze früher und heute vorgesehen. Die 

Nachbarsprachen in der Region Sønderjylland-Schleswig nimmt das aktuelle 

auch mit Landesmitteln unterstützte INTERREG-Programm „Kurs Kultur 2.0“ in 

den Blickpunkt. Die Mehrheit in der Region spricht Deutsch oder Dänisch, einige 

wenige sprechen beide Sprachen, andere haben Kenntnisse der Regionalsprachen 

Plattdeutsch und Sønderjysk sowie der Minderheitensprache Friesisch. 

Zahlreiche Projekte werden durchgeführt. Beispielsweise besuchen Schülerinnen 

und Schüler aus beiden Ländern ein deutsches und ein dänisches Museum und 

lösen gemeinsame Aufgabenstellungen. Mit dieser Maßnahme wird die 

interkulturelle Kompetenz der Schülerinnen und Schüler gestärkt und zugleich 

das Erlernen der Nachbarsprache unterstützt. Themenhefte werden als Download 

und als Printausgabe veröffentlicht. Das grenzüberschreitende Unterrichtsportal 

für Schulen und Kindertagesstätten „Kulturakademie“ bietet pädagogische 
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Angebote, Materialien und Aktivitäten, um Kultur und Sprache des 

Nachbarlandes besser kennenzulernen. 

Die aktuelle Kulturvereinbarung Sønderjylland – Schleswig 2021 – 2024 führt 

diese Arbeit fort und legt einen Schwerpunkt auf die Arbeit mit der Zielgruppe 

der Kinder und Jugendlichen in der deutsch-dänischen Grenzregion. 

b. Artikel 14 lit . b) 

i. Maßnahmen in der Praxis 
 Im Juni 2001 unterzeichneten die schleswig-holsteinischen 

Landesregierung und Sønderjyllands Amt die erste „Gemeinsame 

Erklärung über die regionale Zusammenarbeit zwischen dem Land 

Schleswig-Holstein und Sønderjyllands Amt“. Im Jahr 2007 wurde diese 

Erklärung an die neue regionale Struktur auf dänischer Seite (neuer 

Partner seit 2007: Region Syddanmark) angepasst und seither 

fortgeschrieben. Alle zwei Jahre unterzeichnen die Partner seitdem einen 

neuen Jahresplan, der die Fortschritte in der Kooperation, die Felder der 

aktuellen und künftigen Zusammenarbeit und konkrete Projekte 

beschreibt. Im März 2017 unterzeichnete der Ministerpräsident des Landes 

Schleswig-Holstein gemeinsam mit der Regionsratsvorsitzenden 

Stephanie Lose (Region Syddanmark) eine erneuerte „Gemeinsame 

Erklärung über die Fortführung der regionalen Zusammenarbeit zwischen 

Schleswig-Holstein und der Region Syddanmark“ sowie einen Jahresplan 

für die Jahre 2017/2018. Auf dänischen Wunsch ist Ende November 2018 

ein revidierter gemeinsamer "Handlungsplan 2019/2020" zur 

Zusammenarbeit unterzeichnet worden, der die Kooperationsfelder 

Gesundheitsversorgung/-innovation, Bildung (Fachkräfte) und Regionaler 

ÖPNV in den Mittelpunkt stellt. 

 Unter dem Eindruck der innerdänischen Entscheidung, die zuvor bei den 

dänischen Regionen angesiedelte Zuständigkeit für die Förderung der 

regionalen Wirtschaftsentwicklung auf staatliche 

Wirtschaftsförderungsstrukturen zu übertragen, kamen die Vorsitzende 
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II. Obersorbisch in Sachsen 

1. Artikel 6 - Information 
Auf Bundesebene wurde im Jahr 2002 der Beratende Ausschuss für Fragen des 

sorbischen Volkes eingerichtet. Dieser hat die Aufgabe, alle das sorbische Volk 

betreffenden Fragen der Bundesinnenpolitik zu erörtern. 

In dem Beratenden Ausschuss für Fragen des sorbischen Volkes sitzen drei Angehörige 

des sorbischen Volkes, eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der Stiftung für das 

sorbische Volk, Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung, je zwei Mitglieder 

der Fraktionen des Deutschen Bundestages sowie eine Vertreterin bzw. ein Vertreter 

des Landes Brandenburgs sowie des Freistaates Sachsen. 

Die Vertreterinnen und Vertreter des sorbischen Volkes werden auf Vorschlag des 

Dachverbands des sorbischen Volkes – Domowina – Bund Lausitzer Sorben - berufen. 

Den Vorsitz der Sitzung übernimmt in der Regel der Beauftragte der Bundesregierung 

für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten. 

Der Ausschuss tagt in der Regel einmal im Jahr. 

Des Weiteren fördert das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

verschiedenste Projekte der Föderalistischen Union Europäischer Minderheiten mit 

bis zu 500.000 Euro, deren Mitglied u.a. die Domowina – Bund Lausitzer Sorben e.V.  

als Dachverband des sorbischen Volkes in Deutschland ist. Hervorzuheben an dieser 

Stelle ist u.a. die bei der FUEN eingerichteten Arbeitsgruppe slawischer Minderheiten, 

die ihren Schwerpunkt ihrer Arbeit auf den Erhalt und die Anwendung der slawischen 

Sprache gesetzt hat. 

In Bezug auf die weiteren Maßnahmen des Bundes wird auf die Ausführungen unter 

E.I.1 verwiesen. 

Der Freistaat Sachsen unterstützt die FUEN jährlich seit 2007 mit 20.000 Euro. 
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2. Artikel 7 - Ziele und Grundsätze 
Wesentliche Grundrechte des sorbischen Volkes sind in der Sächsischen Verfassung 

vom 27. Mai 1992 in den Artikeln 2, 5 und 6 grundgelegt, wie z. B. das Führen eigener 

Farben und eines eigenen Wappens, Recht auf Heimat, Bewahrung der Identität, 

Erhalt des deutsch-sorbischen Charakters des Siedlungsgebietes sowie Pflege und 

Entwicklung der angestammten Sprache, Kultur und Überlieferung, insbesondere 

durch Schulen, vorschulische und kulturelle Einrichtungen. 

Dieser Verfassungsauftrag wird durch das Gesetz über die Rechte der Sorben im 

Freistaat Sachsen/Zakoń wo prawach Serbow w Swobodnym staće Sakskej 

(Sächsisches Sorbengesetz/Sakski serbski zakoń – SächsSorbG/SSZ) vom 31.03.1999, 

(SächsGVBl. S. 161), das zuletzt durch Artikel 59a des Gesetzes vom 27. Januar 2012 

(SächsGVBl. S. 130) geändert worden ist, präzisiert. Ebenso wird dieser 

verfassungsmäßige Auftrag durch weitere Gesetze und andere staatliche Vorschriften 

sowie im Alltag in der jeweiligen Zuständigkeit - auf Landes- bzw. auf kommunaler 

Ebene - umgesetzt. 

Im Koalitionsvertrag 2019-2024 zwischen der CDU Sachsen, BÜNDNIS 90 / DIE 

GRÜNEN in Sachsen und der SPD Sachsen sind u.a. als Ziele unter dem Kapitel 

„Sorbisches Volk“ die Stärkung der sorbischen Sprache als zentralem Element der 

kulturellen Identität formuliert. 

Am 18. Juni 2019 beschloss der Freistaat Sachsen den der Zweiten Maßnahmenplan 

der Staatsregierung zur Ermutigung und zur Belebung des Gebrauchs der sorbischen 

Sprache. Er enthält zwölf Ziele mit insgesamt 21 Vorhaben. Der Plan schließt an den 

im Jahr 2012 verabschiedeten Ersten Maßnahmenplan an. Link zum Zweiten 

Maßnahmenplan: https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/34403. 

Am 6. Februar 2020 startete die Imagekampagne für die sorbische Sprache im Auftrag 

des Sächsischen Staatsministeriums für Wissenschaft, Kultur und Tourismus 

„Sorbisch? Na klar.“ Ziel der Imagekampagne ist es, die Akzeptanz für die sorbische 

Sprache in der Lausitz zu steigern, Wissen zu vermitteln und so die Wertschätzung 

ihres Gebrauchs in der Öffentlichkeit zu fördern. 

http://#
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3. Artikel 8 – Bildung 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen im Bereich Bildung, wie sie in den vorherigen 

Sprachenberichten beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. Daher wird an 

dieser Stelle über diese Maßnahmen nicht erneut berichtet. 

a. Artikel 8 Abs. 1 l it. d) iv 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Sofern es ausreichend Schülerinnen und Schüler gibt und deren Familien 

es wünschen, stellt der Freistaat Sachsen den gesamten oder einen 

erheblichen Teil der beruflichen Bildung teilweise auf Obersorbisch oder 

den Obersorbischunterricht als festen Bestandteil des Lehrplans bereit. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Aufgrund der sowohl inhaltlich als auch in der Fläche breit gefächerten 

Berufsausbildung ist es nicht möglich, die berufliche Bildung bzw. einen 

erheblichen Teil der beruflichen Bildung in Obersorbisch anzubieten. Es 

werden alle Möglichkeiten genutzt, um das Sorbischangebot an der 

Sorbische Fachschule für Sozialwesen, Fachrichtung Sozialpädagogik, im 

Beruflichen Schulzentrum für Wirtschaft und Technik Bautzen qualitativ 

aufrechtzuerhalten und zu erweitern. 

b. Artikel 8 Abs. 1 l it. f) iii 
Im August 2019 hat am Standort Bautzen des Landesamtes für Schule und Bildung 

im Rahmen der regionalen Lehrerfortbildung eine sorbische Sprachschule ihren 

Betrieb aufgenommen (https://www.lasub.smk.sachsen.de/sorbische-sprachschule-

4255.html). 

Die Sprachkurse stehen außerdem Personen offen, die an Schulen pädagogisch tätig 

oder in Einrichtungen beschäftigt sind, die bei der Umsetzung des Erziehungs- und 

Bildungsauftrages mit Schulen kooperieren. Zudem werden Kurse für Beschäftigte 

des Landesamtes für Schule und Bildung und für Mitarbeiter der Landratsämter, die 

Verantwortung für schulische Belange tragen, durchgeführt. 

http://#
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c. Artikel 8 Abs. 1 l it. g) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Gemäß § 2 Abs. 3 SächsSchulG sind an allen Schulen im Freistaat Sachsen 

Grundkenntnisse aus der Geschichte und Kultur der Sorben zu vermitteln. 

Damit wird durch sachgerechte Information das Fundament für Toleranz 

und Minderheitenschutz geschaffen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Der Koordinator für sorbische Angelegenheiten am Landesamt für Schule 

und Bildung (LaSuB) qualifiziert in der Einstiegsqualifizierung alle 

Seiteneinsteiger im Bereich des Standortes Bautzen in einer 

Lehrveranstaltung zur Geschichte und Kultur der Sorben, zu den 

sorbischen Institutionen und zum sorbischen Schulwesen. 

In den Lehrplänen des Freistaates Sachsen ist die Vermittlung von 

Grundkenntnissen aus der Geschichte und Kultur der Sorben verbindlich 

verankert. Die in Sachsen genutzten Lehrbücher enthalten in der Regel 

themenspezifische Angaben zur Geschichte und Kultur der Sorben. 

d. Artikel 8 Abs. 1 l it. h) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Gemäß § 40 Abs. 2 des Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen (Sächsisches 

Schulgesetz – SächsSchulG) sind Lehrerkräfte verpflichtet, sich 

regelmäßig, insbesondere in der unterrichtsfreien Zeit, in angemessenem 

Umfang fortzubilden. Der Freistaat Sachsen unterbreitet im Rahmen der 

staatlichen Lehrerfortbildung Maßnahmen, die dem Erhalt, der 

Aktualisierung, der Anpassung und der Weiterentwicklung der 

vorhandenen beruflichen Kompetenzen im Sinne lebenslangen Lernens 

dienen. Sie baut auf den in der Lehrkräfteausbildung erworbenen 

Kompetenzen auf und unterstützt bzw. begleitet Lehrkräfte bei der 

Bewältigung der komplexen beruflichen Herausforderungen. 

Lehrkräftefortbildung bildet zusammen mit den zwei Phasen der 

Lehrkräfteausbildung das System der Lehrerbildung. 
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ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Seit dem Schuljahr 2016/2017 findet jährlich ein Fachtag für die 

Lehrerkräfte aller 2plus-Schulen statt. Die Veranstaltung dient der 

Fortbildung der Lehrkräfte und dem Erfahrungsaustausch. 

 Zur vertieften Diskussion vom Problemen bei der Umsetzung der 

fachlichen Anforderungen des Konzeptes 2plus findet seit dem Schuljahr 

2017/2018 jährlich eine Klausurtagung der Steuergruppe 2plus mit den 

Schulkoordinatoren, Fachberatern und Schulleitern statt. Unter dem Ziel 1 

“Erlernen der sorbischen Sprache für alle Interessenten“ umfasst der 

„Zweite Maßnahmenplan der Sächsischen Staatsregierung zur Ermutigung 

und Belebung des Gebrauchs der sorbischen Sprache“ die Aufgabe, dass 

das Landesamt für Schule und Bildung Sprachkurse im Rahmen der 

regionalen Lehrkräftefortbildung sowie für andere Interessierte im 

Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen durchführt. Diese 

Sprachkurse werden auf verschiedenen Niveaustufen (Anfänger, 

Fortgeschrittene) angeboten. 

Hinsichtlich der Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 

wird auf die Ausführungen zu den beschriebenen Maßnahmen in der Praxis 

verweisen. 

e. Artikel 8 Abs. 1 l it. i) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die Schulen im sorbischen Siedlungsgebiet unterliegen der Schulaufsicht 

gemäß § 58 SächsSchulG. Die Schulaufsicht umfasst die Gesamtheit der 

der staatlichen Aufgaben zur inhaltlichen, organisatorischen und 

planerischen Gestaltung des Schulwesens. Das Sächsische 

Staatsministerium für Kultus (SMK) arbeitet hinsichtlich der 

Weiterentwicklung des sorbischen Schulwesens eng mit den 

Vertreterinnen und Vertretern der Domowina und des Sorbischen 

Schulvereins zusammen. 
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Unterstützung bei der Beurteilung von Fortschritten beim Erlernen der 

sorbischen Sprache sowie der individuellen Förderung der Schülerinnen und 

Schüler geben. Die vorgesehene Testphase musste COVID-19 bedingt 

zurückgestellt werden. 

f. Artikel 8 Abs. 2 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Das Sächsische Staatsministerium für Kultus und das Landesamt für 

Schule und Bildung unterstützen den Verein „Stup dale“, der seit 2013 eine 

Kindertagesstätte in Dresden betreibt, seit 2015 bei der Etablierung eines 

Sprachangebotes für Schülerinnen und Schüler am Standort Dresden. 

Aus Sicht des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus wird dieses Ziel erfüllt. 

Sofern der entsprechende Bedarf vorhanden ist, kann obersorbische Bildung in 

Gebieten zur Verfügung gestellt werden, in denen die Anzahl der Sprecher 

derartige Angebote rechtfertigt. 
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4. Artikel 9 – Justizbehörden 

a. Artikel 9 Abs. 1 l it. a) ii 

In § 184 Satz 2 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) und § 9 des Gesetzes über die 

Sorben im Freistaat Sachsen (SächsSorbG) ist das Recht der Sorbinnen und 

Sorben verbürgt, sich in ihren Heimatkreisen vor Gericht der sorbischen Sprache 

bedienen zu dürfen, ohne dass ihnen dadurch Kostenbelastungen oder sonstige 

Nachteile entstehen. 

In der Praxis wird dieses Recht uneingeschränkt gewährleistet. Sorbische 

Bürgerinnen und Bürger können ihre Anliegen gleichermaßen in sorbischer wie 

in deutscher Sprache vorbringen. Zum Teil stehen an den Gerichten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Verfügung, die die sorbische Sprache 

sprechen und die sorbischen Bürgerinnen und Bürger unterstützen können. Im 

Bedarfsfall kann zudem die Verwendung der sorbischen Sprache durch die 

Hinzuziehung eines Dolmetschers bzw. Übersetzers gewährleistet werden. 

Die Empfehlungen des Sachverständigenausschusses wurden zur Kenntnis 

genommen und geprüft. Konkrete Maßnahmen waren zunächst jedoch nicht zu 

veranlassen. 

b. Artikel 9 Abs. 1 l it. a) iii 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.i verwiesen. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.ii verwiesen. 

Artikel 9 Abs. 1 l it. b) ii 
i.  Maßnahmen  in Politik und/oder  Gesetzgebung  

c. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.i verwiesen. 
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Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.ii verwiesen. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.iii verwiesen. 

d. Artikel 9 Abs. 1 l it. b) iii 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.i verwiesen. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.ii verwiesen. 

e. Artikel 9 Abs. 1 l it. c) ii 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.i verwiesen. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.ii verwiesen. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.iii verwiesen. 

f. Artikel 9 Abs. 1 l it. c) iii 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.i verwiesen. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.ii verwiesen. 

g. Artikel 9 Abs. 1 l it. d) 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.i verwiesen. 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.ii verwiesen. 

h. Artikel 9 Abs. 2 l it. a) 

Es wird auf die Ausführungen unter E.II.4.a.i verwiesen. 

http://#
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5. Artikel 10 – Verwaltungsbehörden und staatliche Dienstleistungen 

a. Artikel 10 Abs. 1 lit. a) iv 

Im Zuständigkeitsbereich des Sächsischen Staatsministeriums des Innern sind 

keine Anfragen auf Sorbisch bekannt. In verschiedenen Behörden wie der 

Landesdirektion Sachsen - Zweigstelle Dresden, der Polizeidirektion Görlitz, dem 

Statistischen Landesamt in Kamenz oder der Niederlassung Bautzen des 

Landesamtes für Straßenbau und Verkehr gibt es Beschäftigte, die über sorbische 

Sprachkenntnisse verfügen. So sind in der Niederlassung Bautzen des 

Landesamtes für Straßenbau und Verkehr derzeit zwei Kolleginnen in der 

Stabstelle Servicebereich und ein Bauleiter in der Abteilung 2 mit 

obersorbischem Muttersprachehintergrund tätig. Sollten Schreiben, Anträge und 

Anfragen in sorbischer Sprache eingehen, was zumindest in den letzten vier 

Jahren nicht vorgekommen ist, können diese Kolleginnen und Kollegen die 

Angelegenheiten bearbeiten und/oder der entsprechenden Bearbeiterin bzw. 

dem Bearbeiter bei der Übersetzung behilflich sein. Letztes Jahr wurde zudem die 

Einladung zur Verkehrsfreigabe einer Baumaßnahme im sorbischen 

Hauptsiedlungsgebiet zweisprachig versendet. Bei der Zuversetzung nach der 

Ausbildung als auch bei der späteren Verwendung wird bei der Polizeidirektion 

Görlitz darauf geachtet, sorbische Muttersprachler auch möglichst im 

Siedlungsgebiet einzusetzen. 

In Bezug auf die Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 

wird auf die zuvor beschriebenen Maßnahmen in der Praxis verwiesen. 

b. Artikel 10 Abs. 2 lit. a) 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen, wie sie in den vorherigen Sprachenberichten 

beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. 

c. Artikel 10 Abs. 2 lit. b) 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen, wie sie in den vorherigen Sprachenberichten 

beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. 
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d. Artikel 10 Abs. 2 lit. g) 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen, wie sie in den vorherigen Sprachenberichten 

beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. 

e. Artikel 10 Abs. 3 lit. b) 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen, wie sie in den vorherigen Sprachenberichten 

beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. 

f. Artikel 10 Abs. 3 lit. c) 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen, wie sie in den vorherigen Sprachenberichten 

beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. 

g. Artikel 10 Abs. 4 lit. c) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Es sind aus den letzten Jahren keine Versetzungswünsche von 

obersorbischsprachigen Mitarbeitenden explizit aus dem Wunsch heraus 

bekannt, im sprachlichen Zuständigkeitsgebiet eingesetzt zu werden. 

Der Sachverständigenausschuss hatte die Empfehlung ausgesprochen, Kenntnisse 

der obersorbischen Sprache bei der Einstellung von Mitarbeitenden im 

Sprachgebiet zu berücksichtigen. Hierzu wird mitgeteilt, dass sich diese Frage im 

Bereich der für dieses Gebiet zuständigen Landesdirektion Sachsen, Dienststelle 

Dresden so bisher nicht stellte. Sofern die Anwendung sorbischer 

Sprachkenntnisse für die Erfüllung dienstlicher Aufgaben erforderlich ist, würde 

dies im Anforderungsprofil der zu besetzenden Stelle festgelegt und als 

Mitauswahlkriterium berücksichtigt. Im Landesamt für Straßenbau und Verkehr, 

Niederlassung Bautzen, sind entsprechende Sprachkenntnisse bei den 

Stellenausschreibungen aufgrund der Eigenschaft als Fachbehörde sowie 

aufgrund der bereits bestehenden Anwesenheit von obersorbischen 

Muttersprachlern regelmäßig kein maßgebliches Hauptauswahlkriterium. Wenn 

allerdings mehrere Bewerberinnen und Bewerber die gleiche fachliche und 

persönliche Eignung aufweisen, können Kenntnisse der sorbischen Sprache zu 

einem Stellenzuschlag führen. 
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h. Artikel 10 Abs. 5 

Hier haben sich keine rechtlichen Änderungen ergeben. 

Seitens des Bundesgesetzgebers erfolgte keine Änderung bezüglich der 

Übertragung/Verwendung der weiblichen Endung im Rahmen einer 

Namensänderung nach dem Minderheiten-Namens-Änderungsgesetzes. 

Aufgrund des dem nicht widersprechenden Urteils des LG Cottbus wurde keine 

anderslautende Empfehlung an die Namensänderungsbehörden gegeben. D.h., 

dass die Verwendung/Übertragung eines Namens in die weibliche Form nach 

deutschem Namensrecht weiterhin nicht vorgesehen ist. Erfolgte der Erwerb des 

Namens nach ausländischem Namensrecht wird dieser selbstverständlich so 

übernommen. 

Die Bundesregierung hält an der Auffassung fest, dass Artikel 10 Absatz 5 der 

Sprachencharta Deutschland nicht verpflichtet, die Übertragung eines sorbischen 

Familiennamens in eine weibliche Form zu erlauben. Da jedoch das deutsche 

Namensrecht keine strikte Namensführungspflicht kennt, ist es möglich, im 

allgemeinen Verkehr statt des personenstandsrechtlich bestimmten Namens 

einen Gebrauchs- oder Künstlernamen zu führen, beispielsweise auch eine 

weibliche Form eines sorbischen Familiennamens. 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und das 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat haben eine Arbeitsgruppe 

zur Reform des Namensrechts eingerichtet. Ziel ist es, das deutsche Namensrecht 

einschließlich der Regelungen des MindNamÄndG zu vereinfachen, zu 

liberalisieren und damit auch an die Entwicklung in anderen (west-)europäischen 

Staaten anzupassen. Die Arbeitsgruppe hat insbesondere die Möglichkeit 

vorgeschlagen, den Familiennamen auch in weiblicher Form zu führen. Die 

Eckpunkte der Arbeitsgruppe werden derzeit zur fachlichen Diskussion gestellt. 
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6. Artikel 11 – Medien 
Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass die Sächsische Staatsregierung auch im 

Hinblick auf die verfassungsgemäßen Rechte der Sorben die Rundfunkfreiheit 

beachten muss. Kernbereich der Rundfunkfreiheit ist die Programmautonomie des 

Rundfunkveranstalters, also seine Freiheit, über die Inhalte und Umfang seines 

Programmes selbst zu entscheiden. Ansprechpartner bezüglich der Möglichkeiten der 

Erweiterung des sorbischsprachigen Angebotes muss vorrangig der öffentlich-

rechtlichen Rundfunk sein. 

Aufgrund der verfassungsrechtlich garantierten Rundfunkfreiheit verbunden mit dem 

Grundsatz der Staatsferne des Rundfunks ist es der programmlichen 

Entscheidungsbefugnis des MDR überlassen, über Umfang und konkrete 

Ausgestaltung des sorbischsprachigen Angebots in seinem Programm zu bestimmen. 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen scheidet hier jegliche staatliche Einflussnahme 

aus. 

Dies gilt auch für die Frage, ob eine in diesem Kontext möglicherweise gewünschte 

Erweiterung des sorbischsprachigen Angebots im MDR mit Haushaltsmitteln des 

Freistaates Sachsen unterstützt werde könnte. Die Finanzierung des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks hat aus verfassungsrechtlichen Gründen staatsfern zu erfolgen 

um jegliche staatliche Einflussnahme auf den Programminhalt von vorneherein 

auszuschließen. 

Stand der Einbeziehung eines sorbischen Vertreters im MDR-Rundfunkrat: 

Die Sächsische Staatskanzlei hat sich für einen Sitz eines sorbischen Vertreters im 

Rundfunkrat mit Nachdruck eingesetzt. Der derzeitige Entwurf zur Novellierung des 

MDR-Staatsvertrages sieht auch einen festen Sitz im Rundfunkrat für einen 

Angehörigen des sorbischen Volkes aus Sachsen vor. Dies ist zwischen den 

Staatsvertragsländern auch nicht mehr streitig. Allerdings sind noch andere Fragen bei 

der Novellierung des MDR-Staatsvertrages offen, so dass noch nicht feststeht, ob der 

nächste Rundfunkrat schon nach den neuen Regelungen zusammengesetzt wird. 
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7. Artikel 12 – Kulturelle Aktivitäten und Einrichtungen 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen, wie sie in den vorherigen Sprachenberichten 

beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. Daher wird an dieser Stelle über 

diese Maßnahmen nicht erneut berichtet. 

Die Förderung der kulturellen Einrichtungen wird weiterhin fortgeführt (siehe 

Ausführungen unter C.I.2.) 
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8. Artikel 13 – W irtschafts- und Gesellschaftsleben 
Die bisher umgesetzten Maßnahmen, wie sie in den vorherigen Sprachenberichten 

beschrieben wurden, werden weiterhin umgesetzt. Daher wird an dieser Stelle über 

diese Maßnahmen nicht erneut berichtet. 
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III. Niedersorbisch in Brandenburg 

1. Artikel 6 - Information 
Hinsichtlich der Maßnahmen des Bundes in Bezug auf die niedersorbische Sprache 

wird auf die Ausführungen unter E.II.1 zur obersorbischen Sprache verwiesen sowie 

auf die Ausführungen unter E.I.1. 

Seit 2015 gibt das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes 

Brandenburgs ein zweisprachiges Informationsfaltblatt „Sorbische/Wendische Rechte 

im Land Brandenburg Serbske pšawa w kraju Bramborska“ (derzeit aktuell: 4. Auflage 

von 2020) heraus, das sowohl kostenlos verteilt wird, als auch zum Download 

bereitsteht. Auf der Ministeriumshomepage wird unter der Rubrik Sorben/Wenden – 

Politik und Recht auf die Sprachencharta (und das Rahmenübereinkommen zum 

Schutz nationaler Minderheiten) verwiesen und die entsprechenden Internetseiten des 

Europarates sind verlinkt. 

In Vorträgen, Diskussionen und Informationsveranstaltungen (z.B. für den 

Sorben/Wenden-Ausschuss des Kreistages Spree-Neiße/Sprjewja-Nysa, die Schule für 

niedersorbische Sprache und Kultur, Schülerinnen und Schüler des Niedersorbischen 

Gymnasiums) informiert das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

kommunale Gremien, Verwaltungen und interessierte Öffentlichkeit über die Rechte 

und die Sprachencharta sowie die durch sie in Brandenburg geschützten Sprachen. 

Zudem fördert das Ministerium Veröffentlichungen (z.B. zum angestammten 

Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden als Anwendungsbereich gebietsbezogener 

Fördermaßnahmen und zu Fragen zweisprachiger Beschilderungen), die kostenlos 

abgegeben werden. In Verantwortung des staatlich geförderten WITAJ-

Sprachzentrums des Domowina – Bund Lausitzer Sorben e.V. und der staatlichen 

Arbeitsstelle für sorbische/wendische Bildungsentwicklung Cottbus werden zudem 

Informationsmaterialien zu niedersorbischen Bildungsangeboten herausgegeben und 

kostenlos verteilt. 
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2. Artikel 7 - Ziele und Grundsätze 

a. Artikel 7 Abs. 1 l it. a) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Im Koalitionsvertrag von 2019 heißt es: „Die sorbisch/wendische Kultur ist 

ebenfalls untrennbarer Bestandteil von Brandenburg und insbesondere der 

Lausitz. Wir bekennen uns zu Erhalt und Stärkung der sorbisch/wendischen 

Sprache und der sorbisch/wendischen Kultur.“ 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 In der Pressearbeit des Landes wird regelmäßig auf den Wert der 

niedersorbischen Sprache als Kulturgut, kulturelles Erbe und 

Alleinstellungsmerkmal verwiesen. 

 Brandenburg richtete 2020 die zentralen Feierlichkeiten zum Jahrestag 30 

Jahre Deutsche Einheit aus. In die Open-Air-Präsentation des Landes 

wurde auch das Thema sorbische/wendische Sprache und 

Zweisprachigkeit in der Lausitz mit einem eigenen Ausstellungsobjekt 

einbezogen und zweisprachig gestaltet. 

b. Artikel 7 Abs. 1 l it. b) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Bei Gesetzentwürfen zu Gebietsveränderungen (z.B. Kreisgebietsreform) 

ist im angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden das 

Sorbische/Wendische – auch unter Verweis auf die 

Sprachenchartabestimmung - immer ein expliziter Abwägungsgrund 

gewesen. Im Berichtszeitraum wurden keine Gebietsveränderungen 

umgesetzt. Die gerichtlichen Klärungen bzgl. der Zugehörigkeit einzelner 

Gemeinden zum angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden 

stehen nach wie vor aus. 

c. Artikel 7 Abs. 1 l it. c) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Der Koalitionsvertrag von 2019 sieht eine deutliche Aufstockung der 

Mittel für die Stiftung für das sorbische Volk vor. Mit dem Haushaltsgesetz 

2021 wurde eine Erhöhung von rd. 800.000 Euro beschlossen. 
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 Am 24. März 2019 trat die Satzung der kreisfreien Stadt Cottbus/Chóśebuz 

zur Förderung der sorbischen/wendischen Sprache und Kultur Wustawki 

města Cottbus/Chóśebuz k spěchowanjeju serbskeje rěcy a kultury in 

Kraft. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Das durch das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

koordinierte Sorbische/Wendische Aktionsnetzwerk forciert seit 2019 

Fragen der Sprachplanung und Sprachrevitalisierungsplanung. Dazu fand 

2019 eine öffentliche Befragung zu möglichen Zielen und 

Vorgehensweisen statt. Die Ergebnisse und konzeptionelle Vorschläge 

zum weiteren Vorgehen wurden sorbischen/wendischen Verbänden und 

Institutionen übermittelt und über das Internet auch öffentlich 

zugänglich gemacht. Eine verbindliche Rückmeldung steht noch aus. 

 Der Landkreis Dahme-Spreewald erhöhte sein jährliches Budget zur 

Förderung sorbischer/wendischer Projekte auf 15.000 Euro im Jahr 2020. 

 Am 25. März 2021 beauftragte der Landtag die Landesregierung mit der 

Fortschreibung des Landesplans zur Stärkung der niedersorbischen 

Sprache. 

 Im Übrigen wird auf die weiteren Ausführungen unter E.III. verwiesen. 

d. Artikel 7 Abs. 1 l it. d) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Verabschiedung des Brandenburgischen E-Government-Gesetzes 

 Überarbeitung der Verwaltungsvorschriften zum Schiedsstellengesetz 

 Überarbeitung der Verordnung über die Erstattung des Zusatzaufwandes 

aus der Anwendung des Sorben/Wenden-Gesetzes 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Kommunen im angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden 

werden Kosten, die durch die Anwendung der niedersorbischen Sprache 

entstehen, durch das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

erstattet. Im Berichtszeitraum wurden dafür rund 170.000 Euro ausgezahlt. 
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 Punktuell werden von verschiedenen Behörden und Verwaltungen 

zweisprachige E-Mail-Signaturen, Briefköpfe und Beschilderungen 

genutzt und punktuell auch Internetangebote ins Niedersorbische 

übersetzt. Das betraf im Berichtszeitraum neu u.a. die Landtagsverwaltung, 

das Ministerium des Innern und für Kommunales, das Ministerium der 

Finanzen und für Europa, das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 

und Klimaschutz, den Lausitz-Beauftragten in der Staatskanzlei, das 

Landesamt für Umwelt und Verkehr und die Kreisverwaltung des 

Landkreises Dahme-Spreewald. 

 Im Übrigen wird auf die weiteren Ausführungen unter E.III. verwiesen. 

e. Artikel 7 Abs. 1 l it. e ) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Der Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden beim Landtag 

Brandenburg tauscht sich jährlich einmal mit dem Rat für sorbische 

Angelegenheiten des Freistaates Sachsen abwechselnd in Dresden und in 

Potsdam aus. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Der Dachverband Domowina unterhält entsprechende Verbindungen im 

Rahmen seiner staatlich finanzierten, aber autonomen Arbeit. 

 2019 finanzierte und unterstützte das Ministerium für Wissenschaft, 

Forschung und Kultur eine Informationsreise des Vereins für 

Niederdeutsch im Land Brandenburg in die Niederlausitz zum 

Informationsaustausch über sorbische/wendische Strukturen und 

Arbeitsweisen. 

 Zwischen dem Freistaat Sachsen und dem Land Brandenburg besteht eine 

intensive Zusammenarbeit in sorbischen/wendischen Fragen (Stiftung für 

das sorbische Volk, Sorbisches Institut, Strukturentwicklung Lausitzer 

Bergbaurevier). 

 Das Land arbeitet mit dem Minderheitensekretariat der vier autochthonen 

Minderheiten in Deutschland in Berlin zusammen und fördert auch 
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einzelne Projekte des Minderheitensekretariates, so zum Beispiel 2019 ein 

technisches Update der Homepage im Umfang von 5.400 Euro. 

f. Artikel 7 Abs. 1 l it. f) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Der Koalitionsvertrag von 2019 sieht die Erarbeitung eines 

Mehrsprachigkeitskonzeptes unter Einbeziehung des Niedersorbischen 

von der Kindertagesstätte bis zum Abitur vor. Per Landtagsbeschluss vom 

25. März 2021 wurden weitere Eckpunkte für die Berücksichtigung der 

Regional- und Minderheitensprachen in dieser 

Mehrsprachigkeitskonzeption formuliert. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Gemeinsam mit dem Bund und dem Freistaat Sachsen finanziert das Land 

Brandenburg das Projekt „Sorbisch in den neuen Medien“ der Stiftung für 

das sorbische Volk. Im Berichtszeitraum förderte das Ministerium für 

Wissenschaft, Forschung und Kultur mit insgesamt 202.000 Euro die 

Vorhaben „Erstellung eines qualitätsgesicherten Referenzkorpus des 

zeitgenössischen Niedersorbisch“, „Erweiterung der Rechtschreibprüfung 

um weitere Wörterbücher“, „Audioversion des deutsch-niedersorbischen 

Wörterbuchs“, „Niedersorbische Sprache erhalten und weiterentwickeln“, 

„Sorbische Online-Lernplattform Niedersorbisch“, „digitales Lehrwerk für 

Niedersorbisch „Kšac pó kšacu“ und „Online-Materialien für die 

Spracherziehung in Kindertagesstätte und Vorschule in niedersorbischer 

Sprache“. 

 Die zum Staatlichen Schulamt Cottbus/Chóśebuz gehörende Arbeitsstelle 

für sorbische/wendische Bildungsentwicklung Cottbus erarbeitet Lehr-

und Lernmittel für das Fach Sorbisch/Wendisch und den Unterricht in der 

Arbeitssprache Sorbisch/Wendisch (bilingualer Unterricht) der 

Schulstufen 1-12, bildet Lehrkräfte fort und führt Beratungen zur 

Fortentwicklung des Sorbisch/Wendisch–Unterrichts bzw. des bilingualen 

Unterrichts im Land Brandenburg durch. 
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 Im Übrigen wird auf die weiteren Ausführungen unter E.III. verwiesen. 

g. Artikel 7 Abs. 1 l it. g) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Der Koalitionsvertrag von 2019 sieht die Erarbeitung eines 

Mehrsprachigkeitskonzeptes unter Einbeziehung des Niedersorbischen 

von der Kindertagesstätte bis zum Abitur vor. Per Landtagsbeschluss vom 

25. März 2021 wurden weitere Eckpunkte für die Berücksichtigung der 

Regional- und Minderheitensprachen in dieser 

Mehrsprachigkeitskonzeption formuliert. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Die Schule für niedersorbische Sprache und Kultur bietet inzwischen erste 

Sprachkurse mit Skype-Unterstützung und damit ortsungebunden an. Zu 

weiteren Online-Sprachlernangeboten an. 

 Im Übrigen wird auf die Ausführungen unter E.III.2.f verwiesen. 

h. Artikel 7 Abs. 1 l it. h) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Es wird auf die weiteren Ausführungen unter E.III verwiesen. 

i. Artikel 7 Abs. 1 l it. i) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Mit dem Forum der Föderalistischen Union Europäischer Nationalitäten 

(FUEN), das im Dezember 2019 im Landtag Brandenburg durchgeführt 

wurde, konnte die Zusammenarbeit mit Vertreterinnen und Vertretern 

der europäischen Minderheiten zu Beginn der 7. Legislaturperiode vertieft 

werden. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Das Land Brandenburg fördert die Föderalistische Union Europäischer 

Nationalitäten mit jährlich 10.000 Euro. 

 Die durch das Land geförderten Verbände (z.B. Domowina) und 

Institutionen (z.B. Sorbisches Institut, Schule für niedersorbische Sprache 
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und Kultur) pflegen im Rahmen ihrer Arbeit intensive 

grenzüberschreitende Kontakte. 

 Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur arbeitet 

zusammen mit FUEN, ProEtnica-Festival und –Sommerakademie 

Sighişoara (Rumänien) und verfügt über Arbeitskontakte in 

sprachpolitischen Fragen zu anderen europäischen 

Sprachgruppenregionen (Irland, Italien, Österreich, Rumänien). 

j. Artikel 7 Abs. 2 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Es gibt keine entsprechenden Rechtsvorschriften, da es im Landesrecht 

auch keine diskriminierenden Vorschriften im Sinne von Artikel 7 Abs. 2 

der Sprachencharta gibt. 

k. Artikel 7 Abs. 3 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung 

 Öffentliche Sitzungen des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden 

im Landtag Brandenburg und vor Ort im angestammten Siedlungsgebiet 

der Sorben/Wenden sowie Live-Streaming der Sitzungen seit Juni 2020 

l. Artikel 7 Abs. 4 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 2020: Überarbeitung der Geschäftsordnung des Landtages Brandenburg 

mit Ausbau der Rechte des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Es bestehen intensive Arbeitskontakte zwischen den 

Minderheitenverbänden und –institutionen und der Landesregierung. 

Innerhalb der Landesregierung kommuniziert der Landesbeauftragte für 

Angelegenheiten der Sorben/Wenden sorbische/wendische Belange. Im 

Landtag wirkt der Rat für Angelegenheiten der Sorben/Wenden in 

eigenem Ermessen an parlamentarischen Vorgängen mit. 
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3. Artikel 8 – Bildung 

a. Artikel 8 Abs. 1 l it. a) iv 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport stellte seit dem Jahr 2019 

Kindertagesstätten mit niedersorbischen Sprachlernangeboten im 

Umfang von 400.000 Euro jährlich zur Verfügung. Der Landkreis Spree-

Neiße/Sprjewja-Nysa verstärkt dieses Programm zusätzlich um 65.000 

Euro. 2021 wurde die Landesförderung auf 540.000 Euro erhöht. 

 Seit dem Jahr 2015 werden darüber hinaus durch das Ministerium jährlich 

10.000 Euro zur Vermittlung der sorbischen/wendischen Sprache und 

Kultur in Kindertagesstätten bereitgestellt. 

 Derzeit wird vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport eine 

Mehrsprachigkeitsstrategie unter Einbeziehung des Niedersorbischen 

erarbeitet. 

ii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Aufgrund des Mangels an Erzieherinnen und Erziehern ist eine Ausweitung der 

Angebote derzeit nicht realistisch. Punktuell haben weitere Kindertagesstätten 

aber Interesse bekundet und entsenden Erzieherinnen 2021 in einen Sprachkurs. 

b. Artikel 8 Abs. 1 l it. b) iv 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Derzeit wird vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport eine 

Mehrsprachigkeitsstrategie unter Einbeziehung des Niedersorbischen 

erarbeitet. 

 Im Land Brandenburg arbeiten 21 Schulen mit einem 

sorbischen/wendischen Unterrichtsangebot in der Primarstufe. Das sind 

20 Grundschulen und ein Gymnasium (Primarstufe in der Leistungs- und 

Begabungsklasse). Bei Sorbisch/Wendisch handelt es sich im Allgemeinen 

um ein fakultatives Angebot, mit Ausnahme des Unterrichts am 

Niedersorbischen Gymnasium, an dem für alle Schülerinnen und Schüler 

die Verpflichtung besteht, an Sorbisch/Wendisch im Rahmen der 2. 

Fremdsprache teilzunehmen. 
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 Die kreisfreie Stadt Cottbus/Chóśebuz als Schulträgerin sieht im 

Schulentwicklungsplan die Einrichtung einer weiteren Grundschule mit 

bilingualem WITAJ-Unterricht in Zentrumsnähe vor, um die Fortsetzung 

des immersiven/bilingualen Bildungsganges von der in der Nähe 

befindlichen Kindertagesstätte mit einem solchen Angebot in der 

Grundschule zu ermöglichen. Es werden derzeit entsprechende bauliche 

Maßnahmen vorsorglich getroffen. Die Einrichtung eines solchen 

Unterrichtsangebotes hängt dann von der Zurverfügungstellung 

entsprechender personeller Ressourcen durch das Staatliche Schulamt ab. 

ii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Aufgrund des Mangels an Lehrkräften ist eine Ausweitung der herkömmlichen 

Angebote derzeit nicht realistisch. Ein Ausbau digitaler Angebote wäre zu prüfen. 

Erste Beratungen dazu fanden im Januar 2021 statt. 

c. Artikel 8 Abs. 1 l it. c) iv 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Derzeit wird vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport eine 

Mehrsprachigkeitsstrategie unter Einbeziehung des Niedersorbischen 

erarbeitet. 

 Im Land Brandenburg arbeiten vier Schulen mit einem 

sorbischen/wendischen Unterrichtsangebot in den Sekundarstufen. Das 

sind zwei Oberschulen, ein Oberstufenzentrum und ein Gymnasium. Bei 

Sorbisch/Wendisch handelt es sich im Allgemeinen um ein fakultatives 

Angebot, mit Ausnahme des Unterrichts am Niedersorbischen 

Gymnasium, an dem für alle Schülerinnen und Schüler die Verpflichtung 

besteht, an Sorbisch/Wendisch im Rahmen der 2. Fremdsprache 

teilzunehmen. 

ii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Aufgrund des Mangels an Lehrkräften ist eine Ausweitung der bestehenden 

Angebote derzeit nicht realistisch. 
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d. Artikel 8 Abs. 1 l it. e) ii i 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Derzeit wird die 2016 eingerichtete und vorerst bis 2021 befristete halbe 

Stelle Lehre und Forschung Fachdidaktik Niedersorbisch an der 

Universität Leipzig durch das Ministerium für Wissenschaft, Forschung 

und Kultur evaluiert, um anschließend eine Entscheidung über weitere 

Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung und Qualitätsverbesserung des 

grundständigen Lehramtsstudiums für Sorbisch/Wendisch bzw. 

bilingualen Unterricht treffen zu können. 

e. Artikel 8 Abs. 1 l it. f) iii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Schule für niedersorbische Sprache und Kultur wird weiterhin 

gemeinsam durch Land/Stiftung für das sorbische Volk und Kommunen 

finanziert. Sie bietet u.a. auch Sprachkurse für 

Verwaltungsmitarbeiterinnen und –mitarbeiter (z.B. in Calau/Kalawa) an. 

Die kreisfreie Stadt Cottbus/Chóśebuz unterbreitet allen Bediensteten für 

2021 ein konkretes Seminarangebot, sorbische/wendische 

Sprachkenntnisse und Kenntnisse des Rechts der Sorben/Wenden zu 

erwerben. 

f. Artikel 8 Abs. 1 l it. g) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Der Landtag beauftragte die Landesregierung am 25. März 2021, Maßnahmen zur 

effektiven Umsetzung dieser Verpflichtung in die zu erarbeitende 

Mehrsprachigkeitskonzeption aufzunehmen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 2018 erschien eine Publikation des Landesinstitutes für Schule und 

Medien Berlin-Brandenburg zur Integration des Themas Sorben/Wenden 

in den Gesellschaftswissenschafts-Unterricht. 

 Die Sorben/Wenden-Informationen auf dem Bildungsserver Berlin-

Brandenburg wurden 2020 aktualisiert. 
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iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Es wird auf die Ausführungen zu den Maßnahmen in der Praxis dieses Artikels 

verwiesen. 

g. Artikel 8 Abs. 1 l it. h) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 2018 wurde in das Brandenburgische Hochschulzulassungsgesetz die 

Regelung eingefügt, dass vertiefte Kenntnisse der sorbischen/wendischen 

Sprache zu einem leichteren Zugang zu einem Lehramtsstudium in 

Brandenburg führen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Es wird auf die Ausführungen unter E.III.3.d. verwiesen. 

 Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport hat mit den 

Vorbereitungen für eine Neuauflage für ein Weiterbildungs-

Masterstudium für Lehrkräfte zum Erwerb der Lehrbefähigung für 

Sorbisch/Wendisch begonnen. Der Beginn eines sprachlichen 

Propädeutikums ist für 2021, der Beginn des Studiums für 2022 

vorgesehen. 

 Das vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

koordinierte Sorbische/Wendische Aktionsnetzwerk erstellte 2020 eine 

Bestandsaufnahme zu Aktivitäten der Sorbisch/Wendisch-

Lehrkräftenachwuchs-Werbung. In einem nächsten Schritt ist die 

koordinierte Verbesserung dieser Informations- und Werbeaktivitäten 

vorgesehen, um die Zahl von Studienanfängerinnen und 

Studienanfängern zu erhöhen. 

 Auf die an der Universität Leipzig vorgehaltenen Studienangebote für 

Lehramtsstudiengänge Sorbisch/Wendisch wird durch umfangreichere 

Verlinkungen auf Brandenburger Internetseiten für Studieninteressierte 

aufmerksam gemacht (Ministerium für Bildung, Jugend und Sport, 

Staatliches Schulamt Cottbus/Chóśebuz, Niedersorbisches Gymnasium, 

Universität Potsdam, Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 

Kultur). 
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 Auf der Basis eines aktuellen Bedarfs der Schulleitungen werden 

Einzelprojekte der Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften gefördert. 

 Weitere Möglichkeiten bestehen seitens der Volkshochschulen. Die 

Arbeitsstelle für sorbische/wendische Bildungsentwicklung Cottbus bietet 

regelmäßig Fort- und Weiterbildungen für Lehrkräfte im Rahmen einer 

Sommeruniversität an, die allerdings nur mäßig nachgefragt werden. 

Sorbisch/Wendisch gilt als Fach mit besonderem Bedarf und 

Einstellungskriterien, so dass Absolventinnen und Absolventen mit der 

Lehrbefähigung Sorbisch/Wendisch bisher immer eingestellt wurden. 

Zwischen dem Staatlichen Schulamt und den Schulleitungen erfolgen 

enge Abstimmungen hinsichtlich der Planung und bedarfsspezifischen 

Zuweisung von Lehrerwochenstunden für das Unterrichtsfach 

Sorbisch/Wendisch. Die Zuweisung orientiert sich an den Zahlen der 

teilnehmenden Schülerinnen und Schüler im Fach Sorbisch/Wendisch. 

Sie wird regelmäßig an veränderte Zahlen im Schuljahresverlauf 

angepasst. 

h. Artikel 8 Abs. 1 l it. i) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 In der Abteilung 3 des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 

wurden sorbische/wendische Angelegenheiten dem Referat zur Steuerung 

der Schulaufsicht zugeordnet (Ref. 37). Einem Schulrat und einer 

Schulrätin des Staatlichen Schulamtes Cottbus/Chóśebuz wurde die 

Generalie Sorbisch/Wendisch zugeordnet. 

ii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Es wird auf die zuvor beschriebene Maßnahme in der Praxis verwiesen. 
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4. Artikel 9 – Justizbehörden 

a. Artikel 9 Abs. 1 l it. a) ii 
i. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 

In den Beteiligten zugänglichen Wartebereichen der Gerichte liegen Flyer 

"Sorbische/ wendische Rechte im Land Brandenburg - Serbske pšawa w kraju 

Bramborska" aus, die zum Gebrauch der niedersorbischen Sprache ermutigen. 

b. Artikel 9 Abs. 1 l it. a) iii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Die bereits implementierten Maßnahmen zur Umsetzung dieser Verpflichtung 

haben weiterhin Bestand. 

c. Artikel 9 Abs. 1 l it. b) iii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Die bereits implementierten Maßnahmen zur Umsetzung dieser Verpflichtung 

haben weiterhin Bestand. 

d. Artikel 9 Abs. 1 l it. c) iii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Das im Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister 

eingesetzte Fachverfahren AUREG unterstützt seit der (erstmals im Jahr 2019 

eingesetzten) Version VIS 5 den UTF-8-Standard, der Eintragungen im 

niedersorbischen Zeichensatz ermöglicht. Damit können nun Firmen in 

sorbischer Sprache in die Register eingetragen werden. 

ii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Das Recht ist prinzipiell gewährleistet, es handelte sich bei den geschilderten 

Vorfällen um Einzelfälle aufgrund von Unkenntnis der Rechtslage (vgl. auch 

Ausführungen im Sechsten Sprachenbericht). Der in dem Bericht des 

Sachverständigenausschusses vom 30. Oktober 2018 auf Seite 29 geschilderte 

Sachverhalt, dem zufolge das Verwaltungsgericht Cottbus/Chóśebuz die 

Übersetzung von auf Niedersorbisch eingereichten Dokumenten in die deutsche 

Sprache erbeten hatte, wurde zum Anlass genommen, die Gerichte und 

Staatsanwaltschaften im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz des Landes 

Brandenburg noch einmal für die Belange der Sorben/Wenden zu sensibilisieren. 
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Mit Erlass vom 12. Juni 2018 ist insbesondere darauf hingewiesen worden, dass es 

Sorben/Wenden in ihrem angestammten Siedlungsgebiet gestattet ist, sich 

gegenüber Behörden und Gerichten der niedersorbischen Sprache zu bedienen. 

Eventuelle Übersetzungs- und Dolmetscherkosten dürfen den betroffenen 

Beteiligten nicht in Rechnung gestellt werden. Um das entsprechende 

Bewusstsein bei den im niedersorbischen Sprachraum tätigen Richterinnen und 

Richtern sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälten aufrecht zu erhalten, 

werden diese zukünftig in regelmäßigen Abständen auf die besondere Rechtslage 

nach § 184 S. 2 GVG und § 8 Sorben/Wenden-Gesetz hingewiesen. 

e. Artikel 9 Abs. 2 l it. a) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Die bereits implementierten Maßnahmen zur Umsetzung dieser Verpflichtung 

haben weiterhin Bestand. 
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5. Artikel 10 – Verwaltungsbehörden und staatliche Dienstleistungen 

a. Artikel 10 Abs. 1 lit. a) iv 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Verabschiedung des Brandenburgischen E-Government-Gesetzes 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Es wird auf die Ausführungen unter D.IV. verwiesen. 

 Im Rahmen der Neugestaltung des Serviceportal Brandenburg 

(https://service.brandenburg.de/lis/list.php/start) wird die Verwendung 

niedersorbischer Sprache durch die Implementierung des UTF-8 

Zeichensatzes (Unicode 8) ermöglicht. Das Serviceportal Brandenburg ist 

zudem technisch in der Lage weitere Sprachen, z.B. Sorbisch, anzuzeigen. 

 Kommunen werden für Übersetzungen anfallende Kosten durch das Land 

erstattet. 

iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
In Bezug auf die Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 

wird auf die zuvor beschriebenen Maßnahmen in der Praxis verwiesen. 

b. Artikel 10 Abs. 2 lit. b) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Kommunen werden für Übersetzungen anfallende Kosten durch das Land 

erstattet. 

 Die kreisfreie Stadt Cottbus/Chóśebuz berichtet, dass die Anzahl der 

Schreiben in niedersorbischer Sprache von Bürgerinnen und Bürgern an 

die Stadtverwaltung im Berichtszeitraum gestiegen sei, wenngleich es sich 

um einzelne Schreiben handele. Die mündlichen Vorsprachen vor der 

Verwaltung seien gleichbleibend (gering) gewesen. 

ii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
In Bezug auf die Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 

wird auf die zuvor beschriebenen Maßnahmen in der Praxis verwiesen. 

http://#
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c. Artikel 10 Abs. 2 lit. g) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Der Landkreis Spree-Neiße/Sprjewja-Nysa machte als erster Landkreis in 

Brandenburg von der Möglichkeit Gebrauch, seinen Namen zweisprachig 

festzulegen. Die neue Hauptsatzung gilt seit 2020. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur förderte die 

Erstellung eines zweisprachigen Ortsnamenverzeichnisses des 

angestammten Siedlungsgebietes durch das Sorbische Institut 2018 mit 

3.500 Euro. Das Verzeichnis wird Verwaltungen und Öffentlichkeit 

kostenlos zur Verfügung gestellt. Der Namenbestand wurde durch die 

Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg in das 

Kommunalverzeichnis und den online zugänglichen Brandenburgviewer 

eingepflegt. 

 2020 förderte das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur ein 

Projekt des Sorbischen Instituts zur Darstellung und Verbreitung von 

Wissen über sorbische Eigennamen als Maßnahme zur Stärkung 

regionaler Identität mit 8.500 Euro. 

 Die Domowina-Ortsgruppe Dissen/Dešno initiierte ein Projekt zur 

Sicherung, Bewusst- und Sichtbarmachung traditioneller einsprachig-

niedersorbischer Hofnamen. Das Ministerium für Wissenschaft, 

Forschung und Kultur förderte diese niedersorbischsprachige 

Beschilderung im Berichtszeitraum mit 11.900 Euro. 

 Landkreise im angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden 

installierten eine neue Knotenpunkt-Radwegbeschilderung, die mit 

Unterstützung des Landes zweisprachig ausgeführt wurde. 

 Seit dem Fahrplanwechsel im Dezember 2020 werden durch den 

Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg in den Liniennetzen des Bahn-

Regionalverkehrs und auf Streckenfahrplänen sorbische Bahnhofsnamen 

verwendet. 
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 Es wurde 2021 damit begonnen die Online-Vergabeplattform des Landes 

Brandenburgs so zu konfigurieren, dass die zweisprachigen 

Gemeindenamen verwendet werden können. 

d. Artikel 10 Abs. 3 lit. b) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die Rechtsgrundlagen für die Sprachverwendung und Kostenerstattung 

(insb. Sorben/Wenden-Gesetz) sind unverändert gegeben. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Kommunen werden für Übersetzungen anfallende Kosten durch das Land 

erstattet. 

e. Artikel 10 Abs. 3 lit. c) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die Rechtsgrundlagen für die Sprachverwendung und Kostenerstattung 

(insb. Sorben/Wenden-Gesetz) sind unverändert gegeben. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Kommunen werden für Übersetzungen anfallende Kosten durch das Land 

erstattet. 

f. Artikel 10 Abs. 4 lit. a) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die Rechtsgrundlagen für die Sprachverwendung und Kostenerstattung 

(insb. Sorben/Wenden-Gesetz und Verwaltungsverfahrensgesetz für das 

Land Brandenburg) sind unverändert gegeben. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Kommunen werden für Übersetzungen anfallende Kosten durch das Land 

erstattet. 

g. Artikel 10 Abs. 4 lit. c) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Bisher sind dem Land Brandenburg keine derartigen Wünsche bekannt 

geworden. 
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h. Artikel 10 Abs. 5 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die Regelung des Namensrechtes ist Bundeskompetenz. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Das Land Brandenburg unterstützt die Absicht des Bundes, das 

Namensrecht so auszugestalten, dass weibliche sorbische/wendische 

Namensformen ermöglicht werden (vgl. Antwort auf die parlamentarische 

Anfrage, Landtags-Drucksache 7/1584, und Sechster Sprachenbericht). 

iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Die Bundesregierung hält an der Auffassung fest, dass Artikel 10 Absatz 5 der 

Sprachencharta Deutschland nicht verpflichtet, die Übertragung eines sorbischen 

Familiennamens in eine weibliche Form zu erlauben. Da jedoch das deutsche 

Namensrecht keine strikte Namensführungspflicht kennt, ist es möglich, im 

allgemeinen Verkehr statt des personenstandsrechtlich bestimmten Namens 

einen Gebrauchs- oder Künstlernamen zu führen, beispielsweise auch eine 

weibliche Form eines sorbischen Familiennamens. 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und das 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat haben eine Arbeitsgruppe 

zur Reform des Namensrechts eingerichtet. Ziel ist es, das deutsche Namensrecht 

einschließlich der Regelungen des MindNamÄndG zu vereinfachen, zu 

liberalisieren und damit auch an die Entwicklung in anderen (west-)europäischen 

Staaten anzupassen. Die Arbeitsgruppe hat insbesondere die Möglichkeit 

vorgeschlagen, den Familiennamen auch in weiblicher Form zu führen. Die 

Eckpunkte der Arbeitsgruppe werden derzeit zur fachlichen Diskussion gestellt. 

Die Bundesregierung will in der nächsten Legislaturperiode über einen 

Reformvorschlag zum Namensrecht entscheiden. 
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6. Artikel 11 – Medien 

a. Artikel 11 Abs. 1 lit. b) ii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) strahlt 

regelmäßig Hörfunksendungen in niedersorbischer Sprache aus und stellt 

begleitende Internetangebote bereit. Es wird auf die Ausführungen unter 

D.III. verwiesen. 

b. Artikel 11 Abs. 1 lit. c) ii 
In Bezug auf diese Verpflichtung wird auf die Ausführungen unter D.III. verwiesen. 

c. Artikel 11 Abs. 1 lit. d) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die staatlich finanzierte Stiftung für das sorbische Volk unterstützt die 

Vernetzung sorbischer/wendischer und Lausitzer Filmschaffender und 

übernahm koordinierende Aufgaben im entstehenden Netzwerk 

„Łužycafilm“. 

 Der RBB produziert regelmäßig niedersorbische Musiktitel und stellt sie 

z.T. zum kostenlosen Download bereit. 

 U.a. über die Stiftung für das sorbische Volk wird die Produktion von 

Audio-Produkten gefördert. Insbesondere für den pädagogischen Einsatz 

wurden im Berichtszeitraum vom Sorbischen Schulverein und dem 

WITAJ-Sprachzentrum entsprechende Erzeugnisse auch kostenlos online 

zugänglich gemacht. 

d. Artikel 11 Abs. 1 lit. e) i 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Gefördert durch die Stiftung für das sorbische Volk publiziert der 

Domowina-Verlag regelmäßig entsprechende Erzeugnisse. 

e. Artikel 11 Abs. 2 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 An den Rahmenbedingungen zur Umsetzung dieser Maßnahme gab es im 

Berichtszeitraum keine Veränderungen. 
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7. Artikel 12 – Kulturelle Aktivitäten und Einrichtungen 

a. Artikel 12 Abs. 1 lit. a) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 2018 förderte das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur die 

Volldigitalisierung der Jahrgänge 1987 bis 2004 der niedersorbischen 

Wochenzeitung „Nowy Casnik“ durch das Sorbische Institut mit 38.000 

Euro. 

 2019 förderte das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur die 

Umsetzung einer öffentlichen Komfortsuche für qualitätsgesicherte 

sorbische Textkorpora durch das Sorbische Institut mit 22.000 Euro. 

 Die zweisprachige Dauerausstellung des Heimatmuseums Dissen konnte 

nach grundlegender Überarbeitung 2020 neu eröffnet werden. Weitere 

Projekte wie der zweisprachige Zeitstrahl zur Geschichtsvermittlung im 

Außenbereich und das dazugehörige Faltblatt wurden u.a. durch das 

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 2019 im Rahmen des 

Projektes „Mit allen Sinnen sorbische/wendische Geschichte begreifen“ 

mit 5.800 Euro gefördert. 

 Im Rahmen des Landesprogramms zur „Förderung von Kitas mit 

sorbischen/wendischen Bildungsangeboten“ wurden vom Ministerium 

für Bildung, Jugend und Sport rund 20.000 Euro für die Erstellung von 

Materialien mit sorbischen/wendischen Kinderliedern bereitgestellt. 

 2020 wurde das Wendische Museum Cottbus/Chóśebuz wiedereröffnet. 

Die grundlegende bauliche Sanierung und Neuerarbeitung der 

zweisprachigen Dauerausstellung wurden aus öffentlichen Mitteln 

finanziert. 

 Eine Ergänzung der Objektbeschilderung um die niedersorbische Sprache 

im Museum Jänschwalde/Janšojce wurde durch das Ministerium für 

Wissenschaft, Forschung und Kultur 2020 mit rund 1.400 Euro gefördert. 
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b. Artikel 12 Abs. 1 lit. b) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 2019 förderte das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

das Lektorat einer Quellenedition der Tagebücher von Bogumił Šwjela 

und deren Übersetzung ins Deutsche durch das Sorbische Institut mit 

7.000 Euro, die damit sowohl sorbisch- als auch deutschsprachigen 

Leserinnen und Lesern zugänglich gemacht werden. 

 2020 förderte das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur die 

Erarbeitung einer mehrsprachigen Wanderausstellung „Aufbruch und 

Ernüchterung. Die Revolution von 1918, die Lausitzer Sorben und der 

lange Weg zur Demokratie“ durch das Sorbische Institut, die auch für den 

Einsatz in Tschechien, Polen und englischsprachigen Ländern vorgesehen 

ist, mit 37.800 Euro. 

c. Artikel 12 Abs. 1 lit. c) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Hier gibt es keine einschränkenden Veränderungen seit dem vorangegangenen 

Bericht. 

d. Artikel 12 Abs. 1 lit. d) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Innerhalb des zuständigen Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und 

Kultur wurde die Zusammenarbeit zwischen den für Kultur und 

Minderheitensprachpolitik zuständigen Abteilungen intensiviert. Ergebnis 

dessen ist, dass die Berücksichtigung sorbischer/wendischer Sprache und 

Kultur in den Strategieprozessen zur weiteren Kulturentwicklung in der 

Lausitz stärker sichtbar und verankert ist. 

e. Artikel 12 Abs. 1 lit. e) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Sprachlernangebote der Schule für niedersorbische Sprache und 

Kultur werden auch von entsprechenden Akteurinnen und Akteuren 

wahrgenommen. 
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f. Artikel 12 Abs. 1 lit. f) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Seitens des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur wurden 

sorbische/wendische Vertreterinnen und Vertreter ermuntert, sich aktiv 

in die laufenden Kulturplanungsprozesse für die Lausitz-Entwicklung 

einzubringen und auch durch das Ministerium in eigene Gremien 

einbezogen (z.B. Zukunftswerkstatt Lausitz, Kulturelle Heimat Lausitz, 

Kulturplan Lausitz, sorbische/wendische Zukunft: Lausitz). 

 Der Landkreis Dahme-Spreewald hat im Berichtszeitraum seine 

entsprechenden Förderbemühungen verstärkt und bezieht insbesondere 

seine Sorben/Wenden-Beauftragte in entsprechende Prozesse ein. 

g. Artikel 12 Abs. 1 lit. g) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Das Sorbische Kulturarchiv und die Sorbische Zentralbibliothek beim 

Sorbischen Institut sowie die Niedersorbische Bibliothek in 

Cottbus/Chóśebuz werden über die Stiftung für das sorbische Volk 

gefördert. 

h. Artikel 12 Abs. 1 lit. h) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Diese Arbeit wird vorrangig durch das Sorbische Institut, in Teilen auch 

über das WITAJ-Sprachzentrum und die Arbeitsstelle für 

sorbische/wendische Bildungsentwicklung Cottbus (ABC), geleistet. Diese 

werden über die Stiftung für das sorbische Volk gefördert bzw. im Falle der 

ABC als staatlicher Einrichtung direkt durch das Land finanziert. 

i. Artikel 12 Abs. 2 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Es gibt keine territorialen Beschränkungen für die Durchführung entsprechender 

Aktivitäten. 

j. Artikel 12 Abs. 3 
Explizite Maßnahmen über die oben erwähnte Zusammenarbeit mit anderen 

Regionen hinaus gibt es derzeit nicht. 
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8. Artikel 13 – W irtschafts- und Gesellschaftsleben 

a. Artikel 13 Abs. 1 lit. a) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Es sind keine entsprechenden Beschränkungen bekannt, die den Gebrauch des 

Niedersorbischen in Dokumenten zum wirtschaftlichen oder sozialem Leben, 

insbesondere Arbeitsverträgen, sowie in technischen Dokumenten wie 

Gebrauchsanweisungen für Produkte oder Anlagen ungerechtfertigt verbieten 

oder einschränken. 

b. Artikel 13 Abs. 1 lit. c) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Das Land Brandenburg wirbt für den umfassenderen Gebrauch der 

niedersorbischen Sprache. 

c. Artikel 13 Abs. 1 lit. d) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Um den Gebrauch des Niedersorbischen im kirchlichen Leben zu stärken, 

förderte das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur eine 

Neuauflage der Wendischen Bibel durch den Verein zur Förderung der 

wendischen Sprache in der Kirche e.V. 2020 mit 9.400 Euro. 

 Im Rahmen der Strukturwandelprozesse im Lausitzer Bergbaurevier 

bezieht das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur die 

niedersorbische Sprache in seine konzeptionellen Überlegungen ein und 

stellt in seiner Lausitzstrategie eine Minderheitenmodellregion im 

deutsch-slawischen Kontext zur Diskussion. Zur Ausarbeitung 

qualifizierter Projektvorschläge wurde das Sorbische Institut 2018 mit 

24.800 Euro gefördert. Das Ministerium kommuniziert diese 

Vorstellungen in Vorträgen und Publikationen. In den regionalen Leitbild-

Prozess sind sorbische/wendische Vertreterinnen und Vertreter sowie das 

Ministerium einbezogen. Die Bundeszentrale für politische Bildung 

publizierte im Februar 2020 eine Ausgabe der Zeitschrift ‚Aus Politik und 

Zeitgeschichte‘ unter dem Titel „Lausitz Łužyca, Łužica“. Die 

Wirtschaftsregion Lausitz publizierte im Sommer und Herbst 2020 eine 
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IV. Nordfriesisch in Schleswig-Holstein 

1. Artikel 6 - Information 
Im Jahr 2004 wurde auf Bundesebene der Beratende Ausschuss für Fragen der 

friesischen Volksgruppe eingerichtet. Dieser hat die Aufgabe, alle die friesische 

Volksgruppe in Deutschland betreffenden Fragen der Bundespolitik zu erörtern. 

Mitglieder des Ausschusses der friesischen Volksgruppe sind je eine Vertreterin bzw. 

ein Vertreter des Frasche Rädj – Friesenrat Sektion Nord e.V., des Friisk Foriining, des 

Nordfriesischen Vereins, des Seelter Buunds, des Friesenrates Sektion Ost e.V., des 

Interfriesischen Rates e.V. sowie des Nordfriesischen Instituts. Zudem sitzen eine 

Vertreterin bzw. ein Vertreters des Bundesministeriums des Innern, für Bau und 

Heimat, der bzw. des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien, des 

Landes Niedersachsens, des Landes Schleswig-Holstein sowie des 

Minderheitensekretariats in diesem Gremium. 

Den Vorsitz der Sitzung übernimmt in der Regel der Beauftragte der Bundesregierung 

für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten. 

Zu den Sitzungen werden regelmäßig die von den Fraktionen im Deutschen 

Bundestag für die Sitzungsteilnahme benannten Fraktionsmitglieder eingeladen. 

Der Ausschuss tagt in der Regel einmal im Jahr. 

Des Weiteren fördert das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

verschiedenste Projekte der Föderalistischen Union Europäischer Minderheiten mit 

bis zu 500.000 Euro, deren Mitglied u.a. der Friisk Foriining als Vertreter der friesischen 

Volksgruppe in Deutschland ist. 

In Bezug auf die weiteren Maßnahmen des Bundes für die nordfriesische Sprache wird 

auf die Ausführungen unter E.I.1 verwiesen. 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien fördert die 

nordfriesische Volksgruppe in Schleswig-Holstein mit Projektmitteln bis zu 300.000 

Euro jährlich. Im Jahr 2021 wurde der reguläre Haushaltsansatz über das 
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2. Artikel 7 - Ziele und Grundsätze 

a. Artikel 7 Abs. 1 l it. a) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 02. 

Dezember 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 344), zuletzt geändert durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 14.06.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 361), Art. 6, 12 Abs. 6 - 7 

 Kreisordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

03.08.2016 (GVOBl. S. 788), § 1 Abs. 2, § 40c Nr. 8 

 Amtsordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. 2003, S. 112), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

03.08.2016 (GVOBl. S. 788), § 1 Abs. 1 

 Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28. Februar 

2003 (GVOBl. S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

03.08.2016 (GVOBl. S. 788), § 1 Abs. 1, § 45c Nr. 8 

 Schulgesetz des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 24. Januar 

2007 (GVOBl Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 

Gesetzes vom 16. Dezember 2015 (GVOBl. Schl.-H. S.500), § 4 Abs. 5, 6, 

 Erlass des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur vom 25. 

September 2018 (NBl. MBWK. Schl.-H. 2018 S. 471) „Friesisch an Schulen in 

Schleswig-Holstein“ 

 Lehrkräftebildungsgesetz Schleswig-Holstein vom 15. Juli 2014 (GVOBl. 

2014, 134), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 11.12.2014 

(GVOBl. S. 464), § 2 Abs. 3, § 12 Abs. 3 Satz 5 

 Landesverordnung über die Ordnung des Vorbereitungsdienstes und die 

Staatsprüfungen der Lehrkräfte vom 9. Dezember 2015 (GVOBl., S. 460), § 6 

Abs. 1, § 8 Abs. 3 

 Gesetz zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in 

Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz - KiTaG) vom 12. 

Dezember 2019, verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Stärkung der 

Qualität in der Kindertagesbetreuung und zur finanziellen Entlastung von 



 

   

    

 

 

   

   

 

 

   

   

   

   

    

   

 

   

  

 

   

    

   

   

 

  

   

   

    

     

   

181 

 Im Zuge der Änderung des 17. Rundfunkänderungsstaatsvertrages und der 

Neuregelungen zur Besetzung des ZDF-Fernsehrates wurde ein Sitz in 

diesem Aufsichtsgremium von einem Vertreter oder einer Vertreterin der 

Chartasprachen aus Schleswig-Holstein besetzt. Der geänderte ZDF-

Staatsvertrag wird vorsehen, dass der auf 60 Mitglieder verkleinerte 

Fernsehrat künftig unter anderem aus 16 Vertreterinnen und Vertretern 

aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppierungen besteht, welche 

die einzelnen Länder bestimmen. Die Landesregierung nutzt diese 

Entwicklung, um die Präsenz der Regional- oder Minderheitensprachen in 

den öffentlich-rechtlichen Medien weiter zu vergrößern. Vertreterin ist 

die Friesin Dr. Karin Haug. 

b. Artikel 7 Abs. 1 l it. b) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Es gibt keine Veränderungen zu den Ausführungen des vorherigen 

Berichtszyklus. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Weiterhin Anwendung der bestehenden Gesetze; es wird kein Anlass für 

weitergehende Maßnahmen gesehen. 

c. Artikel 7 Abs. 1 l it. c) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 In der Landesverfassung Schleswig-Holstein werden die kulturelle 

Eigenständigkeit und die politische Mitwirkung der friesischen 

Volksgruppe und der anderen in Schleswig-Holstein geschützten 

nationalen Minderheiten garantiert. Dies wird explizit als Aufgabe des 

Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände definiert. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Nach einer sehr groben Schätzung fördert das Land Schleswig-Holstein 

die friesische Volksgruppe jährlich mit rund 1,2 Millionen Euro. 

 Die in Schleswig-Holstein gesprochenen Minderheiten- und 

Regionalsprachen stellen eine echte Bereicherung für den kulturellen 
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Raum dar. So hat die Landesregierung sich auch im grundlegenden 

Koalitionsvertrag dazu verpflichtet, die erfolgreiche gemeinsame 

Kulturarbeit mit der Friesische Volksgruppe fortzusetzen. Gleichzeitig 

setzt sie sich aktiv für den Erhalt und die Pflege der nordfriesischen 

Sprache und des Kulturgutes als wichtiges Element der schleswig-

holsteinischen Identität ein. Vor diesem Hintergrund fördert die 

Landesregierung das Erlernen des Nordfriesischen in den 

Kindertageseinrichtungen und Schulen des Landes und stärkt auf der 

Grundlage des Handlungsplans Sprachenpolitik die Mehrsprachigkeit und 

Sprachenvielfalt in Schleswig-Holstein. 

d. Artikel 7 Abs. 1 l it. d) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Landesregierung Schleswig-Holstein misst dem privaten Gebrauch des 

Nordfriesischen in den Familien, unter Jugendlichen, oder im normalen 

Alltag beim Einkaufen, auf der Straße, eine große Bedeutung zu. Sie 

unterstützt den alltäglichen Sprachgebrauch durch: 

o die Förderung des Jugendchores Jöögedfloose und der 

Gesangsgruppe Frasche Loosche 

o die Förderung von Friesischkursen für Erwachsene 

o die Förderung friesischer Vereinszeitschriften (z. B. Di Mååringer 

Krädjer) 

o die Förderung der Übersetzung von Kinderbüchern (Ik ban 

Momme an boog önj Nordfraschlönj/Ich bin Momme und wohne 

in Nordfriesland!) 

o die Förderung von friesischen Jugendfreizeiten (Friisk Foriining) 

 Um den Gebrauch und die Wahrnehmung des Nordfriesischen im 

öffentlichen Raum zu fördern, ist am Nordfriisk Instituut mit dem 

Erweiterungsbau Nordfriisk Futuur mit Unterstützung des Landes und der 

BKM ein Ausstellungsgebäude entstanden, das sowohl Einblicke in die 

nordfriesische Sprache als auch in die Kultur der Region ermöglicht. 
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e. Artikel 7 Abs. 1 l it. e ) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Die Landeregierung Schleswig-Holstein zählt zu den Förderern der 

Föderalistischen Union Europäischer Nationalitäten (FUEN). Hierin ist die 

Friisk Foriining Mitglied. Die Nordfriesen haben damit Kontakt zu den 

anderen europäischen Minderheiten. Zudem bestehen enge Beziehungen 

des Nordfriisk Instituut zur westfriesischen Fryske Akademy in 

Leeuwarden. Der Dachverband der Nordfriesen, der Friesenrat, hält 

Kontakt zu den Ost- und Westfriesen- Dies zählt auch zu seinem, mit der 

Landesregierung abgestimmten, Aufgabenspektrum. 

 Die folgenden Vereine, deren Zielsetzung u.a. auch die Förderung der 

Kontakte der Friesen untereinander ist, werden mit Mitteln des Landes 

Schleswig-Holstein institutionell gefördert: 

 Nordfriesisches Institut e.V.: in Höhe von 480.800 Euro, ab 2021 mit 

494.800 Euro 

 Frasche Rädj/Friesenrat Sektion Nord: in Höhe von 65.000 Euro 

 Nordfriesischer Verein e.V.: in Höhe von 25.600 Euro 

 Friisk Forining e.V.: in Höhe von 25.600 Euro 

f. Artikel 7 Abs. 1 l it. f) 
Das Land Schleswig-Holstein verweist auf die Ausführungen unter E.IV.3. 

g. Artikel 7 Abs. 1 l it. g) 
Das Land Schleswig-Holstein verweist auf die Ausführungen unter E.IV.3.f. 

h. Artikel 7 Abs. 1 l it. h) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 An der EUF sind derzeit fünf Forschungsprojekte zur Sprachwissenschaft 

des Nordfriesischen bzw. zur Soziolinguistik von Nordfriesland verankert. 

Neben den Promotionsvorhaben zur Verwendung von Friesisch in den 

Sozialen Medien (2018-21), der nordfriesischen Diaspora in den USA 

(2016-2021) und der historischen Sprachenpolitik in Friedrichstadt (2019-

21, gefördert durch ein Landesstipendium) gibt es ein Post-Doc Project zu 

privater Schriftlichkeit im 19. Jahrhundert (gefördert durch die Humboldt-
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Stiftung, Bonn) und ein eigenständiges Projekt zur Effektivität der 

heutigen Sprachpolitik in Nordfriesland (Förderung von 2018-20 durch 

das Smithsonian Institution, Washington, DC). 

 An der CAU wird durchgehend auf dem Gebiet der Friesischen Sprach-

und Literaturwissenschaft geforscht, im Rahmen eines 

forschungsorientierten Unterrichts regelmäßig in Zusammenarbeit mit 

den Studierenden. Jedes Jahr erscheinen in „Us Wurk“ (der in Groningen 

herausgegebene Zeitschrift für Frisistik), im Nordfriesischen Jahrbuch 

sowie in internationalen Zeitschriften und Forschungsbänden Beiträge 

aus der Frisistik in Kiel (siehe die Publikationsverzeichnisse der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf der Webseite der Frisistik). Im Jahr 

2019 wurde eine Dissertation zu den nord- und ostfriesischen 

Wenkersätzen fertig, ein Promotionsprojekt zur Raumorientierung im 

Nordfriesischen wird in diesem Jahr (2020) abgeschlossen. 

i. Artikel 7 Abs. 1 l it. i) 
Das Land Schleswig-Holstein verweist auf die Ausführungen unter E.IV.9.a. 

j. Artikel 7 Abs. 2 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Nordfriesisch wird durch die Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 

geschützt. Siehe hierzu die Angaben unter E.IV.1.a. 

 Das FriesischG umfasst die Förderungen für das Nordfriesische im 

öffentlichen Raum: den Gebrauch des Nordfriesischen in Behörden und 

Gerichten, die Möglichkeit Nordfriesisch regional begrenzt zum 

Einstellungskriterium in Behörden, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts zu machen, die Beschilderung an Gebäuden, die 

wegweisende Beschilderung an Orts- und Hinweistafeln. 

 Näheres wird in den Bestimmungen für Teil III der Europäischen Charta 

der Regional- oder Minderheitensprachen geregelt. 
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k. Artikel 7 Abs. 3 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die Landesregierung bekennt sich zum Schutz und Förderung der 

Regional- und Minderheitensprachen des Landes, siehe hierzu die 

Angaben unter E.IV.1.a. 

 Das Schulgesetz (SchulG § 4 Abs. 6) sieht eine die in Artikel 7 Abs. 3 

geforderte Achtung, Verständnis und Toleranz vor „Die Schule fördert das 

Verständnis für die Bedeutung der Heimat, den Beitrag der nationalen 

Minderheiten und Volksgruppen zur kulturellen Vielfalt des Landes sowie 

den Respekt vor der Minderheit der Sinti und Roma. Sie pflegt die 

niederdeutsche Sprache.“ 

 Ebenso ist diese Forderung verwirklicht im Medienbereich durch den 

Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien (Rundfunkstaatsvertrag – 

RStV - ) Artikel 11 d Abs. 3, § 25. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Mit der Einführung des lokalen Hörfunks in Schleswig-Holstein sollen in 

bis zu fünf Regionen des Landes u. a. auch Regional- und 

Minderheitensprachen im Programm berücksichtigt werden. Nach § 28a 

Absatz 1 Satz 3 Medienstaatsvertrag Hamburg/Schleswig-Holstein (MStV 

HH/SH) ist in den Regionen, in denen Regional- oder 

Minderheitensprachen beheimatet sind, die jeweilige Regional- oder 

Minderheitensprache in Sendungen und Beiträgen angemessen zu 

berücksichtigen. 

 Auch der NDR ist angehalten, Regional- und Minderheitensprachen 

angemessen in seinem Programm zu berücksichtigen. Nach § 5 Absatz 2 

NDR-Staatsvertrag sind Norddeutschland und die Vielfalt seiner 

Regionen, ihre Kultur und Sprache im Programm angemessen zu 

berücksichtigen. Die Landesregierung setzt sich dafür ein, dass sich das 

Thema Regional- und Minderheitensprachen bei einer Novellierung des 

NDR-Staatsvertrages weiterhin entsprechend dort wiederfindet und die 
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Betroffenen beispielsweise in den jeweiligen Gremien stärker vertreten 

sind. 

l. Artikel 7 Abs. 4 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die friesische Volksgruppe in Schleswig-Holstein hat regelmäßig die 

Möglichkeit, Gehör für ihre Interessen zu finden. Seit 1988 tagt das 

Gremium für Fragen der friesischen Volksgruppe (Friesengremium) 

zweimal jährlich im Schleswig-Holsteinischen Landtag unter dem Vorsitz 

des Landtagspräsidenten. Das Gremium soll alle Fragen erörtern, die die 

friesische Bevölkerungsgruppe im Lande betreffen, mit dem Ziel, die 

friesische Sprache, Bildung und Kultur zu pflegen und zu fördern. 

 In Schleswig-Holstein besteht für die friesische Volksgruppe zudem die 

Möglichkeit, sich an den Beauftragten des Ministerpräsidenten in 

Angelegenheiten nationaler Minderheiten und Volksgruppen, 

Grenzlandarbeit und Niederdeutsch zu wenden. 

 In der 2020 per Errichtungsgesetz gegründeten Friesenstiftung haben die 

Vertreterinnen und Vertreter der vier friesischen Verbände (Frasche Rädj – 

Friesenrat/Sektion Nord e.V., Friisk Foriining, Nordfriesischer Verein e.V 

und Verein Nordfriesisches Institut e. V.) ihren Sitz im Stiftungsrat, dem 

Entscheidungsgremium der Stiftung und damit direkten Einfluss auf die 

Förderpraxis. 
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3. Artikel 8 – Bildung 

a. Artikel 8 Abs. 1 l it. a) iii 
i. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 

Die vorschulische Sprachbildung wird in Kindertageseinrichtungen in 

öffentlicher wie privater Trägerschaft angeboten. Das Land Schleswig-Holstein 

förderte in 2020 – wie unter E.I.3.a. dargestellt - mit insgesamt 542.291,55 Euro 

Sprachangebote von Regional- und Minderheiten für Kinder in 

Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege. Dies umfasst eine Förderung 

für Dänisch, Friesisch und Niederdeutsch/ Plattdeutsch. 274 Betreuungsgruppen 

in Kindertageseinrichtungen und bei Kindertagespflegepersonen konnten im 

Jahr 2020 von der zusätzlichen Förderung profitieren. 

Damit wird ein verstärktes Angebot von vorschulischer Erziehung in 

Nordfriesisch erreicht wird. 

In 2021 ist die Förderung für die Sprachangebote weiter angehoben worden auf 

575.000 Euro. 

b. Artikel 8 Abs. 1 l it. a) iv 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Förderung der Kindertageseinrichtungen auf Grundlage §16 Abs. 2 KitaG 

SH. 

 Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein zur Förderung von Regional-

und Minderheitensprachen in Kindertageseinrichtungen und 

Kindertagespflege 2020-2022 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 In Nordfriesland wurden 2017 insgesamt 68 Betreuungsgruppen durch die 

Förderung von Regional- und Minderheitensprachen gefördert, 

wohingegen es in 2020 bereits 131 Betreuungsgruppen waren, welche eine 

Förderung erhielten. Hierbei kann jedoch nicht nach der geförderten 

Regional- oder Minderheitensprache unterschieden werden. Die Angebote 

reichen von einer halben Stunde pro Woche bis zur ganztägigen 

Sprachförderung. 
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 Das Land Schleswig-Holstein förderte im Jahr 2020 mit insgesamt 

542.291,55 Euro Sprachangebote in Kindertageseinrichtungen für Dänisch, 

Friesisch und Niederdeutsch/ Plattdeutsch. Ziel dieser Maßnahme ist es, 

Kinder frühzeitig mit den Regional- und Minderheitensprachen des 

Landes vertraut zu machen. Insgesamt konnten 274 Betreuungsgruppen 

von Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegepersonen im Jahr 

2020 von der zusätzlichen Förderung profitieren. 

c. Artikel 8 Abs. 1 l it. b) iv 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Der Erlass „Friesisch an Schulen im Kreis Nordfriesland und auf Helgoland“ ist 

mit gleichem Wortlaut wie zuvor am 01. August 2018 erneut in Kraft getreten. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Das Land Schleswig-Holstein berichtet, dass in der Primarstufe an neun 

öffentlichen Schulen in Nordfriesland Friesisch als freiwilliges Angebot 

unterrichtet wird. Analog zu dem Modellschulprojekt Niederdeutsch 

werden diese Schulen als Modellschulen Friesisch mit einem „Freiwilligen 

Unterrichtsangebot Friesisch“ bezeichnet. 

 Die Modellschulen Friesisch werden mit einem Modellschulschild und 

einem Logo für die Homepage ausgezeichnet, um das freiwillige 

Unterrichtsangebot in der Minderheitensprache Friesisch sichtbar zu 

machen. Diese Auszeichnung war bereits im Mai 2020 geplant, musste 

aber COVID-19-bedingt mehrfach verschoben werden und wird 

nachgeholt, sobald die Situation eine Veranstaltung zur Auszeichnung 

möglich macht. 

 Im Schuljahr 2020/21 erhielten dort 628 Schülerinnen und Schüler 

insgesamt 53 Wochenstunden Friesischunterricht durch elf Lehrkräfte. 

Der Unterricht erfolgt auf der Basis des Leitfadens für den 

Friesischunterricht an Schulen in Schleswig-Holstein (Primarstufe) von 

2015. Auf der Insel Helgoland (Kreis Pinneberg) ist die Friesischlehrkraft in 

den Ruhestand versetzt worden, daher wird dort derzeit kein 
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Friesischunterricht erteilt. Weiterhin wurden an vier Schulen der 

dänischen Minderheit friesische Sprachangebote angeboten, darunter drei 

ausschließlich im Primarbereich sowie eine in Primar- und 

Sekundarstufen. An den Schulen der dänischen Minderheit erhielten im 

Schuljahr 2020/21 insgesamt83 Schülerinnen und Schüler 

Friesischunterricht in 12 Wochenstunden erteilt durch sechs Lehrkräfte. 

An der Grundschule St. Nikolai auf Sylt wird immersiver 

Friesischunterricht im Fach Sachunterricht erteilt. An der Risem Schölj, 

der Schule der dänischen Minderheit in Risum-Lindholm, werden weitere 

Fächer regelmäßig immersiv auf Friesisch unterrichtet. 

d. Artikel 8 Abs. 1 l it. c) iv 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Der Erlass „Friesisch an Schulen im Kreis Nordfriesland und auf Helgoland“ ist 

mit gleichem Wortlaut wie zuvor am 01. August 2018 erneut in Kraft getreten. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Im Bereich der gymnasialen Ausbildung wird Friesisch in Schleswig-

Holstein zurzeit allein an der Eilun Feer Skuul (EFS) in Wyk auf Föhr als 

reguläres Unterrichtsfach angeboten. Friesisch ist dort sowohl in der 

Sekundarstufe I als auch in der Sekundarstufe II belegbar. An der 

Sekundarstufe der Öömrang Skuul auf Amrum (Gemeinschaftsschule) ist 

seit dem Schuljahr 2019/20 Friesisch als Wahlpflichtunterricht in den 

Klassenstufen 7-10 wählbar. Insgesamt nahmen an den o.g. Schulen im 

Schuljahr 2020/21 70 Schülerinnen und Schüler am Friesischunterricht in 

der Sekundarstufe I teil (12 Wochenstunden), 43 in der Sekundarstufe II (8 

Wochenstunden). 

o Vier Lehrkräfte unterrichten auf den Inseln Föhr und Amrum 

Friesisch in den Sekundarstufen I und II. 

o Im Rahmen der Abiturprüfung 2020 absolvierten fünf 

Schülerinnen und Schüler der EFS Friesisch als freiwilliges 

mündliches Prüfungsfach. 
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 Insgesamt ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler im berufsbildenden 

Bereich pro Ausbildungsbereich, Ausbildungsberuf bzw. Fachrichtung zu 

gering, so dass kein Verlag die Erstellung von Schulbuchmaterialien 

erstellen wird. Dies wiederum würde die Lehrkräfte vor zusätzliche 

Aufgaben stellen. 

iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Das Land Schleswig-Holstein verweist auf die Fortsetzung seiner unter E.IV.3.d.ii 

beschriebenen Maßnahmen. 

e. Artikel 8 Abs. 1 l it. e ) ii 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Die Landesverordnung über die Einstellung in den Vorbereitungsdienst der 

Lehrerinnen und Lehrer (Kapazitätsverordnung Lehrkräfte - KapVO-LK) vom 

24. April 2012 wurde am 8.  Mai 2020 geändert. Ein erfolgreich absolvierter 

Zertifikatskurs in Friesisch wird seitdem positiv verrechnet bei der Vergabe von 

Referendariatsplätzen. Mit dem Handlungsplan Sprachenpolitik vom November 

2020 wird das Ziel verfolgt, die positiven Anrechnungsmöglichkeiten für 

Friesisch weiter auszubauen, um die Attraktivität des Studiums für Studierende 

weiter zu erhöhen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Nordfriesisch kann in Schleswig-Holstein an der Christian-Albrechts-

Universität zu Kiel (CAU) und an der Europa-Universität Flensburg (EUF) 

studiert werden. 

 Die Ausbildung zum Lehramt Friesisch erfolgt an der CAU im Rahmen 

eines Ergänzungsstudiums für das Lehramt an Gymnasien bzw. im Profil 

Wirtschaftspädagogik. Der Zwei-Fächer-Bachelorstudiengang mit dem 

Profil Fachergänzung richtet sich an Studierende, die nach dem 

Bachelorabschluss den Einstieg in eine Berufstätigkeit oder die 

Fortsetzung der universitären Ausbildung anstreben. Das Ergänzungsfach 

richtet sich an Studierende, die im Rahmen ihres Lehramtsstudiums die 

Möglichkeit erhalten, die Lehrbefugnis für ein drittes Schulfach zu 
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erlangen. Es werden neben umfassenden Kenntnissen zur historischen 

Entwicklung, der geografischen Verbreitung und der heutigen Lage des 

Nordfriesischen auch schwerpunktmäßig Grammatik, Literatur und seine 

Stellung als Minderheitensprache in Schleswig-Holstein und Europa 

vermittelt. Das Lehrangebot an der CAU konzentriert sich auf die 

nordfriesischen Mundarten Mooring bzw. Bökingharder Friesisch 

(Festlandnordfriesisch) und das Fering-Öömrang bzw. Föhr-Amrumer 

Friesisch (Inselnordfriesisch). 

 An der EUF ist Friesisch kein eigenständiger Studiengang im Rahmen der 

Lehrkräfteausbildung, sondern ein wählbarer Schwerpunkt im 

Teilstudiengang Deutsch (des Bachelorstudiengangs Bildungs-

wissenschaften). Zielgruppe sind Lehramtsstudierende, die den 

Lehrerberuf in Nordfriesland ausüben wollen oder sich für 

Minderheitensprachen und ihren Erhalt interessieren. Für die friesische 

Lehrerbildung absolvieren die Studierenden zunächst den 

Bachelorstudiengang Bildungswissenschaften mit dem Schwerpunkt 

Friesisch. In den Seminaren werden Themen der Sprachwissenschaft, 

Literatur, Archäologie und Landeskunde sowie sprachdidaktische Aspekte 

studiert. Darüber hinaus lernen die Studierenden eine Varietät des 

Nordfriesischen bis zum Niveau B2 bei Abschluss ihres Studiums. Im 

Anschluss haben sie die Möglichkeit, parallel zum Masterstudium eine 

Zusatzqualifikation für die Tätigkeit als Friesischlehrkraft zu erlangen. 

Dieses Angebot steht auch weiteren Interessenten mit entsprechenden 

Vorkenntnissen sowie aktiven Lehrkräften offen. 

 Für Studierende aller Fachrichtungen des Masterstudiengangs für das 

Grundschullehramt wird im Wahlpflichtbereich zudem der sogenannte 

Lernbereich "Friesische Sprache und friesische Minderheit" angeboten 

f. Artikel 8 Abs. 1 l it. f) iii 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Mit der Änderung des Weiterbildungsgesetzes (WBG) im Jahr 2017 wurden die 

Aufgaben und Ziele der Weiterbildung hinsichtlich der kulturellen Bildung 
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ursprünglich gedacht für die Eltern der Schülerinnen und Schüler dieser 

Schule, allerdings offen für alle Interessierten, zusätzlich gibt es einen 

Friesischabendkurs beim Akivitetshuset in Flensburg. Neu seit 2019 ist der 

Kurs des Nordfriesischen Vereins zur nordfriesischen Geschichte und 

Kultur, der zwar überwiegend Informationen auf Deutsch vermittelt, dies 

aber mit der friesischen Sprache verbindet und so großes Interesse weckt, 

dass der Kurs bereits zum dritten Mal in Folge durchgeführt worden ist. 

g. Artikel 8 Abs. 1 l it. g) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Die aktuell geltenden Fachanforderungen aller Unterrichtsfächer enthalten 

unter der Überschrift „Aufgabenfelder von besonderer Bedeutung“ den 

folgenden Absatz: „Niederdeutsch und Friesisch: Seinem Selbstverständnis nach 

ist Schleswig-Holstein ein Mehrsprachenland, in dem Regional- und 

Minderheitensprachen als kultureller Mehrwert begriffen werden. Für die 

Bildungseinrichtungen des Landes erwächst daraus die Aufgabe, das 

Niederdeutsche und das Friesische zu fördern und zu seiner Weiterentwicklung 

beizutragen.“ 

h. Artikel 8 Abs. 1 l it. h) 
Das Land Schleswig-Holstein verweist zu dieser Verpflichtung auf seine 

Ausführungen unter E.IV.3.e. 

i. Artikel 8 Abs. 1 l it. i) 
Das Land Schleswig-Holstein verweist auf seine Ausführungen in Abschnitt E.II. 12 b) 

des Sechsten Sprachenberichts. 

j. Artikel 8 Abs. 2 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Der Erlass „Friesisch an Schulen im Kreis Nordfriesland und auf Helgoland“ gilt 

für den gesamten Kreis Nordfriesland und die Gemeinde Helgoland. 
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4. Artikel 9 – Justizbehörden 

Soweit Urkunden und Beweismittel in der Minderheitensprache in einer Form 

vorgelegt werden, die für die Übersetzung Missverständnisse oder Irrtümer 

ausschließt, ist die Verpflichtung durch die geltende Rechtslage in Deutschland 

bereits erfüllt. 

a. Artikel 9 Abs. 2 l it. a) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Das Friesisch-Gesetz wurde 2016 novelliert, so dass nun mehr klargestellt 

ist, dass auch friesischsprachige Urkunden und Beweismittel im Kreis 

Nordfriesland auch bei Gerichten vorgelegt werden können. 

„§ 1 Friesische Sprache in Behörden und Gerichten 

(4) Die Bürgerinnen und Bürger können im Kreis Nordfriesland in 

zivilrechtlichen Verfahren Urkunden und Beweismittel in friesischer 

Sprache vorlegen, wenn nötig durch Inanspruchnahme von Dolmetschern 

und Übersetzungen und unter der Bedingung, dass dies nach Auffassung 

der zuständigen Richterin oder des zuständigen Richters eine ordentliche 

Rechtspflege nicht behindert.“ 

 Damit wurde der Forderung der Sprachencharta entsprochen, die 

Möglichkeit zu schaffen, Urkunden und Beweismittel in der eigenen 

Regional- oder Minderheitensprache vorlegen zu können. 

 Die Bestimmung beschränkt sich auf zivilrechtliche Verfahren, da das 

zuständige Verwaltungsgericht des Landes außerhalb des friesischen 

Sprachgebiets in Schleswig liegt. Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass 

die Verwaltungsgerichte zur Amtsermittlung verpflichtet sind und 

gegebenenfalls von sich aus auf die Dienste von Sprachmittlerinnen und 

Sprachmittlern zurückgreifen. Den Angehörigen der Sprechergruppen 

entsteht mithin kein Nachteil aus dem Gebrauch ihrer Sprache. 
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5. Artikel 10 – Verwaltungsbehörden und staatliche Dienstleistungen 

a. Artikel 10 Abs. 1 lit. a) v 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Im Bereich des Finanzministeriums sind die Finanzämter als unmittelbare 

Kontaktstelle der Bürgerinnen und Bürger mit der Finanzverwaltung für 

den Handlungsplan Sprachenpolitik wichtig. 

 In einigen Finanzämtern, vor allem in den jeweiligen nordfriesischen 

Sprachgebieten, gibt es Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 

nordfriesischen Sprachkenntnissen. Steuerpflichtige können Unterlagen 

also in den jeweiligen Sprachen einreichen. 

 Als Ermutigung zur Sprachanwendung durch Verwendung von 

Aufklebern „Ik snaak friisk!“ an Büros von Beschäftigten in den 

Finanzämtern mit Nordfriesich-Sprachkenntnissen, Erlass des 

Finanzministeriums vom 13. November 2019 

ii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
 Das Land Schleswig-Holstein verweist auf die unter IV.5.d.ii genannten 

Maßnahmen sowie die Ausführungen unter IV.2.d. 

 Hinsichtlich der Einbeziehung der Regional- und Minderheitensprachen 

im Rahmen der Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes verweist das Land 

Schleswig-Holstein auf seine Ausführungen unter D.IV.4. 

b. Artikel 10 Abs. 1 lit. c) 
Das Land Schleswig-Holstein hat der Bundesregierung am 3. Juli 2019 mitgeteilt, dass 

es diese Verpflichtung gemäß der Europäischen Sprachencharta zusätzlich 

übernehmen möchte und um Einleitung der notwendigen Schritte zur Notifikation 

beim Europarat gebeten. Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates 

eine Verordnung zur Übernahme der Verpflichtung erlassen und die Notifikation 

durch den Europarat ist am 8. Januar 2021 erfolgt, näheres unter C.I.1. 

i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 
 Gesetz zur Änderung des Landesverwaltungsgesetzes vom 25. September 

2018 (GVOBl. S. 648) 

http://#
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ii. Maßnahmen in der Praxis 
Das LVwG (inkl. § 82b) ist von allen Behörden aller Träger der öffentlichen 

Verwaltung in Schleswig-Holstein anzuwenden. Das Land führt keine 

„Generalaufsicht“ über alle schleswig-holsteinischen Landes-, Kreis-, Gemeinde-, 

Amts- und sonstigen Behörden, ob und wie sie das LVwG anwenden. 

Die Änderung des § 82b LVwG geht zurück auf das Artikelgesetz „Gesetz zur 

Umsetzung des Verfassungsauftrags zur Stärkung der nationalen Minderheiten 

und Volksgruppen“  vom 30.06.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 534). Dort ist festgelegt, 

dass die die Landesregierung dem Landtag spätestens vier Jahre nach dem 

Inkrafttreten des Gesetzes einen Bericht über die Evaluierung der Wirkungen 

hinsichtlich Effizienz und Zielerreichung vorzulegen hat. Im Rahmen dieser -

voraussichtlich in 2021 vorliegenden - Evaluierung wird auch die Vorlage von 

Dokumenten in Regional- und Minderheitensprachen aufgegriffen werden. 

c. Artikel 10 Abs. 2 lit. g) 
Das Land Schleswig-Holstein hat der Bundesregierung am 3. Juli 2019 mitgeteilt, dass 

es diese Verpflichtung gemäß der Europäischen Sprachencharta zusätzlich 

übernehmen möchte und um Einleitung der notwendigen Schritte zur Notifikation 

beim Europarat gebeten. Die Bundesregierung hat mit Zustimmung des Bundesrates 

eine Verordnung zur Übernahme der Verpflichtung erlassen und die Notifikation 

durch den Europarat ist am 8. Januar 2021 erfolgt, näheres unter C.I.1. 

i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 
 Gemäß § 6 Absatz 1 des Gesetzes zur Förderung des Friesischen im 

öffentlichen Raum (FriesischG) vom 13. Dezember 2004, zuletzt geändert 

durch Art. 2 Ges. v. 30.06.2016, (GVOBl. S. 534) sowie durch einen Erlass des 

Landes-Verkehrsministeriums vom 31. März 2009 sind Namenszusätze auf 

Ortstafeln (Zeichen 310 gem. Anlage 3 der Straßenverkehrs-Ordnung) in 

Friesisch, Dänisch und Niederdeutsch zugelassen sind. Die zweisprachige 

Ausführung der Ortstafel ist für die Gemeinden freiwillig. 

 Darüber hinaus können gemäß § 6 Absatz 1 FriesischG im Kreis 

Nordfriesland auch Ortshinweistafeln, Hinweistafeln zu besonderen 

touristischen Zielen und Routen, Hinweistafeln zu Gewässern sowie die 
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wegweisende Beschilderung an Straßen zweisprachig in deutscher und 

friesischer Sprache erfolgen. Die Umsetzung erfolgt nach Maßgabe eines 

auf Basis von § 46 Absatz 2 StVO ergangenen Erlasses des Landes-

Verkehrsministeriums vom 16. August 2016. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Auf Grundlage von § 6 Absatz 1 FriesischG wurden im Kreis Nordfriesland 

bislang (Stand: Februar 2021) 188 Wegweiser zweisprachig in deutscher 

und friesischer Sprache gestaltet. Auf Grundlage der Namenslisten im 

FriesischG wurden diese Verkehrszeichen produziert. 

d. Artikel 10 Abs. 4 lit. c) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Das Friesisch-Gesetz gibt in § 2 Abs. 4 vor: 

„Das Land Schleswig-Holstein sowie der Kreis Nordfriesland erfüllen nach 

Möglichkeit die Wünsche von Angehörigen des öffentlichen Dienstes in 

dem Gebiet eingesetzt zu werden, in dem ihre jeweilige friesische 

Sprachform gesprochen wird.“ 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 In dem 2015 in den Landtag eingebrachten Gesetzentwurf zur Ergänzung 

des Friesisch-Gesetzes, findet auch die jeweilige Sprachform des 

Friesischen und der Wunsch des Sprechers oder der Sprecherin, sich in 

seinem direkten Sprachumfeld zu bewegen, Berücksichtigung. 

 Bei Nordfriesisch gilt, dass bei Einstellungsentscheidungen in den 

Landesdienst grundsätzlich auch die Kenntnisse der Regional- oder 

Minderheitensprachen zu berücksichtigen sind, sofern diese 

Sprachkenntnisse für eine konkrete Tätigkeit erforderlich sind. 

 Im Bereich der zuständigen Polizeidienststellen des Kreises Nordfriesland, 

sprechen etwa fünf Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die 

friesische Sprache zumindest so gut, dass sie sich mit Bürgerinnen und 

Bürgern in dieser Sprache unterhalten können. Diese Beamtinnen und 
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Beamten weisen auf ihre Sprachkenntnisse auch durch entsprechende 

Schilder an Bürotüren sowie durch Sticker am Revers hin. 

e. Artikel 10 Abs. 5 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Nach dem Übereinkommen vom 13. September 1973 über die Angabe von 

Familiennamen und Vornamen in den Personenstandsbüchern (BGBl. 1976 II S. 

1473) verpflichten sich die Vertragsstaaten, zu denen auch Deutschland gehört, 

die Namen natürlicher Personen ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit 

einheitlich einzutragen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
Der Familienname ergibt sich aus dem Geburtseintrag und anderen 

Personenstandseinträgen des Namensträgers und ggf. aus den 

Personenstandseinträgen von Vorfahren. 
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6. Artikel 11 – Medien 

a. Artikel 11 Abs. 1 lit. b) ii 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Aufgrund des verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Staatsferne des Rundfunks 

können und dürfen die Länder keinen Einfluss auf Programminhalte und die 

Programmgestaltung der sowohl öffentlich-rechtlichen als auch privaten 

Rundfunkanstalten nehmen. Dennoch möchte sich die schleswig-holsteinische 

Landesregierung für den Erhalt der Minderheitensprachen in den öffentlich-

rechtlichen und privaten Medien einsetzen, wie es im Koalitionsvertrag 

nachzulesen ist. Die Einflussmöglichkeiten der Landesregierung sind aufgrund 

der Programmautonomie der Rundfunkanstalten jedoch begrenzt. 

Zum Engagement des Landes Schleswig-Holstein im Kontext der Novellierung 

des NDR-Staatsvertrages wird auf die Ausführungen unter E.I.6.a.iii verwiesen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
NDR 1 Welle 
Nord 

Aktuelle Berichterstattung, 
Regionalnachrichten Studio 
Flensburg 

Regelmäßig in 
deutscher und 
friesischer Sprache 

Einstündige Sondersendungen Etwa 2x im Jahr 
„Frasch för enarken“ (Friesisch für 
alle) in der Sendung „Von 
Binnenland und Waterkant“ 

Jeden Mittwoch 

Erzählwettbewerb „Ferteel iinjsen“ Zweijährig seit 2001 
Unterstützung „Friisk Funk“ auf 
Föhr 

Zurverfügungstellung 
der aktuellen Beiträge 
auf Friesisch sowie 
kostenlose 
Archivnutzung 

Zudem besteht ein umfangreiches Angebot zum Thema Friesisch auf der 

Internetseite von NDR 1 Welle Nord (z. B. alle Informationen zur Sendereihe 

„Friesisch für alle“, abrufbar in drei Sprachen Deutsch, Fering, Frasch). Des 

Weiteren haben die Nutzerinnen und Nutzer Zugang zu einem umfassenden 

Audio-Archiv (ständig rund 300 friesische Radiobeiträge zum Nachhören). 
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b. Artikel 11 Abs. 1 lit. c) ii 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Es wird auf die Ausführungen unter E.IV.6.a. verwiesen. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
NDR Schleswig-Holstein 

Magazin und 
Schleswig-Holstein 
18:00 Uhr 

Aktuelle Berichte über friesische Themen 
und Persönlichkeiten (teilweise mit 
hochdeutscher Untertitelung oder auf 
Hochdeutsch mit friesischem 
Originaltönen) 
Berichte über friesisches Brauchtum (z. B. 
Biike-Brennen oder das Trachtenfest auf 
Föhr) 

iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Es wird auf die Ausführungen unter E.I.6.a.iii verwiesen. 

c. Artikel 11 Abs. 1 lit. d) 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Die Filmförderung Hamburg Schleswig-Holstein fördert dokumentarische und 

fiktionale Filmwerke auf Grundlage von Satzung und Richtlinien nach 

filmkünstlerischen Gesichtspunkten und filmwirtschaftlicher 

Auswertungsprognose. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
 Neu- und Nachbesetzung der Auswahlgremien 

 Neuausrichtung der Förderpolitik zugunsten von neuen High-End-

Formaten und web-Serien 

iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Die Produktion von Audio- und audiovisuellen Werken auch in friesischer 

Sprache kann auf der Grundlage bestehender Regelung der Filmförderung 

Hamburg – Schleswig-Holstein unterstützt werden. Gleichfalls bestehen 

grundsätzlich Fördermöglichkeiten durch die Friesenstiftung – Friisk Stiftung 

(Kulturförderung des Landes Schleswig-Holstein für die friesische Volksgruppe 

und der BKM). So sind z.B. die Audio-Beiträge des vom Land Schleswig-Holstein 

geförderte Friisk Funk in dessen Mediathek abrufbar. 
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d. Artikel 11 Abs. 1 lit. e) ii 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

 Die in Nordfriesland erscheinenden Zeitungen, die vom Schleswig-

Holsteinischen Zeitungsverlag veröffentlicht werden und ungefähr einmal 

im Monat jeweils eine Seite in friesischer/niederdeutscher Sprache 

enthalten, hatte der Expertenausschuss zur Kenntnis genommen. Darüber 

hinaus druckt auch die Zeitung der dänischen Minderheit „Flensborg Avis“ 

Meldungen in friesischer Sprache ab. Die friesischen Anteile der 

genannten Zeitungsseite werden vollständig vom Nordfriesischen Institut 

(wird getragen vom Verein Nordfriesisches Institut e.V.) bereitgestellt und 

bis zum Drucklayout begleitet, obgleich diese Arbeit nicht zur 

Kernaufgabe des Nordfriesischen Instituts gehört. 

 Das Land Schleswig-Holstein fördert darüber hinaus regelmäßig die 

Vereinszeitschrift Di Mååringer Krädjer. 

ii. Maßnahmen in der Praxis 
Der Sachverständigenausschuss regt unverändert an, die regelmäßige 

Veröffentlichung von Zeitungsartikel, einschließlich online-Artikeln, in 

nordfriesischer Sprache zu erleichtern. Schleswig-Holstein verweist auf die 

Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung nach Art. 5 Absatz 1 

Grundgesetz. 

iii. Umsetzung der Empfehlung des Sachverständigenausschusses 
Das Land Schleswig-Holstein steht weiterhin zu der gezeichneten Verpflichtung 

im bestehenden Rechtsahmen, siehe die obenstehenden Ausführungen. 

e. Artikel 11 Abs. 1 lit. f) ii 
i. Maßnahmen in der Praxis 

Die bestehende Praxis der vorangegangenen Monitoringzyklen wird fortgeführt. 

Das Land Schleswig-Holstein verweist auf die Ausführungen unter E.IV.6.c. 
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f. Artikel 11 Abs. 2 
i. Maßnahmen in Politik und/oder Gesetzgebung 

Die Informationsfreiheit, einschließlich des freien Empfangs von Hörfunk- und 

Fernsehsendungen aus Nachbarländern, ist durch das Grundgesetz garantiert. 

Der Ausschuss betrachtet diese Verpflichtung daher als erfüllt. 
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7. Artikel 12 – Kulturelle Aktivitäten und Einrichtungen 

a. Artikel 12 Abs. 1 lit. a) 
i. Maßnahmen in der Praxis 

 Durch die Landesförderung friesischer Einrichtungen und die 

Projektförderung des Bundes (durch die BKM) werden die 

Verpflichtungen mittelbar umgesetzt. Für das Friesische werden eigene 

Formen des Ausdrucks und die Vertretung eigener Anliegen durch das 

Land gefördert. Das Land fördert institutionell den Frasche Rädj – 

Friesenrat/ - Sektion Nord e.V., den Verein Nordfriesisches Institut e.V., 

den Nordfriesischen Verein e.V. und die Friisk Foriining e.V., die eine 

vielfältige kulturelle Arbeit in der friesischen Volksgruppe betreiben. 

Hinzu kommen Landesmittel für Projekte der friesischen Volksgruppe. 

Insgesamt wird die Landesförderung für diesen Bereich im Haushaltsjahr 

2020 über 642.100 Euro betragen. 

 Das Nordfriesische Institut (NFI) in Bredstedt ist von großer Bedeutung 

für die Pflege der friesischen Sprache, Kultur und Geschichte. Das Institut 

versteht sich als Brücke zwischen Theorie und Praxis, zwischen 

Wissenschaft und Laienforschung. Das Institut wirkt an der Entwicklung 

von Lehr- und Lernmaterialien für den Friesischunterricht und an der 

Lehrkräftefortbildung mit. Vor allem auf den Gebieten Sprache, 

Geschichte und Landeskunde Nordfrieslands ist es wissenschaftlich und 

publizistisch tätig. Weiterhin zählen zu seinen Aufgaben die Unterhaltung 

einer Fachbibliothek und eines Zeitungsausschnittarchivs sowie das 

Angebot von Kursen, Seminaren und Vortragsveranstaltungen. Darüber 

hinaus hat das NFI mit dem Museumsanbau Nordfriisk Futuur einen 

„Schaukasten“ mit dem das Institut der interessierten Öffentlichkeit 

wertvolle Informationen über alles Friesische sowie die Arbeit des 

Instituts liefert. 






